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Einleitung OSCE Insights 2022: Krieg in Europa

Cornelius Friesendorf und Argyro Kartsonaki*

Bitte zitieren als: Cornelius Friesendorf und Argyro Kartsonaki, „Einleitung OSCE Insights 
2022: Krieg in Europa“, in OSCE Insights, Hrsg. Cornelius Friesendorf und Argyro Kartsonaki 
(Baden-Baden: Nomos, 2023), https://doi.org/10.5771/9783748933632-00

Die OSZE war noch nie eine Schönwet­
terorganisation. Aber 2022 war für sie ei­
nes der bislang schwierigsten Jahre. Wla­
dimir Putins Entscheidung, die Ukrai­
ne anzugreifen, sowie Russlands brutale 
Kriegsführung verstoßen gegen das Völ­
kerrecht und gegen grundlegende OSZE-
Prinzipien. Russlands Krieg wirft die Fra­
ge auf, wie eine konsensbasierte Orga­
nisation mit einem wichtigen Staat um­
gehen soll, der ihre Grundregeln nicht 
mehr respektiert.

Den Teilnehmerstaaten gelang es 2022 
nicht, sich bei so fundamentalen Themen 
wie dem Haushalt zu einigen. Während 
des gesamten Jahres arbeitete die OSZE 
mit monatlichen provisorischen Zuwen­
dungen. Das offenbart die Schwäche der 
OSZE. Eine strategische Planung war des­

* Cornelius Friesendorf
Institut für Friedensforschung und Sicher­
heitspolitik an der Universität Hamburg 
(IFSH)
friesendorf@ifsh.de

Argyro Kartsonaki
Institut für Friedensforschung und Sicher­
heitspolitik an der Universität Hamburg 
(IFSH)
kartsonaki@ifsh.de

wegen unmöglich. Aufgrund der hohen 
Inflation und ungünstiger Wechselkurse 
fehlte das Geld für die Fortsetzung eini­
ger Aktivitäten.

Russlands Veto zwang die OSZE zu­
dem, ihre Feldoperationen in der Ukrai­
ne zu beenden. Viele befürchteten, dass 
es anderen Missionen genauso ergehen 
könnte. Ende 2022 wurden die Mandate 
der Feldoperationen dann letztlich doch 
verlängert. Auf den OSZE-Vorsitz für das 
Jahr 2024 konnten sich die Teilnehmer­
staaten allerdings nicht einigen. Der Mi­
nisterrat in Lodz im Dezember 2022 en­
dete ohne Ergebnisse. Der polnische Vor­
sitz hatte dem russischen Außenminister 
Sergei Lawrow ein Einreisevisum verwei­
gert. Moskaus empörte Reaktion zeigt, 
wie schwierig es mittlerweile geworden 
war, auch nur im selben Raum zu sitzen.

Nicht alle Probleme der OSZE ha­
ben jedoch direkt etwas mit Russland 
zu tun. So gab es im Januar 2022 Pro­
teste in Kasachstan mit vielen Todesop­
fern. Auf Bitten der kasachischen Regie­
rung entsandte die Organisation des Ver­
trages über kollektive Sicherheit Soldaten 
in das Land. Auch zwischen Armenien 
und Aserbaidschan kam es im Septem­
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ber 2022 erneut zu Kämpfen. Beide Staa­
ten verhinderten eine Einigung über den 
Haushalt für 2022, wie bereits in den 
Jahren zuvor. Bewaffnete Auseinanderset­
zungen gab es zudem zwischen Kirgisis­
tan und Tadschikistan. In Usbekistan fan­
den im Zuge einer Verfassungskrise in 
der autonomen Region Karakalpakistan 
blutige Proteste statt.

Dennoch war die Kluft zwischen dem 
revisionistischen Russland und den Mit­
gliedern von NATO und EU das alles be­
herrschende Thema. Denn die Stärke der 
OSZE ließ sich schon immer an den Be­
ziehungen zwischen Russland und west­
lichen Staaten ablesen. Deswegen stand 
2022 – da die NATO-Staaten und Russ­
land Gefahr liefen, direkt miteinander in 
Konflikt zu geraten – sogar das Überle­
ben der OSZE auf dem Spiel.

Gleichzeitig hat das Jahr 2022 auch ge­
zeigt, wie resilient die OSZE ist. Teilneh­
merstaaten, die am Fortbestand der 
OSZE interessiert sind, ist es gemeinsam 
mit dem Sekretariat gelungen, die OSZE 
arbeitsfähig zu halten. Dabei sind sie fle­
xibel mit Beschlussblockaden umgegan­
gen. Und freiwillige finanzielle Beiträge 
spielten eine zentrale Rolle. Eine Gruppe 
von Teilnehmerstaaten rief ein neues, 
mehrere Jahre umfassendes Programm 
für die Ukraine ins Leben. Die OSZE 
setzte ihre Arbeit in vielen Teilnehmer­
staaten fort. Die Verlängerung der Man­
date der Feldoperationen im Dezember 
2022 verdeutlicht, dass ein Konsens sogar 
im Schatten eines Krieges in Europa mög­
lich ist. Insofern standen Ende 2022 die 
Chancen nicht schlecht, dass die OSZE 
den für sie existenziellen Schock des Krie­
ges gegen die Ukraine überlebt. Auf je­

den Fall stand sie viel besser da als in den 
Wochen direkt nach dem 24. Februar 
2022.

Vor diesem Hintergrund diskutieren 
die Autor*innen von OSCE Insights 2022 
drei Fragen:
1. Was kann die OSZE den teilnehmen­

den Staaten und Gesellschaften bie­
ten?

2. Wie sollen die Regierungen innerhalb 
der OSZE mit Russland umgehen?

3. Wie kann die OSZE beibehalten und 
ihre Leistungsfähigkeit gesteigert wer­
den?

Das sind schwierige Fragen. Russlands 
Angriffskrieg in der Ukraine dauert an. 
Und das Ergebnis des Krieges wird un­
weigerlich die Rolle der OSZE in einer 
wie auch immer gearteten Nachkriegs­
sicherheitsordnung in Europa beeinflus­
sen. Die Autor*innen der OSCE Insights 
2022 haben diese Fragen folgendermaßen 
beantwortet:

Was kann die OSZE den teilnehmenden 
Staaten und Gesellschaften bieten?

Die Autor*innen des vorliegenden Ban­
des sind sich einig, dass die OSZE unter 
großem Druck steht. Dabei meinen sie 
vor allem den Krieg gegen die Ukraine. 
Aber die Beiträge betonen auch den Um­
stand, dass sich die Interessen der Teil­
nehmerstaaten seit den 1990er-Jahren zu­
nehmend auseinanderentwickelt haben.

Trotz der Aushöhlung des normativen 
Konsenses im OSZE-Raum sind die Au­
tor*innen dieses Bandes überzeugt, dass 
die OSZE den Regierungen und Gesell­
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schaften nach wie vor Mehrwert bieten 
kann. William Hill und Jelena Cupać 
betonen den Stellenwert der OSZE als 
Forum. Auch wenn die Bedeutung der 
OSZE als eigenständiger Akteur schwin­
den mag, so wird sie als ein „offensicht­
licher Ort“ (Hill) für den Dialog über 
paneuropäische Sicherheitsthemen rele­
vant bleiben. Dazu gehören auch Schrit­
te zum militärischen Vertrauens- und 
Sicherheitsaufbau. In einem Forum kön­
nen die Staaten ihre Interessen artikulie­
ren. Das gibt den westlichen Staaten die 
Möglichkeit, Russland zu signalisieren, 
dass sie nicht bereit sind, Einflussberei­
che zu verhandeln und bei den zentra­
len OSZE-Prinzipien Kompromisse zu 
machen (siehe den Beitrag von Jelena 
Cupać).

Andrei Zagorski erinnert uns daran, 
dass der KSZE-Prozess abgebrochen wor­
den wäre, wenn sich die Staaten nicht 
auf Folgetreffen hätten einigen können. 
Und der Prozess endete auch in der Tat 
mehrmals. Doch die OSZE ist stärker in­
stitutionalisiert, als es die KSZE war. Dies 
lässt sich als Warnung vor Initiativen ver­
stehen, die die OSZE zu einer Konferenz­
folge im Stil der KSZE zurückentwickeln 
könnten.

Walter Kemp befasst sich ebenfalls mit 
der Geschichte der OSZE. Er erinnert 
daran, dass die Planungen für die Grün­
dung der Vereinten Nationen schon wäh­
rend des Zweiten Weltkriegs stattfanden. 
Die OSZE sollte seiner Meinung nach 
daher schon jetzt einen Plan für Sicher­
heit und Stabilität in Europa entwickeln, 
auch wenn der Krieg gegen die Ukraine 
noch andauert. Laut Kemp braucht die 
OSZE eine Strategie, wenn (und falls) die 

Verhandlungen über eine neue europäi­
sche Sicherheitsordnung beginnen.

Kreativität und Kompromisse sind je­
doch nicht immer eine gute Sache. In 
seiner Analyse der OSZE-Aktivitäten in 
Turkmenistan schreibt Luca Anceschi: 
„Das Engagement der OSZE beschränkt 
sich seit vielen Jahren auf ein Minimum, 
und Themen wie Menschenrechte und 
gute Regierungsführung werden bewusst 
ausgeklammert.“ Anceschi konzentriert 
sich auf die Aktivitäten des OSZE-Zen­
trums in Aschgabat und die Bemühun­
gen des Büros für demokratische Institu­
tionen und Menschenrechte um Wahlbe­
obachtungen – trotz der von der turkme­
nischen Regierung auferlegten Einschrän­
kungen. Dabei verdeutlicht er, dass et­
was, das für einen Teilnehmerstaat gut 
ist, nicht automatisch auch für dessen Ge­
sellschaft gut ist. Sein Beitrag weist auf 
ein grundlegendes Dilemma der OSZE 
hin: Wie kann eine auf Menschenrechten 
beruhende Organisation mit autoritären 
Teilnehmerstaaten zusammenarbeiten?

Wie sollen die Regierungen innerhalb 
der OSZE mit Russland umgehen?

Nach dem 24. Februar 2022 überlegten 
viele in der OSZE, ob und wie Russlands 
Teilnahme ausgesetzt werden könnte. 
Die Autor*innen in den OSCE Insights 
2022 empfehlen, dass Russland in der Or­
ganisation bleiben soll. Für William Hill 
würde eine OSZE ohne Russland ihre Re­
levanz verlieren und Russland zudem zu 
einem „ewigen Störenfried“ werden. 
Wenn Russland (und kleinere Staaten, 
die einen Konsens blockieren) in der 

Einleitung OSCE Insights 2022: Krieg in Europa
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OSZE bleibt, könnte dies zwar eine Eini­
gung erschweren, „aber diplomatische 
Bemühungen um schwierige und strittige 
Themen sind nie einfach“, so Hill. Die 
Geschichte der OSZE lasse vermuten, die 
westlichen Staaten würden es irgend­
wann „für möglich und wünschenswert 
halten (…), sich wieder mit Russland aus­
einanderzusetzen“.

Für Wolfgang Zellner wäre ein 
Ausschluss Russlands formal gerechtfer­
tigt, auf Basis der Aussetzung der Teil­
nahme Jugoslawiens von 1992 bis 2000. 
Ob sich dies umsetzen ließe, ist allerdings 
fraglich. Denn es ist unwahrscheinlich, 
dass Belarus und andere Mitglieder der 
Organisation des Vertrags über kollekti­
ve Sicherheit gegen Russland stimmen 
würden. Dass Russland die OSZE von 
sich aus verlassen würde, ist ebenfalls 
zweifelhaft. Andere Mitglieder der Orga­
nisation des Vertrags über kollektive Si­
cherheit würden dann wahrscheinlich in 
der OSZE bleiben, was Russlands Isolati­
on offenbaren würde. Zellner empfiehlt, 
den Dialog mit Russland über die eu­
ropäische Sicherheit möglichst fortzuset­
zen. Die Staaten sollten zwar Russlands 
Verstöße gegen die OSZE-Prinzipien an­
prangern, aber symbolische Aktionen wie 
Walk-outs (das Verlassen von Konferenz­
sälen als Zeichen von Protest) seien kon­
traproduktiv.

Die Frage nach der richtigen Balance 
zwischen einer Isolation Russlands und 
einem Einbinden Russlands ist schwer 
zu beantworten. Die Einschätzungen un­
serer Autor*innen fallen unterschiedlich 
aus. Mette Eilstrup-Sangiovanni warnt, 
dass sich Russland an einem bestimmten 
Punkt genötigt sehen könnte, die OSZE 

zu verlassen. Eine mögliche Parallele wä­
re hier Deutschlands Austritt aus dem 
Völkerbund 1933. Andrei Zagorski erin­
nert daran, dass Russland – im Gegen­
satz zum Engagement der UdSSR in der 
KSZE – die OSZE nicht mehr als einen 
Ort betrachtet, um mit den westlichen 
Staaten über die europäische Sicherheit 
zu diskutieren.

Eilstrup-Sangiovanni, Zagorski und 
Cupać empfehlen außerdem, dass die 
Staaten Konflikte bei Themen vermei­
den sollten, bei denen es wenig Raum 
für Kompromisse gibt – etwa beim The­
ma Demokratisierung. Das heißt nicht, 
dass die westlichen Staaten ihre liberalen 
Normen aufgeben. Aber sie könnten da­
rauf verzichten, andere zu beschuldigen 
und mit dem Finger auf sie zu zeigen 
(was, wie Andrei Zagorski anmerkt, den 
KSZE-Prozess beinahe beendete). Statt­
dessen sollte die OSZE als Forum die­
nen, um Spannungen abzubauen und 
Themen von gemeinsamem Interesse zu 
identifizieren. Bemühungen dieser Art 
müssten von den Teilnehmerstaaten aus­
gehen und nicht von den Strukturen 
der OSZE. Walter Kemp weist darauf 
hin, dass dem früheren Generalsekretär 
Thomas Greminger bei seinem Versuch, 
einen gemeinsamen Nenner zwischen 
den Staaten zu finden, der Vorwurf ge­
macht wurde, er stehe Moskau zu nahe. 
Dies verdeutlicht, wie wenig Autonomie 
die Regierungen dem OSZE-Sekretariat 
zugestehen.

Cornelius Friesendorf und Argyro Kartsonaki
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Wie kann die OSZE beibehalten und ihre 
Leistungsfähigkeit gesteigert werden?

Die zentrale Frage in allen Beiträgen lau­
tet, ob und wie die OSZE Russlands 
Krieg gegen die Ukraine überstehen und 
eine Säule der paneuropäischen Sicher­
heit werden könnte. William Hill ruft zu 
weniger „politischer Selbstdarstellung“ 
auf, um einen sinnvollen Dialog im Rah­
men der OSZE zu ermöglichen. Außer­
dem könnte die OSZE an einem zukünf­
tigen Waffenstillstands- oder Friedensab­
kommen zwischen der Ukraine und 
Russland mitwirken. Die OSZE könne 
eine solche Rolle in der Ukraine jedoch 
nur übernehmen, wenn die NATO- und 
EU-Mitgliedsstaaten wichtige Themen in 
die OSZE einbringen. Was die Zukunft 
der OSZE-Strukturen und -Institutionen 
wie des Büros für demokratische Institu­
tionen und Menschenrechte betrifft, so 
ist Hill wenig optimistisch. Da es keinen 
Konsens gibt, werden sowohl ihre Größe 
als auch ihre Budgets wahrscheinlich ab­
nehmen. Er kommt zu dem Schluss: „Au­
ßerdem blicken wir einer längeren Phase 
entgegen, in der viele wichtige OSZE-Do­
kumente eher durch die Verstöße gegen 
sie in den Blickpunkt geraten als durch 
ihre genaue Befolgung.“

Auch Wolfgang Zellner ist davon 
überzeugt, dass die Zukunft der OSZE 
davon abhängt, wie die Teilnehmerstaa­
ten die Organisation nutzen. Sein Vor­
schlag: Die OSZE solle vorübergehend 
informelle Methoden nutzen, um arbeits­
fähig zu bleiben, falls es zu einem Veto 
aus Russland kommt. So könnten frei­
willige Beiträge der Teilnehmerstaaten 
die OSZE-Institutionen finanzieren. Die 

OSZE solle zudem Staaten in Regionen 
einbinden, in denen Russlands Einfluss 
abnimmt und ein hohes Konfliktrisiko 
herrscht, wie etwa im Südkaukasus und 
in Zentralasien. Eine informellere und 
flexiblere OSZE hängt laut Zellner aber 
vor allem vom politischen Willen und 
von intensiven Beratungen ab. Und das 
kann nur mit einer starken Führung 
durch den Vorsitz und die Troika gelin­
gen.

Zwei unserer Autor*innen ziehen Leh­
ren aus der Vergangenheit. Mette Eils­
trup-Sangiovanni untersucht Strategien 
des Völkerbunds. Der Völkerbund sei 
nicht gescheitert, da viele seiner Aktivi­
täten in den Vereinten Nationen weiter­
lebten. Für Eilstrup-Sangiovanni ist die 
Krise der OSZE eine politische. Deswe­
gen würden institutionelle Reformen (et­
wa zum Zweck der Verabschiedung des 
Haushaltes) nur begrenzt helfen. Stattdes­
sen empfiehlt sie, ein flexibles Mandat 
zu nutzen: Statt sich in Diskussionen 
über umstrittene Themen wie Menschen­
rechte und Rüstungskontrolle aufzurei­
ben, sollte die OSZE sich auf konsens­
fähige Punkte konzentrieren, wie etwa 
die Wirtschaftskonnektivität oder die Be­
deutung des Klimawandels für die Sicher­
heit. Die Geschichte des Völkerbunds zei­
ge zudem, wie wichtig es sei, die poli­
tische Unterstützung auszuweiten. Eine 
große und gemischte Mitgliedschaft helfe 
internationalen Organisationen zu über­
leben. Eilstrup-Sangiovanni empfiehlt, 
dass die OSZE Staaten einbindet, die bis­
lang nicht sonderlich aktiv waren, wie 
etwa die zentralasiatischen Staaten (wie 
es auch Wolfgang Zellner empfiehlt). Au­
ßerdem schlägt sie vor, dass die OSZE 

Einleitung OSCE Insights 2022: Krieg in Europa
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sich über die Partnerschaft mit externen 
Akteuren wie etwa NGOs weitere finan­
zielle und technische Ressourcen erschlie­
ßen könnte.

Andrei Zagorski zeigt in seinem Bei­
trag, wie wir von der KSZE lernen 
können. Die Sowjetunion und die Ver­
einigten Staaten spielten mitunter mit 
dem Gedanken, sich aus der KSZE zu­
rückzuziehen, und nutzten die Treffen 
für gegenseitige Schuldzuweisungen. Die 
Vorbehalte der Sowjetunion hinsichtlich 
der Konzentration des Westens auf Men­
schenrechte ähnelt Russlands Kritik an 
der aktuellen Betonung der menschli­
chen Dimension. Doch die KSZE über­
lebte dank eines „asymmetrischen Ver­
handelns“, wie Zagorski es nennt. Da­
bei wurden die unterschiedlichen Inter­
essen aufgegriffen und Bedingungen ge­
schaffen, unter denen ein „ausgewogener, 
paralleler Fortschritt“ in allen Körben er­
reicht werden konnte. Die Geschichte der 
KSZE lege auch nahe, dass die Staaten 
die OSZE als Forum zur Klärung mehr­
deutiger Prinzipien, wie etwa der Nicht­
einmischung in innere Angelegenheiten, 
nutzen könnten. Ob diese Lehren aus 
der Geschichte auch wirklich angewendet 
werden können, hänge vom Ausgang der 
aktuellen Krise ab. Wenn es die Situati­
on erlaubt, könnte eine Einigung über 
gemeinsame Regeln zu einem Modus Vi­
vendi beitragen.

Walter Kemp nutzt seine Erfahrung als 
Leiter der OSCE Strategic Policy Support 
Unit und ruft die OSZE dazu auf, eine 
Strategie für eine Rückkehr zur koopera­
tiven Sicherheit zu entwickeln. Das wür­
de keinen Konsens erfordern. Eine sol­
che Strategie könnte informell entwickelt 

werden und externe Expert*innen ein­
schließen. Was es jedoch bräuchte, wä­
re eine Führung durch die Troika. Zu 
einer kooperativen Sicherheitsagenda ge­
hörten vor allem die Rüstungskontrolle 
sowie vertrauens- und sicherheitsbilden­
de Maßnahmen. Da ist Kemp anderer 
Ansicht als Mette Eilstrup-Sangiovanni, 
die empfiehlt, kontroverse Themen mög­
lichst auszuklammern. Ebenso wie Eils­
trup-Sangiovanni schlägt Kemp aber vor, 
dass die OSZE auch Themen beachtet, 
die bisher nicht Teil der zentralen OSZE-
Agenda waren, wie etwa die Bedeutung 
des Klimawandels für die Sicherheit. Er 
nennt mehrere Neuerungen, die während 
seiner Tätigkeit bei der OSZE eingeführt 
wurden. Kemp zeigt allerdings auch, wie 
die Teilnehmerstaaten die Autonomie des 
Sekretariats einschränken.

Luca Anceschi hält das OSZE-Enga­
gement in Turkmenistan für unzuläng­
lich. Ein minimales und selektives En­
gagement verringere die Relevanz der 
OSZE, da es nur in den Bereichen Ver­
änderungen geben könne, in denen die 
OSZE tätig ist. Dies untergrabe auch die 
Sicherheit im OSZE-Gebiet, da autoritäre 
Politik eine Quelle von Unsicherheit sei. 
Anceschi plädiert dafür, dass das OSZE-
Engagement in Turkmenistan auch die 
autoritäre Politik als Problem benennt. 
Deswegen sollte die OSZE von Aktivitä­
ten – wie einer Wahlbeobachtung unter 
starken Einschränkungen – Abstand neh­
men und sich um die Förderung von 
Menschenrechten kümmern.

Die Beiträge in den OSCE Insights 2022 
bieten Perspektiven und geben Empfeh­
lungen, die der OSZE dabei helfen kön­
nen zu überleben – und darüber hinaus 

Cornelius Friesendorf und Argyro Kartsonaki

12

https://doi.org/10.5771/9783748933632 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748933632
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


einen entscheidenden Beitrag zur koope­
rativen und umfassenden Sicherheit zu 
leisten.
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Hat die OSZE eine Zukunft? 

William H. Hill* 1

Zusammenfassung

Russlands Überfall auf die Ukraine hat die Frage nach der Zukunft der OSZE aufgeworfen. Wie 
kann eine Institution, die sich der Zusammenarbeit und Sicherheit verschrieben hat, die Russi­
sche Föderation zum Mitglied haben? Die OSZE kann eine Zukunft haben – auch wenn diese 
bescheidener und von mehr Streitigkeiten geprägt sein wird als zuvor. Die OSZE nach dem Jahr 
2022 sollte, so wie ursprünglich in den 1970er-Jahren, ein paneuropäischer Ort für den Dialog 
über Sicherheitsthemen sein. Die OSZE-Institutionen, die nach dem Kalten Krieg gegründet 
worden sind, werden künftig weniger aktiv sein. Das liegt auch am mangelnden Konsens unter 
den Teilnehmerstaaten. OSZE-Normen wie die zehn Prinzipien der Schlussakte von Helsinki 
müssen dennoch nicht neu verhandelt werden, sondern sollten Ideale bleiben, nach denen 
alle Teilnehmerstaaten streben. Die OSZE wird überleben, wenn die Teilnehmerstaaten sie als 
Forum nutzen, in dem gemeinsame Lösungen für die grundlegenden Sicherheitsprobleme in 
Europa gesucht und gefunden werden.

Schlagworte
OSZE, Sicherheit, Russland, paneuropäisch

Bitte zitieren als: William H. Hill, „Hat die OSZE eine Zukunft?“, in OSCE Insights, Hrsg. 
Cornelius Friesendorf und Argyro Kartsonaki (Baden-Baden: Nomos, 2023), https://doi.org/10.5
771/9783748933632-01

Einleitung

Ende 2021 hätte der Titel dieses Beitrags 
zu OSCE Insights vielleicht abwegig ge­
klungen. Viele europäische Diplomat*in­
nen machten sich gerade Gedanken da­
rüber, ob (und wo) 2025 ein Gipfeltreffen 
anlässlich des 50. Jubiläums der Verab­
schiedung der Schlussakte von Helsinki 

* William H. Hill
Global Fellow
Wilson Center, Washington, D. C.

stattfinden könnte. Angesichts des unpro­
vozierten Angriffs auf die Ukraine durch 
Russland fragen sich viele dieser Diplo­
mat*innen jetzt stattdessen, wie eine In­
stitution, die sich der Sicherheit und Zu­
sammenarbeit verschrieben hat, die Rus­
sische Föderation zum Mitglied haben 
kann.

Inmitten des fünften Jahrzehnts des 
Helsinki-Prozesses verstößt Russlands An­
griff auf die Ukraine gegen viele – 
wenn nicht sogar die meisten – Prinzipi­
en, die 1975 in Helsinki verabschiedet 
wurden und 1990 mit der Charta von 

15

https://doi.org/10.5771/9783748933632 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748933632-01
https://doi.org/10.5771/9783748933632-01
https://doi.org/10.5771/9783748933632
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://doi.org/10.5771/9783748933632-01
https://doi.org/10.5771/9783748933632-01


Paris sowie mit mehreren anderen nor­
mativen OSZE-Dokumenten bekräftigt 
und erweitert wurden. Russlands Angriff 
auf die Ukraine verstößt insbesondere 
gegen die OSZE-Verpflichtungen des Ge­
waltverzichts, der Unverletzbarkeit der 
Grenzen, der territorialen Integrität der 
Staaten, der friedlichen Beilegung von 
Streitigkeiten und gegen die grundlegen­
de Verpflichtung auf Frieden, Sicherheit 
und Gerechtigkeit, wie es in der Schluss­
akte von Helsinki formuliert ist. Kriege 
zwischen OSZE-Teilnehmerstaaten gab es 
bereits zuvor, vor allem in den 1990er-
Jahren auf dem Balkan und im Südkau­
kasus. Jedoch gab es in Europa seit dem 
Zweiten Weltkrieg keinen Krieg dieses 
Ausmaßes zwischen zwei der größten 
Staaten in Europa mehr – und gewiss 
nicht in der 50-jährigen Geschichte der 
Konferenz über Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa (KSZE) bzw. der 
Organisation für Sicherheit und Zusam­
menarbeit in Europa (OSZE).

Vor allem die USA dürften skeptisch 
sein, sich nach dem Krieg wieder mit 
Russland zu befassen – sei es im Rahmen 
der OSZE oder in anderer Form. Ob­
wohl einige amerikanische Diplomat*in­
nen die OSZE sehr schätzen, war die Or­
ganisation unter US-Spitzenpolitiker*in­
nen und in der US-Wählerschaft nie son­
derlich beliebt – und wurde von ihnen 
auch nicht recht verstanden. Die meisten 
kennen die OSZE bestenfalls als recht ob­
skure europäische Menschenrechtsorgani­
sation. Angesichts dessen fragen mehre­
re US-Offizielle bereits, inwiefern es sinn­
voll sei, eine Menschenrechtsorganisation 
zu unterstützen, der auch Russland an­
gehört, das gegen die meisten ihrer Ver­

pflichtungen verstößt. Einige von ihnen 
schlagen vor, zwar die OSZE beizubehal­
ten, aber Russland aus der Organisation 
auszuschließen. Obwohl dies – wie dieser 
Beitrag zeigt – nicht funktioniert, weisen 
solche Überlegungen darauf hin, dass die 
Zukunft für eine Organisation, die die 
Zusammenarbeit zwischen den USA und 
Russland fördern will, düster aussieht.

Wenn die OSZE Russlands Krieg ge­
gen die Ukraine überleben will, müssen 
die Teilnehmerstaaten die Organisation 
zu ihrem ursprünglichen Zweck zurück­
führen: dem Dialog über Sicherheit zwi­
schen gegnerischen, oft feindlich geson­
nenen Staaten. Staats- und Regierungs­
chefs müssen anerkennen, dass die Insti­
tutionen und Operationen der OSZE – 
die aus dem ungewöhnlich breiten Kon­
sens am Ende des Kalten Krieges hervor­
gingen – nach Russlands Angriff auf die 
Ukraine weniger bedeutend und aktiv 
sein dürften. Die grundlegenden OSZE-
Normen und -Verpflichtungen müssen 
nicht neu verhandelt werden, aber die 
Teilnehmerstaaten müssen sich an eine 
internationale Landschaft gewöhnen, in 
der gegen viele dieser Normen und Ver­
pflichtungen verstoßen wird – zum Teil 
auch schwerwiegend. Trotz dieser Hin­
dernisse gibt es äußerst wichtige Sicher­
heitsthemen, die von paneuropäischem 
Interesse sind und dringend angegangen 
werden müssen. Die OSZE ist dafür nach 
wie vor der naheliegende Ort.

Warum entstand die KSZE/OSZE?

Um sich vorzustellen, wie die OSZE nach 
dem Krieg gegen die Ukraine aussehen 
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könnte, ist es hilfreich, sich daran zu er­
innern, warum die OSZE überhaupt ge­
gründet wurde. Anfang der 1970er-Jahre 
wollten die USA, die Sowjetunion und 
die wichtigsten europäischen Staaten zen­
trale politische und sicherheitsrelevante 
Ziele über multilaterale Verhandlungen 
erreichen. Seit den frühen 1950er-Jahren 
hatte die Sowjetunion eine europäische 
Sicherheitskonferenz vorgeschlagen, um 
einen Friedensvertrag zu unterzeichnen. 
Dieser sollte die territorialen Veränderun­
gen in Europa formal anerkennen, die 
in Jalta 1945 vereinbart worden waren. 
Zunächst lehnten die USA und ihre 
Verbündeten den Vorschlag der Sowjet­
union ab. Aber in den späten 1960er-Jah­
ren ließ Washington den Wunsch erken­
nen, die Beziehungen zwischen Ost und 
West zu „normalisieren“. Dazu sollte eine 
Rüstungskontrolle strategischer und kon­
ventioneller Waffen gehören sowie eine 
breit angelegte Vereinbarung über das 
Verhalten zwischen Staaten – und auch 
das von Regierungen innerhalb von Staa­
ten. Zu letzterem gehörten vor allem 
mehr menschliche Kontakte und die Be­
achtung der Menschenrechte.

Die Bemühungen um ein umfassen­
des Abkommen zwischen Ost und West 
führten 1975 nicht nur zu der Schluss­
akte von Helsinki und dem anschließen­
den „Helsinki-Prozess“, sondern auch zu 
den Verhandlungen über einen gegensei­
tigen und ausgewogenen Truppenabbau 
(Mutual and Balanced Force Reductions). 
Diese mündeten letztlich 1990 in den 
Vertrag über konventionelle Streitkräfte 
in Europa. Die KSZE – auch „Helsinki-
Prozess“ genannt – war von Anfang an 
sowohl normativ als auch operativ an­

gelegt. Bei den nachfolgenden Experten­
treffen wurden die Verpflichtungen in al­
len drei Körben diskutiert und erweitert. 
So wurden spezielle Normen und Ver­
pflichtungen für das Verhalten zwischen 
Staaten und innerhalb von Staaten ent­
wickelt. Die vertrauens- und sicherheits­
bildenden Maßnahmen aus der Schluss­
akte benötigten ein Mindestmaß an Kon­
takten, Beobachtungen und Berichterstat­
tungen. In späteren Verhandlungen wur­
den die vertrauens- und sicherheitsbilden­
den Maßnahmen immer mehr ausgewei­
tet.

Alle großen Teilnehmerstaaten sahen 
die KSZE als einen Ort, an dem sie 
wichtige Ziele verfolgen und erreichen 
konnten. So verhielt es sich jedenfalls, 
als die Schlussakte im August 1975 un­
terzeichnet wurde. Dies war auch noch 
mindestens bis zur Verabschiedung der 
Charta von Paris und des Vertrags über 
konventionelle Streitkräfte in Europa im 
November 1990 der Fall – vielleicht auch 
noch bis zum KSZE-Gipfel in Helsinki 
im Juli 1992 und bis zur Verabschiedung 
des Dokuments „Herausforderung des 
Wandels“.

Die KSZE und das Ende des Kalten 
Krieges

Das Ende des Kalten Krieges brachte 
einen bemerkenswerten – wenn auch 
kurzen – Konsens unter den KSZE-Teil­
nehmerstaaten mit sich. Dadurch konn­
ten Normen vereinbart werden, und in­
stitutionelle und operative Neuerungen 
wurden möglich. Ein beim Gipfel in 
Paris gegründetes Büro für freie Wah­

Hat die OSZE eine Zukunft? 

17

https://doi.org/10.5771/9783748933632 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748933632
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


len wuchs rasch an und wurde zum Bü­
ro für demokratische Institutionen und 
Menschenrechte. Sein Mandat war breit, 
und es mischte sich auch mehr in inne­
re Angelegenheiten der Staaten ein. Das 
Konfliktverhütungszentrum, das 1991 in 
Wien eröffnet worden war, unterstützte 
die OSZE-Feldmissionen. Die ersten die­
ser Missionen wurden 1992 vereinbart 
und entsendet. Bis zum Jahr 2000 gab 
es 19 Missionen. Beim Gipfeltreffen in 
Helsinki 1992 wurde das Amt des Hohen 
Kommissars für nationale Minderheiten 
eingerichtet, dessen Qualitäten der stillen 
Diplomatie und Vermittlung schon bald 
im gesamten OSZE-Raum sehr geschätzt 
wurden.

Nach 1990 blieb die KSZE ein Forum 
für einen breit angelegten politischen 
und sicherheitsbezogenen Dialog. Aber 
der Dialog war nun in Form eines Stän­
digen Rats institutionalisiert, der sich aus 
Delegierten zusammensetzt und sich seit­
her mindestens einmal pro Woche trifft. 
Anfangs waren die Diskussionen im Stän­
digen Rat frei und thematisch offen, al­
lerdings wurden sie zunehmend institu­
tionalisierter und formelhaft. Für mili­
tärische Sicherheitsfragen wurde das Fo­
rum für Sicherheitskooperation gegrün­
det, das sich ebenfalls regelmäßig in 
Wien trifft. Mitte der 1990er-Jahre war 
aus der KSZE die OSZE mit Sitz in Wien 
geworden.

Die Zahl der OSZE-Tätigkeiten nahm 
in den 1990er-Jahren rapide zu. In den 
meisten Fällen waren sie eine Reakti­
on auf Ereignisse und nicht das Ergeb­
nis eines sorgfältig ausgearbeiteten Mas­
terplans. Deswegen veränderte sich das 
Wesen der Feldmissionen im Laufe der 

1990er- und frühen 2000er-Jahre ständig 
– von der Konfliktlösung über die Kon­
fliktnachsorge bis hin zur Unterstützung 
bei Übergangsprozessen. Der niederländi­
sche Vorschlag von 1992, einen Hohen 
Kommissar für nationale Minderheiten 
zu ernennen, ist auch eine Reaktion auf 
die zunehmenden ethnischen und natio­
nalen Feindseligkeiten, die sich beispiels­
weise in den Kriegen im früheren Ju­
goslawien äußerten. Diese Operationen 
und Aktivitäten zeigen, dass es ein Ein­
vernehmen zwischen den Staaten gab, 
aber keinen anhaltenden Konsens über 
den Zweck und die Hauptaktivitäten der 
OSZE.

Zwischen 1975 und 1990 ließen es 
die KSZE-Teilnehmerstaaten zu, dass die 
Institution sich immer stärker in ihre 
inneren Angelegenheiten einmischte: zu­
nächst indem Standards festgelegt wur­
den, wie Staaten ihre eigenen Bürger*in­
nen behandeln sollen. Dann indem da­
rauf hingewiesen wurde, wenn (und wie) 
Staaten gegen diese Normen verstoßen 
haben. Und schließlich auch dadurch, 
dass Unterstützung bei der Einhaltung 
der verabschiedeten Normen angeboten 
wurde. Zum Helsinki-Prozess gehörte 
von Anfang an, dass die Teilnehmerstaa­
ten einen kleinen Teil ihrer Souveräni­
tät aufgeben, indem sie anderen Staaten 
das Recht einräumen, ihr Verhalten im 
Innern zu beobachten und zu hinterfra­
gen. Nach 1990 verstärkte sich dieser Pro­
zess der freiwilligen Einschränkung oder 
des Teilens von Souveränität dramatisch: 
mit der Wahlbeobachtung durch das Bü­
ro für demokratische Institutionen und 
Menschenrechte, mit den Besuchen des 
Hohen Kommissars für nationale Min­
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derheiten und seiner Mitarbeiter*innen 
sowie durch die Aktivitäten der Feldmis­
sionen. Die OSZE erlebte eine enorme 
Erweiterung ihres Aufgabenbereichs und 
ihrer Reichweite.

Anfangs hielten fast alle Teilnehmer­
staaten diesen Prozess für eine gute 
Sache. In den 1990er-Jahren nahmen 
OSZE-Staaten gerne Wahlbeobachter*in­
nen auf und unterstützten Feldmissio­
nen, die auf Konfliktverhütung, Vermitt­
lung, Konfliktnachsorge und den Wieder­
aufbau nach einem Konflikt abzielten. 
Dieser Prozess der geteilten Souveräni­
tät war (und ist) freiwillig und koope­
rativ. OSZE-Wahlbeobachtermissionen 
und Feldmissionen werden mit Zustim­
mung des Gaststaats entsendet und 
durchgeführt. Jedoch kann es vorkom­
men, dass sich die Missionen manchmal 
in sensible oder kontroverse innenpoliti­
sche Angelegenheiten des Gastlandes ein­
mischen müssen. Anfangs wurden solche 
Operationen als hilfreich betrachtet, um 
Staaten bei der Lösung von Problemen, 
der Erfüllung von Verpflichtungen oder 
dem schwierigen Übergang von einem 
politischen oder wirtschaftlichen System 
in ein anderes zu unterstützen. Einige 
Teilnehmerstaaten – vor allem Russland 
– nahmen viele dieser OSZE-Operationen 
jedoch zunehmend als Werkzeuge wahr, 
die anderen Teilnehmerstaaten Vorteile 
brachten.

Die Diskussion über die europäische 
Sicherheitsarchitektur

An die Stelle des Konsenses, der die Ver­
abschiedung der Charta von Paris (1990), 

des Kopenhagener Dokuments (Konfe­
renz über die menschliche Dimension 
der KSZE, 1990), des Wiener Dokuments 
über vertrauens- und sicherheitsbildende 
Maßnahmen (1990) und des Dokuments 
„Herausforderung des Wandels“ (1992) 
ermöglicht hatte, traten schon bald Mei­
nungsverschiedenheiten. Schon in den 
1990er-Jahren hatten Moskau und sei­
ne wichtigsten westlichen Gesprächspart­
ner unterschiedliche Vorstellungen von 
der europäischen Sicherheitsarchitektur. 
Stark vereinfacht gesagt, wollte die russi­
sche Führung, dass die OSZE die zentrale 
Sicherheitsorganisation in Europa wird. 
Geleitet werden sollte sie von einem klei­
nen Sicherheitsrat im Stil der Vereinten 
Nationen, der sich aus den wichtigsten 
Mächten zusammensetzt – einschließlich 
der USA und Russland. Die USA und die 
größten europäischen Mächte waren ein­
verstanden, dass die OSZE wichtige Auf­
gaben übernehmen sollte. Aber sie woll­
ten, dass NATO und EU die wichtigsten 
politischen und sicherheitsbezogenen Ak­
teure in Europa darstellen.

Die Diskussion über Europas Sicher­
heitsarchitektur und die Rolle der OSZE 
erreichte ihren Höhepunkt auf dem 
OSZE-Gipfel in Istanbul 1999. Dort ver­
abschiedeten die Teilnehmerstaaten zwei 
äußerst einflussreiche Dokumente. Das 
erste war die Europäische Sicherheits­
charta, ein ambitioniertes und umfassen­
des Dokument, das zum Teil auch Russ­
lands Bestreben widerspiegelte, eine Hie­
rarchie europäischer Sicherheitsinstitutio­
nen zu etablieren und zu managen. Russ­
land versuchte in einigen Fällen erfolg­
los, die Bestimmungen des Dokuments 
zu nutzen, und nimmt es seinen westli­
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chen Partnern immer noch übel, dass sie 
wichtige Regelungen nicht beachtet ha­
ben. So behauptete der russische Außen­
minister Sergei Lawrow in den Jahren 
2021 und 2022 lautstark, dass die westli­
chen Staaten die Bestimmungen des Do­
kuments zur „unteilbaren Sicherheit der 
Staaten“ nicht eingehalten hätten. Er be­
stand darauf, dass kein Teilnehmerstaat 
seine Sicherheit auf Kosten von anderen 
erhöhen dürfe.2

Das zweite wichtige Dokument, das 
in Istanbul verabschiedet wurde, ist der 
Angepasste Vertrag über konventionelle 
Streitkräfte in Europa. So wie sein Vor­
gänger umfasste er nicht alle Teilneh­
merstaaten, aber er wurde im Rahmen 
der OSZE ausgehandelt und verabschie­
det. Die westlichen Unterzeichner des 
Angepassten Vertrags über konventionel­
le Streitkräfte in Europa fügten Bedin­
gungen für eine Ratifizierung hinzu, wie 
etwa den Rückzug der russischen Trup­
pen aus Georgien und Moldau. Westliche 
Staaten halten daran fest, dass Russland 
diese Bedingungen nicht erfüllt habe. 
Der Angepasste Vertrag über konventio­
nelle Streitkräfte in Europa ist nicht voll­
ständig ratifiziert oder in Kraft getreten.

Die NATO- und EU-Erweiterungen in 
den 2000er-Jahren – sowie andere poli­
tische, wirtschaftliche und sicherheitsre­
levante Entwicklungen – führten dazu, 
dass die wichtigsten politischen und si­
cherheitsbezogenen Themen zunehmend 
in Brüssel und Washington diskutiert 
und entschieden wurden – in Wien hin­
gegen viel seltener. In meinem Buch „No 
Place for Russia“ stelle ich die Entwick­
lung von NATO und EU sowie Moskaus 
zunehmende Desillusionierung hinsicht­

lich der OSZE nach 2001/2002 ausführli­
cher dar. All dies führte zu den immer 
größeren Schwierigkeiten der Organisa­
tion, einen Konsens zu erreichen und 
bei wichtigen Fragen nennenswerte Er­
gebnisse zu erzielen.3 Russland brachte 
immer öfter vor, dass viele der OSZE-Tä­
tigkeiten, die mit inneren Angelegenhei­
ten wie etwa Wahlen zu tun hatten, sich 
gegen Russland richteten – zum geopoli­
tischen Vorteil gewisser anderer Teilneh­
merstaaten.

Hieraus entstand schließlich ein Russ­
land, das sich von seinen europäischen 
Partnern entfremdet hat, das nachtra­
gend, misstrauisch, unkooperativ ist und 
Krieg führt. Europa ist wieder einmal 
zwischen Ost und West gespalten, wo­
bei die Trennlinie viel weiter östlich ver­
läuft als am Ende des Kalten Krieges 
vor über 30 Jahren. Schlimmer noch: 
Zwischen Russland und seinem größten 
europäischen Nachbarn tobt ein Krieg. 
Was auch immer man als Ursache für die­
se Situation betrachtet – die wichtigsten 
Fragen sollten sein, wie wir aus dieser 
Krise herauskommen können, ohne dass 
es zu einem noch größeren Krieg kommt. 
Und wie ein neues europäisches Sicher­
heitssystem aufgebaut werden kann, da­
mit es zu keiner Wiederholung kommt.

Die gegenwärtige und zukünftige OSZE

Dieser Überblick über die Geschichte der 
OSZE hat gezeigt, warum die Organisati­
on so ist, wie sie ist. Auf dieser Grundlage 
lässt sich überlegen, wie die OSZE in der 
Zukunft relevant, nützlich und attraktiv 
sein könnte.
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Erstens muss die Organisation einen 
Ort für einen echten, substanziellen Dia­
log über die wesentlichen Sicherheitsfra­
gen bieten. Sollte politische Selbstdarstel­
lung zu ihrem Hauptzweck werden, dann 
wird die Organisation sterben. Wenn ein 
oder mehrere Teilnehmerstaaten darauf 
bestehen, dass die Agenda eingeschränkt 
werden sollte oder einige Themen ausge­
schlossen werden sollten, dann wird die 
Organisation ebenfalls sterben.

Zweitens muss die OSZE-Mitglied­
schaft inklusiv sein. Russland muss wei­
terhin Mitglied bleiben, sonst wird die 
OSZE kaum mehr als eine größere EU 
oder NATO sein. Als ewiger Außenseiter 
wäre Russland auch ein ewiger Stören­
fried. Dass Russland bzw. kleinere autori­
täre Staaten Mitglieder bleiben, mag zu 
kontroverseren Diskussionen führen und 
die Konsensfindung erschweren. Aber di­
plomatische Bemühungen um schwierige 
und strittige Themen sind nie einfach. 
Die Aussetzung der Mitgliedschaft und 
dann Wiederaufnahme des ehemaligen 
Jugoslawiens zeigen die Risiken, die da­
mit verbunden sind. Im Jahr 1992 er­
schien es den anderen Staatschefs gerecht­
fertigt, Slobodan Milošević zu verstoßen. 
In den Jahren 1997 und 1998 hatte Mi­
lošević dann den Eindruck gewonnen, er 
könne die OSZE ignorieren. Damals hät­
te die Organisation gerne mehr Druck 
auf ihn ausgeübt. Es mag einfacher er­
scheinen, Beschlüsse ohne Russland zu 
fassen, aber bei der OSZE geht es darum, 
ein Forum für verbindliche Beschlüsse ge­
meinsam mit Russland zu bieten.

Drittens muss es möglich sein, dass 
sich die Organisation ändert, wenn sich 
die Umstände ändern. Viele Institutionen 

der OSZE wurden als Reaktion auf spezi­
elle Bedingungen und Ereignisse gegrün­
det. Wenn sich die Umstände ändern, 
werden einige Institutionen ihre Rele­
vanz oder Nützlichkeit verlieren. In die­
sem Fall sollte es auch möglich sein, die­
se Institutionen aufzugeben. Die OSZE 
sollte ihre Arbeit fortsetzen, aber das gilt 
nicht für all ihre Bestandteile, zumindest 
in ihrer gegenwärtigen Form.

Viertens befindet sich das Vertrauen 
zwischen den OSZE-Staaten auf einem 
historischen Tiefstand. Zwischen den bei­
den Großmächten herrschen möglicher­
weise mehr Misstrauen und Feindselig­
keit als 1973. So gesehen befinden wir 
uns in einer noch dramatischeren Situati­
on als damals. Bevor neue universale Nor­
men beschlossen, umfassende Operatio­
nen wiederaufgegriffen und eine vollstän­
dige Zusammenarbeit eingeleitet werden 
können, muss ein gewisses Maß an Ver­
trauen zwischen den Teilnehmerstaaten 
wiederhergestellt werden. Der beste Weg 
besteht darin, mit der Arbeit an den 
dringlichsten Themen zu beginnen. Die 
Hoffnung wäre dann, dass eine offene 
Diskussion und die Annahme und Um­
setzung einiger Beschlüsse dabei helfen 
könnten, langsam das gegenseitige Ver­
trauen wieder aufzubauen. Dieser Prozess 
wird schwierig sein, und wir sollten kei­
ne raschen Verbesserungen oder Ergeb­
nisse erwarten.

Nach Russlands Angriff auf die Ukrai­
ne halten es viele westliche Spitzenpoli­
tiker*innen und internationale Expert*in­
nen für schwer vorstellbar, dass eine der 
Sicherheit und Kooperation gewidmete 
Organisation die Russische Föderation 
zum Mitglied haben könnte. Dennoch 
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lässt der Lauf der Geschichte vermuten, 
dass europäische und nordamerikanische 
Staaten es irgendwann für möglich und 
wünschenswert halten werden, sich wie­
der mit Russland auseinanderzusetzen. 
So unterzeichneten zum Beispiel 1972 
– weniger als vier Jahre nach der sowje­
tischen Unterdrückung des Prager Früh­
lings – die USA und die Sowjetunion den 
Vertrag über die Begrenzung von antibal­
listischen Raketenabwehrsystemen. Die 
multilateralen Verhandlungen, die zur 
Schlussakte von Helsinki führten, began­
nen ein Jahr später. Trotz der ungeheu­
ren Feindseligkeit, die durch Russlands 
Krieg gegen die Ukraine entstanden ist, 
bleibt es mittelfristig vorstellbar, dass ein 
politischer Dialog mit Russland wieder 
aufgenommen wird.

Welche Rolle könnte die OSZE in 
diesem Prozess spielen? Ist es angesichts 
von Russlands Verstoß gegen viele der 
grundlegendsten OSZE-Verpflichtungen 
überhaupt möglich, dass die OSZE eine 
Rolle spielt? Die Antwort ist in der Ge­
schichte der Organisation zu finden. Die 
OSZE begann als Forum für einen politi­
schen Dialog, der alle europäischen Staa­
ten, zwei große nordamerikanische Staa­
ten sowie fünf frühere sowjetische zen­
tralasiatische Staaten umfasst. Auf ihrer 
grundlegendsten Ebene ist die OSZE dies 
nach wie vor. Wenn also nicht die OSZE 
der Ort für einen paneuropäischen Dia­
log sein wird, der irgendwann stattfin­
den und Russland einschließen wird – 
wo sonst soll dieser Dialog stattfinden? 
Ein Blick auf die Alternativen legt den 
Schluss nahe, dass eine Institution, die 
der OSZE stark ähnelt, erst noch erfun­
den werden muss.

Die universale Mitgliedschaft der 
OSZE spricht für eine Beibehaltung der 
Organisation. Die OSZE kann allerdings 
nicht einfach dort weitermachen, wo 
sie vor dem Krieg Russlands gegen die 
Ukraine aufgehört hat. Wir müssen uns 
bewusst machen, dass die sicherheitspoli­
tische Landschaft in Europa ganz anders 
aussehen wird als 1973 in Genf. Die 
Nachwirkungen des Kriegs in der Ukrai­
ne werden zu einer Haltung gegenüber 
Russland führen, die ganz anders ist als 
die gegenüber der Sowjetunion 1973. In 
Europa gab es zwischenzeitlich struktu­
relle und institutionelle Veränderungen. 
Sie haben dazu geführt, dass sich die 
Abläufe innerhalb der OSZE geändert ha­
ben. Auch die Themen, die die Teilneh­
merstaaten im Rahmen der OSZE behan­
deln wollen, sind nicht mehr dieselben.

Von 1973 bis 1990/91 teilten sich die 
Teilnehmerstaaten innerhalb der OSZE 
in drei Hauptgruppen auf: NATO, War­
schauer Pakt und neutrale, blockfreie 
Staaten. Diese drei Gruppen berieten 
sich, um gemeinsame Positionen zu 
bestimmten Themen herauszuarbeiten, 
die anschließend in Plenarsitzungen zwi­
schen den drei Gruppen diskutiert wur­
den. Heute gehören der NATO und der 
EU viel mehr Teilnehmerstaaten an als 
vor 1991. Ihre Mitgliedschaft überschnei­
det sich dabei weitgehend, wenn auch 
nicht vollständig. Die Zahl der neutralen 
und blockfreien Staaten in der OSZE 
ist viel geringer geworden. Zudem stre­
ben viele von ihnen eine EU- oder sogar 
NATO-Mitgliedschaft an und teilen so­
mit weitgehend EU-Positionen. Wenn al­
so die NATO oder vor allem die EU eine 
Position vertritt, ist es angesichts der Plu­
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ralität der EU sehr schwierig, sich ihr ent­
gegenzusetzen oder sie zu verändern. Die 
Zahl der mit Russland verbundenen Teil­
nehmerstaaten ist gering, und Russland 
wird fast immer deutlich in der Minder­
heit sein, wenn die EU oder NATO sich 
auf eine gemeinsame Position geeinigt 
hat.

Außerdem treffen die NATO und EU 
manchmal einfach Entscheidungen und 
setzen sie um, an denen Russland ein 
wichtiges Interesse hat – allerdings ohne 
die OSZE einzubeziehen. Dies geschah 
beim NATO-Beschluss, im März 1999 
einen Krieg gegen Serbien und Montene­
gro zu beginnen, sowie beim Beschluss, 
die Unabhängigkeit des Kosovo 2008 an­
zuerkennen. Moskau war nicht nur auf­
grund der Inhalte dieser Beschlüsse verär­
gert, sondern auch, weil die NATO und 
EU sie gegen den expliziten und lautstar­
ken Widerspruch aus Russland treffen 
und umsetzen konnten.

Angesichts dieser strukturellen Eigen­
schaften der europäischen Sicherheitsar­
chitektur und der Verhaltensmuster von 
NATO und EU gab es für Moskau zuneh­
mend weniger Gründe, wichtige Themen 
in die OSZE einzubringen. Russische 
Spitzenpolitiker*innen haben die OSZE 
als einen Ort dargestellt, den ihre west­
lichen Gesprächspartner vor allem dazu 
nutzen, Druck auf Russland auszuüben 
oder das Land zu diskreditieren. Aus die­
ser Behauptung folgt für Russland die 
Annahme, dass es viel bessere Aussich­
ten darauf hat, die NATO und EU zu 
beeinflussen, wenn es sich früh auf bilate­
rale NATO-Russland- oder EU-Russland-
Verhandlungen konzentriert. Ein anderer 
Weg, der für Moskau attraktiv sein könn­

te, bestünde darin, die beiden Blöcke zu 
spalten oder zu beschädigen – ein Ansatz, 
der im letzten Jahrzehnt immer deutli­
cher zu beobachten war.

Was kann – und soll – die OSZE tun?

Die OSZE kann in dem Bereich tätig 
sein, für den sie ursprünglich gegründet 
wurde: dem politischen Dialog über The­
men, die für alle Staaten in Europa von 
Interesse sind. Die Themen mögen insge­
samt weniger sein und auch andere als 
1973, aber einige sind auch gleichgeblie­
ben. Vor seinem unprovozierten Angriff 
auf die Ukraine am 24. Februar 2022 
brachte Russland einige legitime Punkte 
zur Sprache – neben seinem ansonsten 
für die USA, die NATO und den Rest Eu­
ropas inakzeptablen zweimonatigen 
Schwall an Vorschlägen. Sobald die 
Kämpfe in der Ukraine aufgehört haben 
und eine vernünftige, wenn auch nur 
übergangsweise, Lösung zur Beilegung 
des Konflikts gefunden ist, könnten die 
OSZE-Teilnehmerstaaten die Diskussio­
nen über einige dieser Punkte wieder auf­
nehmen.

Kann die OSZE ein Ort für Verhand­
lungen zur Beendigung des Krieges in 
der Ukraine sein? Die OSZE ist zu groß, 
schwerfällig und vielfältig, um als direk­
ter Vermittler in dem Konflikt zu fungie­
ren. Dennoch können sich ein oder meh­
rere Teilnehmerstaaten durchaus als Ver­
mittler anbieten, und die Vermittlungen 
könnten „im Kontext der OSZE“ stattfin­
den. Ein solches Arrangement würde es 
den interessierten Teilnehmerstaaten er­
möglichen, über die Fortschritte in der 
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Beilegung des Konflikts und die Aussich­
ten auf dem Laufenden zu bleiben. Bei 
der Umsetzung eines Waffenstillstands- 
oder Friedensabkommens könnten die 
OSZE-Institutionen und -Ressourcen zur 
Verfügung gestellt werden.

In einer breiteren und längerfristigen 
Perspektive sollte die OSZE als Forum 
für ernsthafte Gespräche über konventio­
nelle militärische Sicherheit dienen – 
vor allem bei Fragen des Vertrauensauf­
baus und der Transparenz. Das aktuel­
le Wiener Dokument und der Angepass­
te Vertrag über konventionelle Streitkräf­
te in Europa beziehen sich größtenteils 
auf konventionelle militärische Waffen, 
Ausrüstung und Kapazitäten, die heute 
als veraltet oder gar obsolet gelten. Das 
aktuelle Wiener Dokument muss unbe­
dingt überarbeitet werden. Diskussionen 
darüber, wie angesichts der Zusammen­
setzung und Kapazitäten heutiger kon­
ventioneller Streitkräfte Vertrauen und 
Transparenz hergestellt werden können, 
müssen beginnen. Für neue Bereiche, 
Kapazitäten und Herausforderungen, die 
zu der Zeit, als die meisten grundlegen­
den Dokumente der OSZE verabschie­
det wurden, noch gar nicht existierten, 
müssen Verhaltensregeln und „Verkehrs­
vorschriften“ etabliert werden. Dazu ge­
hören etwa Cyberverbrechen, soziale Me­
dien, das Thema Weltraum oder der 
Klimawandel. Viele dieser Themen wer­
den wohl global innerhalb der Verein­
ten Nationen besprochen werden. Aber 
die OSZE-Teilnehmerstaaten könnten da­
rüber diskutieren, was im regionalen 
Rahmen getan werden kann.

Die OSZE verfügt über etablierte 
Strukturen und einen Acquis: das Kon­

fliktverhütungszentrum, die Feldmissio­
nen, das Büro für demokratische Institu­
tionen und Menschenrechte, den Hohen 
Kommissar für nationale Minderheiten, 
den Beauftragten für Medienfreiheit so­
wie etliche normative Dokumente. Diese 
Strukturen sollten nicht aufgegeben wer­
den. Jedoch werden die Teilnehmerstaa­
ten und Personen, die sich der OSZE ver­
pflichtet fühlen, akzeptieren müssen, dass 
diese Institutionen aufgrund des fehlen­
den Konsenses unter den Teilnehmerstaa­
ten in Zukunft wahrscheinlich weniger 
aktiv und ehrgeizig sein können. Auch 
ihre Größe und ihre Budgets werden ab­
nehmen müssen. Das soll nicht heißen, 
dass interessierte Teilnehmerstaaten nicht 
versuchen sollten, Missionen und Insti­
tutionen einzusetzen, um dringende Pro­
bleme anzugehen. Aber es wird in nä­
herer Zukunft viel schwieriger werden, 
einen Konsens für solche Bemühungen 
zu finden.

Außerdem blicken wir einer längeren 
Phase entgegen, in der viele wichtige 
OSZE-Dokumente eher durch die Ver­
stöße gegen sie in den Blickpunkt gera­
ten als durch ihre genaue Befolgung. 
Das muss keine Katastrophe sein. Ge­
gen die Allgemeine Erklärung der Men­
schenrechte wurde von vielen Staaten 
und Staatschefs seit ihrer Verabschiedung 
1948 auf ungeheuerliche Weise versto­
ßen. Aber sie stellt immer noch den Maß­
stab dar, nach dem wir alle streben. Die 
Normen und Verpflichtungen verschwin­
den nicht einfach, weil gegen sie versto­
ßen wird. Vielmehr müssen wir uns aufs 
Neue ihre Bedeutung bewusst machen 
und uns ihrer Erfüllung verschreiben.
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Im Jahr 2025 steht für die OSZE ein 
wichtiges Jubiläum an. Um diesen An­
lass zu begehen, müssen wir nicht die 
Schlussakte von Helsinki überarbeiten. 
Stattdessen könnte die Befürwortung ei­
nes Friedensabkommens zwischen Russ­
land und der Ukraine durch die OSZE – 
zusammen mit Sicherheitsgarantien, die 
von bestimmten Teilnehmerstaaten ver­
einbart und angeboten werden – auch ein 
erneutes Bekenntnis aller Teilnehmerstaa­
ten zur Einhaltung der OSZE-Prinzipi­
en beinhalten. Der Krieg zwischen Russ­
land und der Ukraine sowie seine Folgen 
gehören zu den schwerwiegendsten Si­
cherheitsproblemen, denen Europa heu­
te gegenübersteht. Indem die OSZE da­
bei hilft, diese Probleme anzugehen und 
zu lösen – eine Aufgabe, die irgendwie 
und irgendwo bewältigt werden muss –, 

könnte die OSZE wieder an Relevanz ge­
winnen.
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Warum die OSZE eine Strategie braucht

Walter Kemp* 1

Zusammenfassung

Es gab bereits viele Versuche, innerhalb der OSZE eine Strategie zu entwickeln – mit begrenz­
tem Erfolg. Dies hatte Auswirkungen auf die Organisation. Der Krieg in der Ukraine und die 
Spannungen zwischen Russland und dem Westen könnten ein Umdenken bewirken. Denn 
jetzt ist die Zeit gekommen, um strategisch zu denken. Dieser Prozess sollte informell starten, 
damit neue Ideen offen diskutiert werden können. Nur mit einer Strategie kann die OSZE 
überleben und können Frieden und Sicherheit in Europa wiederhergestellt werden.

Schlagworte
OSZE, Strategie, Strategic Policy Support Unit, Ukraine, kooperative Sicherheit

Bitte zitieren als: Walter Kemp, „Warum die OSZE eine Strategie braucht,“ in OSCE Insights, 
Hrsg. Cornelius Friesendorf und Argyro Kartsonaki (Baden-Baden: Nomos, 2023), https://doi.or
g/10.5771/9783748933632-02

Einleitung

Eine Strategie „überbrückt den Graben 
zwischen dem weniger wünschenswerten 
aktuellen Zustand […] und einem wün­
schenswerteren zukünftigen Zustand“.2 

Seit ihrer Gründung im Jahr 1975 ging 
es in der Konferenz über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (KSZE) bzw. 
in der Organisation für Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa (OSZE) vor 
allem darum, Europa von einem weniger 
wünschenswerten Zustand der erhöhten 
Unsicherheit in eine kooperativere Form 

* Direktor der „Strategy against Transnatio­
nal Organized Crime at the Global Initiati­
ve“/ Berater am Geneva Centre for Security 
Policy

der Sicherheit zu überführen. Eine Stra­
tegie identifiziert die gewünschten Zwe­
cke und überlegt, welche Wege, Mittel 
und Kapazitäten benötigt werden, um 
das gewünschte Ergebnis zu erreichen. 
Eine Strategie sollte auch die Kosten und 
Risiken ihrer Durchführung berücksichti­
gen. Innerhalb der OSZE gab es nie eine 
wirkliche Strategie, um die Organisation 
ihrem Ziel der kooperativen Sicherheit 
näherzubringen.

Als die KSZE 1975 gegründet wurde, 
gab es ein klares Ziel: Die an der KSZE 
teilnehmenden Staaten wollten bessere 
Beziehungen untereinander fördern und 
Bedingungen gewährleisten, unter denen 
ihre Bevölkerungen in Frieden leben 
konnten.3 Das verkündeten sie in der 
Schlussakte von Helsinki. Für den Ost­
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block stellte die KSZE eine Möglichkeit 
dar, den Status quo zu festigen. Für den 
Westen und die Helsinki-Komitees, die 
vom Menschenrechtsaspekt der Schluss­
akte inspiriert waren, stellte die KSZE 
eine Möglichkeit dar, eine größere Offen­
heit hinter dem Eisernen Vorhang zu för­
dern oder ihn sogar ganz zu öffnen. Inso­
fern hatten beide Seiten – sowie die neu­
tralen und nicht paktgebundenen Länder 
dazwischen – ein strategisches Interesse 
daran, den KSZE-Prozess am Laufen zu 
halten. Das Ziel lautete, Sicherheit durch 
Zusammenarbeit zu fördern.

Und es funktionierte. Die KSZE trug 
dazu bei, während des Kalten Krieges die 
Beziehungen zwischen Ost und West zu 
gestalten. Wir könnten sogar sagen, dass 
die KSZE spätestens 1989/90 ihr Ziel er­
reicht hatte. Die Charta von Paris für ein 
neues Europa, die am 21. November 
1990 vereinbart wurde, entwarf die Visi­
on eines stärker geeinten Europas – auch 
wenn sie nicht die Unterstützung erfuhr, 
auf die Präsident Michail Gorbatschow 
gehofft hatte. Die Charta lieferte zudem 
die Leitlinien für die Umsetzung einer 
Gemeinschaft aus freien und demokrati­
schen Staaten von Vancouver bis Wladi­
wostok. Die Teilnehmerstaaten waren 
sich einig, dass es „eine neue Qualität des 
politischen Dialogs und der politischen 
Zusammenarbeit erfordern“ würde, um 
die hohen Ziele der Charta zu erreichen 
– also eine Weiterentwicklung der Struk­
turen der KSZE.4 Die Treffen fanden nun 
regelmäßiger statt. Institutionen wurden 
eingerichtet, wie etwa ein Sekretariat, ein 
Konfliktverhütungszentrum, ein Büro für 
freie Wahlen und eine Parlamentarische 
Versammlung. Kurz gesagt: Es gab einen 

Plan, und die KSZE bekam die Ressour­
cen und Kapazitäten, um die gewünsch­
ten Ziele zu erreichen.

Die Hoffnung auf ein friedlicheres 
Zeitalter verflog jedoch aufgrund der 
Konflikte in Teilen der früheren Sow­
jetunion – wie etwa innerhalb Georgi­
ens und der Republik Moldau sowie zwi­
schen Armenien und Aserbaidschan. Des­
wegen war eine neue Strategie vonnöten, 
um mit der Herausforderung des Wan­
dels umzugehen. Die OSZE benötigte 
zudem neue Kapazitäten. Diese wurden 
rasch und kreativ entwickelt. Ein Hoher 
Kommissar für nationale Minderheiten 
wurde ernannt, Feldmissionen entsendet, 
ständige beschlussfassende Organe und 
Verwaltungsorgane eingerichtet und das 
Amt des Amtierenden Vorsitzenden ge­
schaffen; auch wurden die Fähigkeiten 
hinsichtlich Frühwarnung, Konfliktver­
hütung und Krisenmanagement gestärkt. 
Die Umwandlung von einer Konferenz 
in eine Organisation wurde beim Buda­
pester Gipfel 1994 durch die Namensän­
derung von KSZE zu OSZE bestätigt.

Der Budapester Gipfel machte jedoch 
bereits deutlich, dass einige Länder einer 
NATO- und EU-Erweiterung Priorität 
einräumten, anstatt – wie 1990 angestrebt 
– die OSZE zum bevorzugten Forum für 
europäische Sicherheit zu machen. Dies 
führte zu immer mehr Spannungen zwi­
schen Russland und dem Westen, was 
eine Zusammenarbeit erschwerte. Daher 
wurde es umso wichtiger, neue Wege zu 
entwickeln, um die gemeinsame Sicher­
heit zu erhöhen. Sich auf eine gemein­
same Strategie zu einigen wurde jedoch 
ebenfalls schwieriger.
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Dialog ohne Strategie

Seit den 1990er-Jahren gab es jedoch 
auch einige Erfolge bei der Strategieent­
wicklung. Es wurden Strategien zum 
Umgang mit globalen Herausforderun­
gen verabschiedet. Zu den Herausforde­
rungen gehörten die sich wandelnden Si­
cherheitsrisiken, Terrorismus, organisier­
te Kriminalität, gewalttätiger Extremis­
mus, Hassverbrechen sowie innerstaatli­
che Konflikte. Beim Gipfeltreffen in Is­
tanbul 1999 wurde versucht, die Sicher­
heitslandschaft zu verbessern. Es wurden 
eine Europäische Sicherheitscharta und 
ein Übereinkommen über den angepass­
ten Vertrag über Konventionelle Streit­
kräfte in Europa beschlossen. Beim Mi­
nisterrat in Maastricht im Dezember 
2003 verabschiedeten die Teilnehmerstaa­
ten die OSZE-Strategie gegen Bedrohun­
gen der Sicherheit und Stabilität im 21. 
Jahrhundert sowie das OSZE-Strategiedo­
kument für die Wirtschafts- und Umwelt­
dimension. Wie die Ziele, Mandate und 
Kapazitäten der OSZE genutzt werden 
könnten, um mit den in diesen Strategi­
en genannten Herausforderungen umzu­
gehen, wurde indes nicht angedacht.

Zumindest ein Konsens über den stra­
tegischen Kontext war also möglich. Al­
lerdings wurde es zunehmend schwie­
rig, einen gemeinsamen Nenner im Um­
gang mit den sich überschlagenden Er­
eignissen zu finden. Die „Farbenrevolu­
tionen“ in Georgien und der Ukraine, 
der Irakkrieg, die NATO-Erweiterung so­
wie der Aufstieg eines selbstbewussteren 
Russlands unter Präsident Wladimir Pu­
tin belasteten die Beziehungen zwischen 
Russland und dem Westen zusätzlich. 

In seiner Rede bei der Münchner Sicher­
heitskonferenz 2007 kritisierte Putin dop­
pelte Standards, den Zusammenbruch 
des Völkerrechts, die Erweiterung der 
NATO sowie die Gefahren einer unipola­
ren Welt. Er warnte zudem, dass „einige 
Leute versuchen, die OSZE in ein vulgä­
res Instrument zu verwandeln, das darauf 
angelegt ist, den außenpolitischen Inter­
essen eines oder mehrerer Länder zu die­
nen“.5

Nach dem Krieg in Georgien 2008 
gab es Bemühungen, die Sicherheitszu­
sammenarbeit wieder zu verbessern. Da­
zu gehörte auch der „Korfu-Prozess“, 
der das Vertrauen zwischen den Staaten 
wiederaufbauen und den Dialog über 
die euroatlantische und eurasische Sicher­
heit weiterführen sollte.6 Die Erklärung 
„Auf dem Weg zu einer Sicherheitsge­
meinschaft“, die im Dezember 2010 beim 
OSZE-Gipfel in Astana angenommen 
wurde, präsentierte die „Vision einer frei­
en, demokratischen, gemeinsamen und 
unteilbaren euroatlantischen und eurasi­
schen Sicherheitsgemeinschaft“.7 Bedau­
erlicherweise wurde der Aktionsplan, der 
den Weg zu dieser Vision festlegte, nicht 
verabschiedet. Darauf konnten sich die 
Teilnehmerstaaten nicht einigen, auch 
aufgrund von Meinungsverschiedenhei­
ten über Konflikte im OSZE-Gebiet.

Unter dem Vorsitz Irlands 2012 wur­
de der Beschluss gefasst, einen „koordi­
nierten strategischen Ansatz“ zu verfol­
gen, um die Vision von Astana durch 
den „Helsinki+40-Prozess“ zu erreichen.8 

Daraus wurde aber eher ein interner 
Reformprozess der OSZE als ein Weg, 
die Beziehungen zwischen Russland und 
dem Westen zu verbessern. Der Prozess 
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fand mit der Annexion der Krim und den 
Kämpfen in Luhansk und Donezk 2014 
ein Ende.

Unter dem deutschen OSZE-Vorsitz 
2016 wurde beim Ministerrat in Ham­
burg „die Aufnahme eines strukturier­
ten Dialogs über die aktuellen und künf­
tigen sicherheitspolitischen Herausforde­
rungen und Risiken im OSZE-Raum [be­
schlossen], der das Verständnis für die­
se Fragen verbessern soll und als soli­
de gemeinsame Basis für den weiteren 
Weg dienen kann“.9 Daraufhin wurde 
der Strukturierte Dialog 2017 als zeitlich 
nicht begrenzter, eigenständiger Prozess 
in der OSZE mit einer Informellen Ar­
beitsgruppe etabliert. Jedoch gab es kei­
ne Strategie, wie dieser Prozess durchge­
führt werden sollte. Der Vorsitz der In­
formellen Arbeitsgruppe, in der alle Teil­
nehmerstaaten vertreten sind, wechselte 
fast jedes Jahr, und bei den wichtigsten 
Staaten fehlte der politische Wille. Daher 
führten fünf Jahre Beratungen nur zu we­
nigen Ergebnissen.

Es braucht einen strategischeren Ansatz

Als Thomas Greminger 2017 Generalse­
kretär wurde, erkannte er die Notwen­
digkeit, dass die OSZE einen stärker stra­
tegischen Ansatz verfolgt. Während des 
Vorsitzes der Schweiz 2014 war er der 
Schweizer Botschafter bei der OSZE ge­
wesen. Von daher kannte er den Still­
stand innerhalb der offiziellen OSZE-Dia­
logformate nur allzu gut und wusste, dass 
es einen frischen Denkansatz brauchte. 
Ihn beunruhigte auch das mangelnde In­
teresse der Teilnehmerstaaten, den Vor­

sitz der Organisation zu übernehmen. 
Deswegen wollte er das Sekretariat stär­
ken, damit es auch strategisch denken 
und den Vorsitz unterstützen kann.10 

Greminger beschloss, eine Abteilung für 
die Strategieplanung zu gründen. Dies 
stand im Einklang mit seinem Mandat, 
den Vorsitz „bei allen Aktivitäten zur 
Erfüllung der Ziele der OSZE [zu unter­
stützen], indem er unter anderem fach­
liche, beratende, materielle, technische 
und sonstige Unterstützung leistet, etwa 
in Form von Hintergrundinformationen, 
Analysen, Beratung, Entwürfen für Be­
schlüsse und Erklärungen, zusammenfas­
senden Darstellungen und Archivunter­
stützung“.11

Aufgrund von Haushaltsbeschränkun­
gen und weil Greminger spürte, dass die­
se Idee wohl nicht sofort von allen Teil­
nehmerstaaten unterstützt werden wür­
de, rief er die Abteilung als außerbudge­
täres Projekt ins Leben. Nach einem Re­
krutierungsprozess wurden Expert*innen 
eingestellt, die von der Russischen Föde­
ration, den Vereinigten Staaten, Finnland 
und später auch der Schweiz abgestellt 
wurden.12

Diese Abteilung – die schon bald 
in Strategic Policy Support Unit unbe­
nannt wurde – unterstützte den aktuel­
len und zukünftigen Vorsitzenden. Sie 
lieferte dem Generalsekretär strategische 
Ratschläge, half dabei, die Vorbereitung 
des Haushaltsentwurfs zu koordinieren, 
und arbeitete mit den entsprechenden 
Stellen im Sekretariat zusammen. So soll­
ten neue strategische Ansätze für die Pro­
grammaktivitäten der Organisation (et­
wa in Zentralasien) und gegenüber den 
Mittelmeer-Partnern entwickelt werden. 
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Ein Großteil der Ratschläge der Strate­
gic Policy Support Unit wurden münd­
lich oder informell erteilt. Die Abteilung 
förderte das strategische Denken im Se­
kretariat und bei den OSZE-Vorsitzen. 
Das war eine ihrer wichtigsten Auswir­
kungen. Sie setzte sich auch für infor­
melle Dialogformate ein – wie für die 
Agenda „Perspektiven 20–30“ (mit dem 
Schwerpunkt Jugend), die Sicherheitsta­
ge, die Vortragsreihe Talking Points oder 
die Initiative für kooperative Sicherheit. 
Zudem betrieb die Einheit eigene For­
schung, woraus beispielsweise der unver­
öffentlichte Bericht „Leadership, Conti­
nuity and Creativity: Towards a More 
Attractive Chairmanship Model“ hervor­
ging, der von Vertreter*innen der vorhe­
rigen und zukünftigen Vorsitze diskutiert 
wurde, oder auch das interne Paper zum 
Thema „China und die OSZE“.

Es war eine Zeit, in der die Ressour­
cen knapp waren und generell ein ge­
ringes Vertrauen in internationale Orga­
nisationen bestand. Dennoch versuchte 
die Strategic Policy Support Unit, mit 
den OSZE-Durchführungsorganen zu ar­
beiten und sich auf Bereiche zu konzen­
trieren, in denen die OSZE einen wirk­
samen Beitrag leisten konnte. Eine stets 
wiederkehrende Frage bei Planungstref­
fen lautete: „Was können Staaten in der 
OSZE gemeinsam tun, das sie nicht allei­
ne oder in einem anderen Rahmen tun 
können?“ Auch ging es um die Frage, 
wie man „weniger und es besser machen“ 
könnte – anstelle des aufgrund des nomi­
nellen Nullwachstums üblichen Mantras 
„mehr mit weniger machen“.

Die Strategic Policy Support Unit wur­
de von Anfang an von einigen Bereichen 

des Sekretariats und einigen OSZE-Dele­
gationen mit Skepsis betrachtet. Dabei 
ging es auch darum, wie diese Abtei­
lung ins Leben gerufen worden war: Ei­
nige Teilnehmerstaaten fanden, dass ih­
nen die zugrunde liegende Idee hätte 
besser erklärt werden können und dass 
dafür ein Konsens erforderlich gewesen 
wäre. Andere Staaten fragten, warum der 
Generalsekretär bei der Strategieentwick­
lung für die Organisation überhaupt eine 
Rolle spielen sollte – dies sei das Vor­
recht der Teilnehmerstaaten. Wieder an­
dere Teilnehmerstaaten waren der Mei­
nung, die OSZE benötige keine Strate­
gie, vor allem nicht im Umgang mit der 
Ukrainekrise. Doch wie Lawrence Fried­
man schrieb: „Strategie kommt ins Spiel, 
wenn es einen tatsächlichen oder potenzi­
ellen Konflikt gibt, wenn Interessen auf­
einandertreffen und Formen der Lösung 
benötigt werden“.13 Gerade zu Krisenzei­
ten ist eine Strategie erforderlich!

Das verstand der slowakische Außen­
minister Miroslav Lajčák, als er 2019 
OSZE-Vorsitzender war. Er versuchte, 
den Dialog zwischen den Botschafter*in­
nen in Wien zu fördern, und lud die 
OSZE-Außenminister*innen zu einem in­
formellen Treffen in der Hohen Tatra 
ein. Es ging ihm darum, die Bedeutung 
eines gemeinsamen Nenners, eines Kon­
senses sowie der Zusammenarbeit zu un­
terstreichen. Die Minister*innen zeigten 
sich bei dem Treffen zwar offen, aber 
weder im Ständigen Rat noch bei den 
Beschlüssen des Ministerrats in Bratislava 
im Dezember 2019 arbeiteten sie dann 
konstruktiv zusammen. Lajčák beendete 
den slowakischen Vorsitz offensichtlich 
frustriert. Er veröffentlichte eine Erklä­
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rung, in der er den Mangel an Konsens 
heftig kritisierte – ein ungewöhnlicher 
Schritt. Die Konsequenz für ihn lautete: 
„Für mich besteht die einzige Möglich­
keit, das Potenzial der Organisation zu 
nutzen, […] in politischem Engagement 
und einer politischen Vision“.14

Thomas Greminger verfolgte einen 
ähnlichen Ansatz und rief zu einer „ge­
meinsamen, einigenden Agenda“ auf. 
Kritiker*innen warfen ihm vor, angeblich 
einen gemeinsamen Nenner auf Kosten 
der gemeinsamen Prinzipien zu suchen, 
und munkelten, er stünde Moskau zu na­
he – unter anderem, weil einige russische 
Diplomat*innen zuvor den Ausdruck „ei­
nigende Agenda“ benutzt hatten. Die 
Teilnehmerstaaten konnten sich nicht 
einmal auf einen Programmentwurf für 
die nächsten Jahre einigen. Ein solcher 
Entwurf hätte einen strategischeren An­
satz ermöglicht, indem politische Priori­
täten und vorhandene Ressourcen mit­
einander abgeglichen werden. Im Endef­
fekt setzten sich die Kritiker*innen und 
Zyniker*innen durch. Die Organisation 
wurde aufgrund von konkurrierenden, 
spaltenden und oft kleinlichen persönli­
chen Agenden schwer beschädigt, anstatt 
eine gemeinsame, einigende Agenda zu 
entwickeln.

Die Teilnehmerstaaten waren also 
nicht gewillt – oder nicht in der Lage 
– eine langfristige Perspektive einzuneh­
men. Daher unterstützte der Generalse­
kretär, nach Absprache mit der Troika, 
die Einführung der Initiative für koope­
rative Sicherheit. Dieses Projekt – das 
in Zusammenarbeit mit der Friedrich-
Ebert-Stiftung und GLOBSEC durchge­
führt wurde – brachte 18 Expert*innen 

aus dem OSZE-Gebiet zusammen. Sie 
gingen der Frage nach, wie und war­
um Staaten zugunsten der Sicherheit 
und im Umgang mit modernen Risiken 
und Herausforderungen zusammenarbei­
ten müssen. Sie erstellten den Bericht 
„Restoring European Security“ und veröf­
fentlichten mehrere Online-Ressourcen, 
die zu einem neuen Nachdenken über 
„Zusammenarbeit mit Grundsätzen“15 in­
spirieren sollten. Die Expert*innen warn­
ten: „Es sollte nicht erst ein großer 
Krieg notwendig sein, um ein neues euro­
päisches Sicherheitssystem wiederherzu­
stellen oder aufzubauen“.16 Es bestand 
die Hoffnung, dass diese Initiative gesell­
schaftlicher Akteure (Track-2-Initiative) 
eine Agenda zur Zusammenarbeit schaf­
fen könnte, die die Teilnehmerstaaten 
übernehmen würden. Dazu kam es je­
doch nicht – vor allem aufgrund der 
Coronapandemie, aber auch, weil die 
Teilnehmerstaaten kein Interesse daran 
hatten, nach Wegen für eine Deeskalati­
on zu suchen oder Bereiche zu finden, in 
denen in Zukunft eine Zusammenarbeit 
möglich wäre.

Jeder hat eine Strategie – und die OSZE?

Innerhalb der OSZE-Gemeinschaft 
scheint es eine Abneigung gegen stra­
tegisches Denken zu geben. Dennoch 
hat fast jede Regierung eines Landes, je­
des Unternehmen sowie jede regionale 
oder internationale Organisation eine Ab­
teilung für strategische Konzepte oder 
die Planung solcher Konzepte. Fast jede 
zwischenstaatliche Organisation erarbei­
tet Strategien. Die EU verfügt über meh­
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rere strategische Pläne und hat Anfang 
2022 einen Strategischen Kompass verab­
schiedet. Beim Gipfel in Madrid hat die 
NATO ein neues strategisches Konzept 
veröffentlicht, „um das Bündnis für Si­
cherheitsherausforderungen auszustatten 
und Orientierung für seine zukünftige 
politische und militärische Entwicklung 
zu bieten“.17 Regionale Organisationen 
in anderen Teilen der Welt sind zu lang­
fristigem Denken fähig. So hat die Afrika­
nische Union ihre Agenda 2063. Dies ist 
ein 2013 verabschiedeter 50-Jahres-Plan. 
Die Vereinten Nationen – die mehr als 
dreimal so viele Mitglieder hat wie die 
OSZE – kann mit Strategien und gemein­
samen Zielen aufwarten. Warum nicht 
auch die OSZE?

Vielleicht ist es ein Mangel an Vorstel­
lungskraft. Oder vielleicht fehlte bis vor 
Kurzem die Dringlichkeit. Vielleicht ist 
das Nichtvorhandensein einer Strategie 
auch eine gute Sache – warum Zeit dafür 
verschwenden, freundliche Worte zu for­
mulieren und zu verhandeln, die dann 
wenig Wirkung zeigen? Vertreter*innen 
dieser Auffassung würden sagen, dass es 
besser sei, Frieden vor Ort zu schaffen als 
Schlösser in der Luft. Wie dem auch sei: 
Bei so vielen Staaten, die nicht die glei­
chen Anschauungen vertreten und kei­
ne gemeinsamen Annahmen oder Ziele 
mehr zu haben scheinen, ist es so gut 
wie unmöglich, einen Konsens über eine 
Strategie zur europäischen Sicherheit zu 
erzielen. Zudem müssen wir zwischen 
der OSZE als einer Ansammlung von 
Staaten und den OSZE-Durchführungs­
organen unterscheiden. Obwohl sich die 
OSZE von einer Konferenz zu einer 
Organisation mit Durchführungsorganen 

entwickelt hat, wird sie nach wie vor von 
ihren Teilnehmerstaaten geleitet. Die Dis­
kussionen über die Strategic Policy Sup­
port Unit und die Rolle des Generalsekre­
tärs als Strategiemacher zeigten den Un­
willen einiger wichtiger Länder, die Kon­
trolle über Themen abzugeben, die poli­
tikrelevant sind. Allerdings ist es schwer, 
unter den 57 nationalen Sicherheitsstrate­
gien einen gemeinsamen Nenner zu fin­
den – vor allem, wenn sich einige dieser 
Staaten gegenseitig als größte Bedrohung 
ansehen.

Was auch immer die Gründe im Ein­
zelnen sein mögen – das Ergebnis ist: 
Die OSZE ist ständig mit internen An­
gelegenheiten, Abläufen und dem Haus­
halt beschäftigt. Nur selten besteht die 
Möglichkeit, über weitreichendere The­
men zu reden – obwohl es davon mehr 
als genug gibt. Es ist schwer, allgemeine 
Prioritäten in eine Politik zu fassen, weil 
niemand entscheiden kann, was die stra­
tegischen Prioritäten sind. Die OSZE ist 
in einem „Business as usual“-Kreislauf ge­
fangen – und dies ausgerechnet zu einem 
Zeitpunkt, an dem kreatives Denken und 
neue Ansätze dringend erforderlich wä­
ren. Lawrence Freedman wies darauf hin: 
„[E]ine Strategie zu haben, ist ein Zei­
chen dafür, dass man über kurzfristige 
und triviale Themen hinausblicken kann, 
um langfristige und wesentliche Themen 
zu sehen, dass man Ursachen statt nur 
Symptome angehen und den Wald statt 
nur Bäume sehen kann“.18 Im Moment 
scheint sich die OSZE zwischen den Bäu­
men verirrt zu haben.
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Empfehlungen: Eine kooperative 
Sicherheitsagenda schrittweise 
erarbeiten

Aufgrund des Ukrainekriegs wird es für 
die Teilnehmerstaaten schwer werden, 
einen Konsens im Ständigen Rat oder 
beim Ministerrat zu finden. Ein OSZE-
Gipfel, an dem Präsident Putin nicht teil­
nimmt, ist kaum vorstellbar. Deswegen 
wird die kurzfristige Strategie der OSZE 
darin bestehen, zu überleben. Allerdings 
ist ein Durchwursteln und Hoffen auf 
bessere Zeiten keine akzeptable Art und 
Weise, die Zukunft zu planen oder zu 
gestalten. Hoffnung ist keine Strategie. Es 
ist daher allerhöchste Zeit, dass wir Plä­
ne für ein Europa nach dem Krieg entwi­
ckeln, und die OSZE ist der naheliegende 
Ort, um dies zu tun. Sie sollte ein Motor 
des Wandels sein und nicht sein Produkt. 
Doch wie soll das unter den gegenwärti­
gen Umständen gelingen?

Schon die Arbeit an einer Roadmap 
für die Stabilisierung der Situation im 
OSZE-Gebiet könnte den OSZE-Teilneh­
merstaaten eine gemeinsame Agenda lie­
fern – und der Organisation eine unge­
fähre Ausrichtung und Zielsetzung für 
die Zukunft. Zwar sind die Umstände 
nicht so wie 1972, denn es besteht kei­
ne Einigkeit, dass eine Entspannung not­
wendig ist. Aber das Beispiel des Helsin­
ki-Prozesses von 1972 bis 1975 kann als 
Inspiration dienen, wie die Teilnehmer­
staaten zusammenarbeiten könnten, um 
in einem schrittweise erfolgenden Bera­
tungsprozess die Sicherheit und Koopera­
tion in Europa wiederherzustellen.

Um einen solchen Prozess anzustoßen, 
ist kein konsensbasierter Beschluss nötig. 

Dazu würden die bestehenden Struktu­
ren und Abläufe ausreichen. Die meisten 
Treffen finden aktuell in einem informel­
len Rahmen statt. Das ist günstig, denn 
darüber ließe sich gut ein offener Dialog 
über die Bausteine einer kooperativeren 
europäischen Sicherheitsordnung führen.

Ein solcher Prozess braucht dennoch 
Führung. Deswegen könnte die OSZE-
Troika eine Roadmap entwickeln, die 
Zwischenetappen von heute bis zu einem 
möglichen Treffen auf hoher Ebene 2025 
definiert. Letzteres würde mit dem 50. 
Jahrestag der Schlussakte von Helsinki 
zusammenfallen. Die Troika könnte die 
gegenwärtigen Herausforderungen und 
den Sicherheitskontext analysieren und 
dann die gewünschten Ziele einer koope­
rativen Sicherheitsagenda darlegen. Da­
mit wäre eine gemeinsame Agenda für 
die nächsten drei Jahre festgelegt und 
Druck von den nächsten Vorsitzen ge­
nommen, selbst jedes Jahr eigene Priori­
täten vorstellen zu müssen.

In der kooperativen Sicherheitsagen­
da werden politisch-militärische Aspekte 
eine zentrale Stellung einnehmen. Dazu 
gehören Deeskalation, Entwaffnung so­
wie vertrauens- und sicherheitsbildende 
Maßnahmen. In der Ukraine einen Frie­
den herzustellen wird schwer. Selbst nach 
einem Ende der Kämpfe zwischen Russ­
land und der Ukraine wird es kompliziert 
sein, Vertrauen wiederaufzubauen – so­
wohl zwischen der Ukraine und Russland 
als auch zwischen Russland und dem 
Westen. Dennoch ist die OSZE dafür gut 
geeignet, gut positioniert und gut ausge­
stattet. Sie kann dabei auf dem bestehen­
den Rahmen zur Rüstungskontrolle auf­
bauen. Sich auf eine Agenda für das Fo­
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rum für Sicherheitskooperation und den 
Strukturierten Dialog zu einigen, könn­
te ein gemeinsames Verständnis der zu 
diskutierenden Themen schaffen. Dies 
könnte eine Unterkategorie der umfas­
senden kooperativen Sicherheitsagenda 
bilden.

Außerdem sollte das Wiener Doku­
ment über vertrauens- und sicherheitsbil­
dende Maßnahmen modernisiert werden. 
Beispielsweise sollten die Schwellen für 
Ankündigungen und Überprüfungen mi­
litärischer Übungen angepasst werden, 
um die Entsendung von Streitkräften 
und Ausrüstung in Grenznähe einzu­
schränken und die Gefahr unangekündig­
ter Übungen zu reduzieren. Auch Maß­
nahmen zur Deeskalation könnten ver­
einbart werden, um Zwischenfälle und 
Unfälle auf dem Wasser und in der Luft 
zu vermeiden. Es sollte Kontakte von Mi­
litär zu Militär geben, um beispielswei­
se Militärdoktrinen, militärische Präsenz, 
Risikowahrnehmungen und die Auswir­
kungen neuer Technologien und Waffen­
systeme zu diskutieren.

So wie in den 1980er-Jahren könnte 
die OSZE der Ort sein, um Rüstungskon­
trollabkommen zu verhandeln. Sie könn­
te zudem ein Forum sein, um Sicherheits­
garantien zu diskutieren, beispielsweise 
für Länder „zwischen“ Russland und 
dem Westen (vor allem für die, in de­
nen noch russische Streitkräfte stationiert 
sind), aber auch für Russland in Bezug 
auf die NATO.

Eine kooperative Sicherheitsagenda 
könnte auch darauf eingehen, wie grund­
legende Prinzipien für Frieden und Si­
cherheit in Europa in der aktuellen 
Sicherheitslandschaft zu interpretieren 

sind. Der gegenwärtige Amtierende Vor­
sitzende der OSZE, der polnische Außen­
minister Zbigniew Rau, hat vorgeschla­
gen, dass die Teilnehmerstaaten darüber 
diskutieren, wie sie diese Prinzipien heu­
te auffassen und wie die OSZE-Prinzipi­
en und -Verpflichtungen effektiver umge­
setzt werden könnten.19

Ein europäischer Sicherheitsdialog 
könnte außerdem folgende Themen um­
fassen: eine rechtsverbindliche Charta für 
die OSZE; ein Nachdenken über die Pra­
xis, den Vorsitzenden jedes Jahr auszu­
wechseln; eine Stärkung der Mechanis­
men für die friedliche Beilegung von 
Streitigkeiten; eine Reform des Überprü­
fungsprozesses für die Umsetzung der 
menschlichen Dimension; eine Untersu­
chung der Auswirkungen von Techno­
logie auf Menschenrechte und Medien; 
und eine Überarbeitung der Verfahrens­
regeln, um einen Stillstand aufgrund 
von nicht vorhandenem Konsens zu ver­
hindern. Die Teilnehmerstaaten sollten 
auch Themen bestimmen, die eine Zu­
sammenarbeit erfordern, aber nicht in 
den Gründungsdokumenten der OSZE 
vorhergesehen wurden, wie etwa grenz­
überschreitende organisierte Kriminali­
tät, Terrorismus, die Auswirkungen des 
Klimawandels auf die Sicherheit, Cyber­
sicherheit und Migration. Die Strategie 
sollte den normativen Rahmen der OSZE 
so weit wie möglich aufrechterhalten.

Leider wurde die Strategic Policy Sup­
port Unit verkleinert und durch nichts 
Vergleichbares ersetzt. Die Troika kon­
zentriert sich auf die Alltagsgeschäfte und 
darauf, die OSZE am Laufen zu halten. 
Die meisten Teilnehmerstaaten reden nur 
ungern über eine kooperativere Zukunft, 
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und Russland setzt seinen Angriff auf die 
Ukraine fort. Woher soll eine Strategie 
also kommen?

Ich halte es für klug, Ideen informell 
in Track-1,5-Prozessen zu diskutieren, in 
die externe Expert*innen und eine selbst­
gewählte Gruppe aus Ländern eingebun­
den sind, die „Freunde der OSZE“ sind. 
Die Teilnehmerstaaten und die Troika 
könnten auf diese Weise zwanglos Ideen 
erörtern, über die vielleicht keine Einig­
keit besteht – ohne dass alle 57 Teilneh­
merstaaten anwesend sind. Aber letzten 
Endes werden Beschlüsse von den Teil­
nehmerstaaten getroffen werden müssen. 
Daher sollten – mit Unterstützung des 
Sekretariats – zumindest informelle Platt­
formen für den Dialog genutzt werden, 
um über die Zukunft der OSZE nachzu­
denken und sie zu planen.

Jegliche Strategie wird vom Ergeb­
nis des Ukrainekrieges abhängen. Auch 
wenn es vielleicht noch zu früh erscheint, 
um über die Zukunft der europäischen 
Sicherheit zu sprechen: Es wäre auf je­
den Fall nützlich, einige Ideen in der 
Schublade zu haben, wenn die Zeit für 
einen Neuentwurf der Sicherheitsarchi­
tektur gekommen ist. Es sei daran erin­
nert, dass die Planungen für eine neue 
internationale Organisation – aus denen 
die Vereinten Nationen hervorgingen – 
bereits 1943, in den dunklen Tagen des 
Zweiten Weltkriegs, begonnen hatten.20

Jetzt ist deshalb die richtige Zeit, stra­
tegisch zu denken. Die OSZE kann nicht 
darauf warten, bis in Europa wieder stabi­
le Verhältnisse einkehren – sie sollte viel­
mehr darauf hinarbeiten. Weil sie keine 
Strategie hat, ist die OSZE in eine Lage 
geraten, die weit von der Sicherheitsge­

meinschaft entfernt ist, die sich die Teil­
nehmer beim Gipfel in Astana ausgemalt 
hatten. Es ist Zeit für einen Plan.
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Die OSZE in der Krise: Fünf Lehren aus der Geschichte des 
Völkerbunds

Mette Eilstrup-Sangiovanni* 

Zusammenfassung

Seit dem Angriff Russlands auf die Ukraine im Februar 2022 fragen sich viele, ob die OSZE 
diese Krise überleben wird. Die Organisation steht zudem schon seit Langem weiteren He­
rausforderungen gegenüber: einem institutionellen Stillstand, Boykotten, Haushaltskürzungen, 
Konflikten zwischen den Großmächten sowie Nationalismus und Populismus. Wie kann die 
OSZE auf solche Herausforderungen reagieren und zugleich resilienter werden? Dieser Beitrag 
leitet aus der Geschichte des Völkerbunds Empfehlungen für die OSZE ab. Obwohl der Völker­
bund letztlich aufgelöst wurde, bestehen viele seiner Einrichtungen im Rahmen der Vereinten 
Nationen fort.

Schlagworte
OSZE, Ukrainekonflikt, Resilienz, Zwischenkriegszeit, Völkerbund

Bitte zitieren als: Mette Eilstrup-Sangiovanni, „Die OSZE in der Krise: Fünf Lehren aus der 
Geschichte des Völkerbunds“, in OSCE Insights, Hrsg. Cornelius Friesendorf und Argyro Kart­
sonaki (Baden-Baden: Nomos, 2023), https://doi.org/10.5771/9783748933632-03

Einleitung

Anfang der 2000er-Jahre ging es um 
die Frage, wie die OSZE zur Konfliktlö­
sung in den Gebieten der früheren Sow­
jetunion beitragen und die zunehmen­
den Spannungen zwischen Russland und 
dem Westen entschärfen könnte. Inzwi­
schen stellen sich die Fragen: Wie kann 
die OSZE einen Krieg zwischen zwei 
ihrer Teilnehmerstaaten überleben? Wie 
kann die Organisation zunehmende An­

* Mette Eilstrup-Sangiovanni
University of Cambridge
mer29@cam.ac.uk

feindungen von Teilnehmerstaaten über­
stehen, um weiterhin zu einem europä­
ischen Sicherheitsdialog und zur Vertrau­
ensbildung beizutragen?

In der Literatur zu internationalen Be­
ziehungen wurde erörtert, wie die Zuge­
hörigkeit zu mehr als einer internationa­
len Organisation die Gefahr eines zwi­
schenstaatlichen Krieges verringern kann. 
Weniger beachtet wurde jedoch die Fra­
ge, wie internationale Organisationen ge­
walttätige Konflikte zwischen ihren Mit­
gliedsstaaten überleben können. Aus his­
torischer Perspektive sind die Aussichten 
für die OSZE eher schlecht. Studien ha­
ben festgestellt, dass Sicherheitsorganisa­
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tionen in den letzten zwei Jahrhunder­
ten die geringsten Überlebenschancen 
aufwiesen. Die meisten Organisationen 
lösten sich in Kriegszeiten oder in Wirt­
schaftskrisen auf.1 Die Weltwirtschaftskri­
se und die beiden Weltkriege bedeuteten 
das Ende für die meisten damals existie­
renden internationalen Sicherheitsorgani­
sationen.2 Es gibt auch Beispiele für inter­
nationale Organisationen, die aufgrund 
von gewalttätigen Konflikten zwischen 
zwei Mitgliedsstaaten aufgelöst wurden. 
So wurde die Development Bank of the 
Great Lakes States aufgelöst, nachdem 
Ruanda 1996 Zaire angegriffen hatte.3 

Zudem sind viele der Ansicht, dass Ita­
liens Angriff auf Äthiopien 1935 dem 
Völkerbund ein Ende gesetzt hätte. Der 
Völkerbund war jedoch schon zuvor er­
schüttert worden, da die Versuche, zwi­
schenstaatliche Aggressionen zu stoppen, 
gescheitert waren.

Der Krieg in der Ukraine ist bei Wei­
tem nicht die einzige Krise, der die 
OSZE gegenübersteht: Aktuell fordern 
ein institutioneller Stillstand, Boykotte, 
zunehmende Konflikte zwischen Groß­
mächten und Widerstände durch natio­
nalistische und populistische Politiker*in­
nen die OSZE heraus. Wie kann die 
OSZE resilienter werden? Hier lohnt ein 
Blick in die Vergangenheit, um zu schau­
en, wie sich Wirtschaftskrisen, Konflikte 
zwischen Großmächten und nationalisti­
scher Populismus früher auf internatio­
nale Organisationen ausgewirkt haben. 
Zum letzten Mal gab es eine solche Phase 
des Hypernationalismus, der Ent-Globali­
sierung und des Rückgangs von Demo­
kratie zwischen den späten 1920er-Jahren 
und dem Ende des Zweiten Weltkriegs. 

Der Protektionismus nahm zu, in Europa 
breitete sich ein autoritärer Populismus 
aus, und sowohl die beiden Großmächte 
als auch kleinere Staaten wandten sich 
vom Völkerbund und anderen multilate­
ralen Organisationen ab – und bevorzug­
ten eine ad hoc und bilateral angelegte 
Diplomatie.4 Viele internationale Orga­
nisationen wurden in dieser Zeit aufge­
löst, oder ihre Mitgliederzahl sank und 
ihr Mandat wurde eingeschränkt. Andere 
wiederum – einschließlich vieler Völker­
bund-Institutionen – überlebten und ha­
ben ihre Aufgaben noch erweitert.

Der vorliegende Beitrag blickt hinter 
die Kulissen des Völkerbunds und ande­
rer internationaler Organisationen wäh­
rend der Zwischenkriegszeit und unter­
sucht, ob die damals verwendeten Strate­
gien im Umgang mit Krisen auch Lehren 
für die OSZE bereithalten. Die Analyse 
beruht auf kürzlich veröffentlichen Ar­
chivunterlagen des Völkerbunds5 sowie 
auf früheren Forschungsarbeiten. Diese 
Quellen vermitteln tiefe Einblicke in die 
Ziele, Interessen und Herausforderungen 
von internationalen Organisationen im 
Zuge geopolitischer Krisen. Durch sie 
können wir erfahren, wie Mitarbeiter*in­
nen von internationalen Organisationen 
Konflikte zwischen Mitgliedsstaaten so­
wie Widerstände gegen ihre Autorität 
wahrnahmen und damit umgingen.

Der Völkerbund wurde lange Zeit 
als gescheitertes Experiment betrachtet. 
In letzter Zeit wird das Vermächtnis 
des Völkerbunds aber neu bewertet. Wis­
senschaftler*innen weisen darauf hin, 
dass wichtige Elemente der institutionel­
len Völkerbund-Strukturen in den Ver­
einten Nationen weiterleben.6 Die For­
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scher*innen haben untersucht, wie das 
Völkerbund-Sekretariat und seine Mitar­
beiter*innen die Entwicklung des Völker­
bunds über die 25 Jahre seines Bestehens 
geprägt haben. Sie zeigen, wie die zentra­
len Institutionen des Völkerbunds – zu­
sammen mit Mitgliedsstaaten und länder­
übergreifenden Akteuren, die ihre Arbeit 
unterstützten – mit Streitigkeiten über 
die Mitgliedschaft, der Aufkündigung 
von Abkommen, sinkenden Haushalten 
und populistischen Widerständen gerun­
gen haben, und zwar mit unterschiedli­
chem Erfolg. Obwohl der Völkerbund 
letzten Ende aufgelöst wurde, können 
uns diese Überlebenskämpfe zeigen, wie 
internationale Organisationen mit Wid­
rigkeiten umgehen sollten. Schließlich 
können wir vom Scheitern ebenso lernen 
wie von Erfolgen.

Haushaltskrise

Die kontinuierliche Kürzung ihres Jahres­
budgets (inflationsbereinigt) stellt eine 
große Herausforderung für die OSZE 
dar.7 In dieser Hinsicht hat die OSZE viel 
mit dem Völkerbund gemeinsam. Der 
Völkerbund begann seine Aktivitäten 
1920, in einer Zeit mit erheblichen Wirt­
schaftsproblemen, in der sich Widerstand 
gegen – angesichts des durch den Krieg 
verursachten Elends – „verschwenderi­
sche“ internationale Institutionen regte. 
Zwischen 1922 und 1926 wuchs der Völ­
kerbund-Haushalt um nur fünf Prozent, 
während die Zahl der Mitarbeiter*innen 
um 27 Prozent zunahm.8 Um Ressour­
cen zu sparen, wurde von Reisen abgera­

ten. Dokumente und Protokolle konnten 
nicht immer gedruckt werden.9

Doch auch diese Einsparungen reich­
ten nicht aus, um den Haushalt auszu­
gleichen. Deswegen mussten neue Wege 
gefunden werden, um die Aufgaben des 
Völkerbunds erfüllen zu können. Die 
Hauptaufgabe des Sekretariats bestand 
darin, Informationen zu sammeln und 
zu verbreiten, Empfehlungen abzugeben 
und Berichte von Expert*innen herauszu­
geben. Daher wurde mit einzelnen Re­
gierungen und anderen internationalen 
Organisationen vereinbart, Forschungser­
gebnisse und statistische Daten gemein­
sam zusammenzustellen und einander 
zugänglich zu machen. So sollten die 
operativen Kosten verringert werden.10 

Eine weitere Sparmaßnahme war, sich 
auf private Akteure zu stützen. Die Ge­
sundheitsorganisation des Völkerbunds 
erhielt ab 1922 Spenden von der US-
amerikanischen Rockefeller Foundation. 
Während der 1930er-Jahre betrugen diese 
rund eine halbe Million Schweizer Fran­
ken pro Jahr.11 Zwischen 1933 und 1942 
finanzierte die Rockefeller Foundation 
auch die Forschung der Abteilung für 
Wirtschaftsinformationen des Sekretari­
ats zur Bekämpfung der Wirtschaftskrise. 
Zu Spitzenzeiten machten die Finanzmit­
tel der Rockefeller Foundation ein Drittel 
des Haushalts dieser Abteilung aus.12 Die 
umfangreichen Ermittlungen des Völker­
bunds im Bereich des Menschenhandels 
mit Frauen und Kindern wurde vom 
American Bureau of Social Hygiene fi­
nanziert.13

Neben privaten Stiftungen unterstütz­
ten auch die Arbeiter- und Friedensbe­
wegungen die Völkerbund-Institutionen. 
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In den 1920er- und 1930er-Jahren tra­
fen sich Friedensaktivist*innen, Gewerk­
schaften und Forscher*innen auf länder­
übergreifenden Kongressen, um sich ge­
gen Krieg und Imperialismus auszuspre­
chen. Außerdem haben sich Völkerbund-
Gesellschaften in einzelnen Ländern und 
NGOs für die Ratifizierung des Ständi­
gen Internationalen Gerichtshofs einge­
setzt und die technische, wirtschaftliche, 
gesellschaftliche und humanitäre Arbeit 
des Völkerbunds unterstützt.14 Um die­
se Verbindungen zu fördern, nahmen 
Vertreter*innen des Sekretariats regelmä­
ßig an den Treffen internationaler NGOs 
teil und befürworteten den Zugang der 
NGOs zum Sekretariat, aber auch zum 
Rat und der Versammlung.15

Die Partnerschaft mit privaten Akteu­
ren diente mehreren Zwecken:
• Die NGOs und zivilgesellschaftlichen 

Gruppen brachten – in Zeiten der 
Haushaltsbeschränkungen – zusätzli­
che Expertise und zusätzliche Geld­
mittel in den Völkerbund ein. Es be­
stand die Hoffnung, ihre Mitwirkung 
könne die Unterstützung durch die 
Öffentlichkeit erhöhen.

• Die Behauptungen und die Politik be­
stimmter Staaten in Bezug auf den 
Völkerbund sollten durch die zivilge­
sellschaftlichen Akteure auf den Prüf­
stand gestellt werden. Damit woll­
te der Völkerbund einer politischen 
Stimmungsmache begegnen, die den 
Völkerbund als Sündenbock präsen­
tierte. Die Hoffnung war, dass die 
Bürger*innen politische Behauptun­
gen dadurch besser bewerten können. 
Der Völkerbund ernannte daher zum 

Beispiel NGO-„Prüfer“, die den Gre­
mien für Kommunikation, Transit, 
Sozialpolitik, Unterricht, Menschen­
handel mit Frauen sowie für Flücht­
linge angehörten.16

Diese Beispiele könnten für die OSZE 
hilfreich sein. Im letzten Jahrzehnt hat 
sich die operative Leistungsfähigkeit der 
OSZE zunehmend verringert, weil Re­
gierungen weniger Personal abstellten 
und das Budget kürzten. Unter den ak­
tuellen politischen Bedingungen darauf 
zu hoffen, dass die Teilnehmerstaaten 
ihre finanziellen Beiträge erhöhen, wäre 
reines Wunschdenken. Stattdessen könn­
te die OSZE die Strategie des Völker­
bunds übernehmen und strategische Part­
nerschaften mit regionalen, länderüber­
greifenden oder überstaatlichen Akteuren 
aufbauen, die über ergänzendes Wissen 
und materielle Ressourcen verfügen – 
wie etwa Kommunalregierungen, NGOs, 
private Stiftungen und Unternehmen so­
wie internationale Organisationen. Mit 
ihnen könnten die Lücken in den opera­
tiven Kapazitäten geschlossen werden.17 

Als sich der Völkerbund mit regiona­
len und transnationalen Akteuren zusam­
mentat, erhöhten sich nicht nur seine 
Ressourcen, sondern gleichzeitig auch 
seine Legitimität. Der Völkerbund wur­
de öffentlich sichtbarer, konnte staatliche 
Kritik zurückweisen und die Politik in 
den Mitgliedsstaaten „von innen“ beein­
flussen. Länderübergreifende Bündnisse 
dienten in manchen Fällen auch dazu, 
die staatliche Kontrolle zu lockern, da 
staatliche Finanzmittel durch private Gel­
der und Expertise ergänzt bzw. ersetzt 
wurden.
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Schaden vermeiden: Großmachtkonflikt 
und institutionelle Zurückhaltung

Der Völkerbund hatte schwierige Startbe­
dingungen. Er musste sich in einer Zeit 
des zunehmenden Nationalismus und 
wachsender Konflikte zwischen Groß­
mächten bewähren. Vor allem die Zu­
sammenarbeit bei Themen, die einen 
Verlust an Souveränität bedeuten könn­
ten, erwies sich als schwierig. Im Sep­
tember 1919 wurde ein Abkommen zur 
Überwachung des Handels mit Waffen 
und Munition unterzeichnet. Es trat al­
lerdings nie in Kraft, da Frankreich sich 
weigerte, es zu ratifizieren.18 Der Entwurf 
eines Beistandsvertrags, der Angriffskrie­
ge verboten hätte, wurde von mehreren 
Regierungen 1924 abgelehnt. Das Genfer 
Protokoll von 1924, das ein System ver­
pflichtender Schiedsverfahren festlegte, 
scheiterte ebenfalls, da Großbritannien es 
nicht unterzeichnen wollte.19

Da viele Versuche gescheitert waren, 
zunehmenden politischen Spannungen 
durch Abrüstung zu begegnen, verfolg­
ten das Büro der Abrüstungsabteilung 
und das Sekretariat eine neue Strategie 
des „Versteckens und Zurückhaltens“. 
Zwischen 1930 und 1934 achtete das Se­
kretariat darauf, keine Vorschläge zu ma­
chen, die wahrscheinlich im Völkerbund­
rat abgelehnt worden wären. Treffen der 
Hauptkommission und der Abrüstungs­
abteilung wurden immer wieder abge­
sagt oder verschoben, da die Leiter*in­
nen es für besser hielten, die Gremien 
gar nicht erst einzuberufen, anstatt sie 
zu einer Bühne für Feindseligkeiten und 
Megafon-Diplomatie verkommen zu las­
sen.20 Der erste Generalsekretär des Völ­

kerbunds Sir Drummond äußerte sich 
zur Invasion Italiens in Äthiopien 1935 
folgendermaßen: „Falls der Völkerbund 
erfolgreich aus der Äthiopien-Italien-Ge­
schichte hervorgeht, werden die Aussich­
ten auf eine Versammlung zur Rüstungs­
anpassung hervorragend sein. Falls nicht, 
wird die gesamte Haltung geändert wer­
den müssen. […] Wie auch immer, bis 
nächstes Jahr gilt: Je weniger über Abrüs­
tung gesprochen wird, desto besser.“21

Dass es keine Treffen auf hoher Ebene 
mehr gab, bedeutete jedoch nicht das En­
de einer aktiven Abrüstungsdiplomatie. 
Anstatt dass sich Regierungen bei großen 
Konferenzen trafen, bemühte sich das Se­
kretariat darum, Treffen kleinerer Grup­
pen gleichgesinnter Staaten zu organisie­
ren. Dabei ging es darum, einen Konsens 
bezüglich kleinerer, praktischer Ziele zu 
erreichen. Das Sekretariat begann auch, 
Daten zur Rüstungsstärke einzelner Staa­
ten zu sammeln und zu analysieren. Mit 
der öffentlichen Verbreitung dieser Da­
ten war die Hoffnung verbunden, dass 
öffentlicher Druck auf die Regierungen 
entstehen würde. Die Daten könnten zu­
dem als Grundlage für zukünftige Ver­
handlungen über Rüstungskontrolle die­
nen. Diese Hoffnung wurde nie erfüllt. 
Aber wenn die Regierungen bereit gewe­
sen wären, über Abrüstung zu reden, wä­
re der Völkerbund vorbereitet gewesen 
und hätte mit Daten Verhandlungen un­
terstützen können.

Die Zusammenarbeit im Handel ent­
wickelte sich ähnlich. Als der wirtschaftli­
che Nationalismus nach dem Wall-Street-
Crash 1929 zunahm, scheiterten mehre­
re internationale Handelskonferenzen.22 

Da die Wirtschaftsinstitutionen des Völ­
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kerbunds nicht in der Lage waren, poli­
tische Aspekte des Handels – wie etwa 
Zölle und Tarife – zu beeinflussen, gaben 
sie die Pläne für weitere Wirtschaftskon­
ferenzen auf. Stattdessen konzentrierten 
sich Leiter*innen im Sekretariat darauf, 
die Abläufe bei der Wirtschaftsdiploma­
tie zu verbessern. Von da an befasste 
sich der Wirtschaftsausschuss mit der Lö­
sung juristischer und administrativer Pro­
bleme, die dem Handel indirekt im Weg 
standen – durch Streitbeilegungen in 
Wirtschaftsfragen, die Vereinfachung von 
Zollformalitäten sowie die Standardisie­
rung von statistischen Methoden und der 
Begrifflichkeiten im Zoll.23

Auch verstärkte das Sekretariat die 
Forschung zu Wirtschaftsdaten und ver­
öffentlichte mehr dazu. Im Jahr 1931 
stellte das Sekretariat einen Bericht mit 
dem Titel „The Course and Phases of 
the World-Economic Depression“ vor. 
Damit Staaten den Befunden nicht wi­
dersprechen können, empfahl Alexander 
Loveday, Direktor der Abteilungen für 
Finanzen, Wirtschaftsinformationen und 
Transit, dass die analytischen Aspekte der 
Studie „der Feststellung von Tatsachen 
untergeordnet werden sollten […], denn 
letzten Endes werden die Befunde für 
sich sprechen.“24 Kurz gesagt: Um einzel­
ne Staaten nicht vor den Kopf zu stoßen, 
beschränkte sich die Wirtschaftsabteilung 
darauf, „neutrale“ Forschung zu betrei­
ben, und überließ es externen Expert*in­
nen, daraus unpopuläre Schlüsse zu zie­
hen.

„Verstecken und zurückhalten“ stell­
te für die Völkerbund-Institutionen eine 
naheliegende Strategie im Umgang mit 
den politisch heiklen Themen Rüstung 

und Handel dar. Andere internationale 
Organisationen gingen mit nationalisti­
schen Gegenreaktionen auf ähnliche Wei­
se um. Eine weitere Institution des Völ­
kerbunds verdankte ihren Erfolg dieser 
unpolitischen Haltung: Das Internationa­
le Büro für Bildung, das von seiner Grün­
dung 1929 bis zum Kriegsausbruch – 
trotz eines beschränkten Haushalts und 
weniger Mitarbeiter*innen – höchst ak­
tiv war.25 Die 1934 ins Leben gerufene 
„Pädagogische Welttour“ des Internatio­
nalen Büros für Bildung sammelte Da­
ten zu Bildungsreformen einzelner Län­
der und gab Empfehlungen heraus. Die 
Welttour führte durch mehr als 70 Län­
der, und auf ihre Ergebnisse konnten 
sich Bildungsreformer*innen der jeweili­
gen Länder stützen. Während des Zwei­
ten Weltkriegs arbeitete das Büro des Völ­
kerbunds mit dem Internationalen Roten 
Kreuz zusammen, um den Dienst für in­
tellektuelle Hilfe für Kriegsgefangene zu 
gründen, der Kriegsgefangenen Bücher 
zur Verfügung stellte. Da diese Aktivitä­
ten breiten Anklang fanden, wuchs die 
Mitgliederzahl des Internationalen Büros 
für Bildung von zwölf Ländern im Jahr 
1929 auf 20 Staaten in Europa und La­
teinamerika am Ende des Zweiten Welt­
kriegs. Ein Grund für den Erfolg des 
Internationalen Büros für Bildung war 
sicherlich, dass seine Tätigkeit nicht poli­
tisch, sondern vor allem fachlicher Natur 
war. Diese unpolitische Haltung war eine 
bewusste Entscheidung. Viele Regierun­
gen wollten keine internationale Einmi­
schung in ihre inneren Angelegenheiten 
und fürchteten eine westliche globale Bil­
dungsagenda. Um politische Kontrover­
sen zu umgehen, „vermied [das Interna­
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tionale Büro für Bildung] sorgfältig jegli­
che Einmischung in die Bildungsfreiheit 
seiner Partner“.26 Anstatt auf die Standar­
disierung nationaler Ansätze zu drängen, 
versuchte das Büro, universale Bildung zu 
fördern, ohne sich in „lokale Prioritäten“ 
einzumischen. Spezifische Empfehlungen 
und die Umsetzung wurden den Behör­
den und den NGOs vor Ort überlassen. 
Das Internationale Büro für Bildung be­
steht bis heute als Institut der UNESCO 
(IBE-UNESCO).

Welche Lehren ergeben sich hieraus für 
die OSZE? Rüstungskontrolle und Abrüs­
tung – zentrale Punkte der OSZE-Agenda – 
sind in den letzten Jahrzehnten zu schwie­
rigen Themen geworden, da sowohl die 
Vereinigten Staaten als auch Russland aus 
wichtigen Abkommen zur Rüstungskon­
trolle ausgetreten sind.27 Deswegen wird 
von vielen Seiten gefordert, die Gespräche 
über Abrüstung wiederzubeleben und da­
bei die Rolle der OSZE bei der Rüstungs­
kontrolle zu stärken.28 Allerdings wäre je­
der Versuch, das Wiener Dokument von 
2011 über Vertrauens- und Sicherheitsbil­
dende Maßnahmen zu aktualisieren, zum 
Scheitern verurteilt. Das gilt auch für einen 
Neustart  der  konventionellen  Rüstungs­
kontrolle im Rahmen des „Strukturierten 
Dialogs über die aktuellen und künftigen 
sicherheitspolitischen Herausforderungen 
und  Risiken  im  OSZE-Raum“  oder  im 
Rahmen  einer  Gruppe  gleichgesinnter 
Länder im Berlin-Format.29

Bei Initiativen zu Menschenrechten 
sieht es nicht anders aus. Da sich die 
Beziehung zwischen Russland und dem 
Westen extrem verschlechtert hat, sind 
Debatten über Menschenrechte zu einer 
ideologischen Konfrontation geworden, 

die zu institutionellen Blockaden führt.30 

Es dürfte angesichts solcher Widerstän­
de kontraproduktiv sein, neue Initiativen 
vorzuschlagen oder bestehende Initiati­
ven neu zu beleben. Die Chartas von 
Helsinki und Paris würden heutzutage 
ebenso wenig von den OSZE-Staaten ver­
einbart werden wie die Satzung des Völ­
kerbunds 1935. Deswegen ist es müßig, 
im aktuellen Klima auf diese Anliegen zu 
pochen. Solange keine Vereinbarungen 
in Sicht sind, sollten einzelne Staaten 
versuchen, mehr Vertrauen aufzubauen. 
Dafür könnten sie sich in OSZE-Projek­
ten zur Transparenzsteigerung engagie­
ren oder sich an „Koalitionen der Wil­
ligen“ beteiligen, die bestimmte Projek­
te voranbringen wollen. Kleinformatige 
Maßnahmen dieser Art mögen kurzfris­
tig nicht viel erreichen. Unter den aktu­
ellen Umständen wäre dieses Vorgehen 
aber produktiver als auf große Themen 
zu drängen, zu denen keine gemeinsame 
Haltung gefunden werden kann.

Die Flexibilität des Mandats nutzen

Im Jahr 1934 waren die länderüber­
greifenden Aktivitäten des Völkerbunds 
weitgehend zum Erliegen gekommen. 
Wäre sein Mandat auf konventionelle 
Sicherheitskooperation und Handel be­
schränkt gewesen, hätte seine Arbeit an 
diesem Punkt geendet. Ein breit ange­
legtes Mandat, das auf einem umfassen­
den Ansatz zur Sicherheit beruhte, er­
möglichte es den Völkerbund-Institutio­
nen jedoch, in neuen Bereichen tätig zu 
werden, wie etwa Transport, Alphabeti­
sierung, Ernährung und sanitäre Versor­
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gung. In der zweiten Hälfte der 1930er-
Jahre lag ein Schwerpunkt der sozialen 
und wirtschaftlichen Völkerbund-Institu­
tionen auf einem gemeinsamen Vorge­
hen gegen Armut und Krankheit als Kon­
fliktursachen.31 Dieser Ansatz, so war die 
Vermutung, würde die Staaten und die 
Öffentlichkeit eher ansprechen als die 
kontroversen Themen Handel und Ab­
rüstung.

Die Zusammenarbeit bei sozialen The­
men und bei der allgemeinen Konflikt­
verhütung ermöglichte es dem Völker­
bund auch, Unterstützung jenseits seiner 
Mitgliedsstaaten zu finden. Auf Java wur­
den 1937 zwei Konferenzen abgehalten: 
eine zur Bekämpfung des Menschenhan­
dels mit Frauen und eine weitere zur 
Hygiene in ländlichen Gegenden. Im Ju­
ni 1936 veranstaltete die Gesundheitsor­
ganisation des Völkerbunds ein Treffen 
in Moskau. Die Gesundheitsorganisation 
war die einzige Völkerbund-Institution, 
die sich dort jemals traf.32 Die Kontakte 
zwischen den sowjetischen Gesundheits­
behörden und der Gesundheitsorganisa­
tion des Völkerbunds boten eine ideale 
Gelegenheit, um in einem unpolitischen 
Bereich praktische Verbindungen herzu­
stellen. Aufgrund von Bürgerkrieg, Hun­
ger und Krankheiten war das sowjetische 
Gesundheitssystem überlastet. Trotz der 
weitverbreiteten Angst und des Misstrau­
ens zwischen der Sowjetunion und west­
lichen Regierungen wurde ein Gremium 
gegründet, das den Typhus in der Sow­
jetunion untersuchen sollte.33 Die Zu­
sammenarbeit beim Thema ansteckende 
Krankheiten und bei fachlichen Fragen 
ebnete auch den Weg für Russlands Bei­
tritt als formelles Völkerbund-Mitglied.34

Während die geopolitischen Konflik­
te in Europa zunahmen, veränderte sich 
also die Arbeit der Völkerbund-Institu­
tionen. Anstatt zu versuchen, Überein­
künfte bei strittigen Themen wie Han­
del und militärische Sicherheit zu erzie­
len, konzentrierten sie sich auf Themen, 
bei denen es gemeinsame Nenner gab.35 

Gleichzeitig nutzten die Institutionen ein 
breites Mandat, um ihre Aktivitäten an 
die Bedürfnisse von Staaten und Gesell­
schaften außerhalb Europas anzupassen 
und somit auch die politische Unterstüt­
zung und die Förderung von Mäzenen zu 
vergrößern.36 Diese Strategie erwies sich 
vor allem für die Gesundheitsorganisati­
on des Völkerbunds als erfolgreich. Trotz 
der von der Generalversammlung auf­
erlegten finanziellen Einschränkungen 
konnte die Gesundheitsorganisation ihre 
Aktivitäten dank der Großzügigkeit pri­
vater Unterstützer*innen weiter ausbau­
en. Der Fokus verschob sich von epide­
miologischen Studien in Osteuropa auf 
Gesundheitsprobleme in Asien und Afri­
ka. NGOs, führende wissenschaftliche In­
stitute und einzelne Expert*innen aus 
der ganzen Welt stellten ihr Wissen und 
ihre Zeit kostenlos zur Verfügung. Damit 
wurde die Gesundheitsorganisation unab­
hängiger von den Staaten und konnte 
sich von den Konflikten zwischen den 
Großmächten fernhalten.37 Im Jahr 1945 
wurde die Gesundheitsorganisation des 
Völkerbunds in die Weltgesundheitsorga­
nisation umgewandelt.

Obwohl die OSZE eine ganz andere 
Institution als die Gesundheitsorganisati­
on des Völkerbunds ist, kann sie sich 
von dieser Erfolgsgeschichte inspirieren 
lassen. Die OSZE beschäftigt sich mit vie­
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len Themen – von der Bekämpfung von 
Menschenhandel, Radikalisierung und 
Terrorismus bis zur Förderung von wirt­
schaftlichen Verbindungen und wissen­
schaftlicher Expertise zum Klimawandel. 
Somit ist sie in einer guten Position. In­
dem sie ihre Aktivitäten ausweitet und 
damit für unterschiedlichste Staaten in­
teressant wird, kann sie ihre Existenz si­
chern. Finanzmittel von staatlicher Seite 
dürften in absehbarer Zeit rar bleiben. 
Aber Partnerschaften mit nichtstaatlichen 
Akteuren könnten dazu beitragen, die fi­
nanziellen und technischen Ressourcen 
der OSZE zu verbessern. Dies würde 
die OSZE zugleich unabhängiger von Re­
gierungen machen. Die NGOs dürften 
den politischen Zugang und die zusätzli­
che Legitimität zu schätzen wissen, die 
durch die Zusammenarbeit mit einer län­
derübergreifenden Organisation zustande 
kämen.

Sich die institutionelle Komplexität 
zunutze machen

Eine große Herausforderung für die 
OSZE – vor welcher der Völkerbund 
nicht im selben Maße stand – ist die 
Konkurrenz durch andere internationale 
Organisationen. Trotz der Stärkung der 
OSZE durch die Charta von Paris 1990 
haben westliche Staaten der Zusammen­
arbeit mit der NATO und EU den Vor­
zug gegeben. Russland hingegen hat die 
Gründung alternativer regionaler Orga­
nisationen unterstützt, die sich verschie­
dener Aspekte der gemeinsamen Sicher­
heit sowie der wirtschaftlichen und po­
litischen Stabilität annehmen, wie etwa 

die Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, 
die Organisation des Vertrags über kol­
lektive Sicherheit, die Shanghaier Orga­
nisation für Zusammenarbeit und die 
Eurasische Wirtschaftsunion. Außerdem 
gibt es noch die sich überlappenden Man­
date und Aktivitäten von UN-Behörden 
– wie dem Entwicklungsprogramm der 
Vereinten Nationen, der Wirtschaftskom­
mission für Europa der Vereinten Natio­
nen und dem Büro der Vereinten Na­
tionen für Drogen- und Verbrechensbe­
kämpfung. Daher sind im OSZE-Raum 
immer mehr potenziell konkurrierende 
Institutionen entstanden.

Historisch gesehen sind Überschnei­
dungen zwischen Organisationen exis­
tenzbedrohend. Der Wettbewerb um 
knappe Ressourcen hat bereits einige in­
ternationale Organisationen zum Aufge­
ben gezwungen.38 Jedoch können Über­
schneidungen zwischen Institutionen 
auch als Stärke genutzt werden: Eine 
Spezialisierung und die Arbeitsteilung 
zwischen internationalen Organisationen 
können Staaten davon abhalten, sich die 
gerade für sie passenden Foren auszusu­
chen oder Organisationen gegeneinander 
auszuspielen.39 Durch die Koordination 
und Zusammenarbeit zwischen interna­
tionalen Organisationen kann den Staa­
ten ein besseres Kosten-Nutzen-Verhält­
nis geboten werden. Und gleichzeitig ha­
ben potenziell konkurrierende internatio­
nale Organisationen dann ein Interesse 
daran, dass es auch den anderen Organi­
sationen gut geht.

In den letzten Jahren war die EU ein 
wichtiger Geldgeber der OSZE in Berei­
chen von gemeinsamem Interesse, wie 
etwa gute Regierungsführung und die 
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Bekämpfung der organisierten Kriminali­
tät und der Korruption. Doch angesichts 
von Russlands Feindseligkeit gegenüber 
der EU darf die OSZE nicht einfach als 
Instrument der EU-Sicherheitsinteressen 
wahrgenommen werden. Sie muss ihre 
eigene Agenda klar artikulieren.40 Die 
OSZE würde auch von einer stärkeren 
Zusammenarbeit mit UN-Behörden pro­
fitieren, wie dem Büro der Vereinten Na­
tionen für Drogen- und Verbrechensbe­
kämpfung, dem Entwicklungsprogramm 
der Vereinten Nationen und dem Ho­
hen Flüchtlingskommissar der Verein­
ten Nationen.41 Auch die Zusammenar­
beit mit regionalen Organisationen wie 
der Gemeinschaft Unabhängiger Staaten, 
der Organisation des Vertrags über kol­
lektive Sicherheit oder der Eurasischen 
Wirtschaftsunion wäre zweckmäßig. Man 
könnte einwenden, dass die verschiede­
nen Werte dieser Organisationen ein 
Hindernis darstellen. Für ein politisch-
geografisches Gleichgewicht ist es jedoch 
– wie der frühere OSZE-Generalsekretär 
Thomas Greminger angemerkt hat – äu­
ßerst wichtig, dass sich die OSZE mit 
Organisationen westlich und östlich von 
Wien auseinandersetzt. Ein gemeinsames 
Anliegen mit der Shanghaier Organisati­
on für Zusammenarbeit wäre zum Bei­
spiel der Kampf gegen gewalttätigen Ex­
tremismus und Terrorismus in Zentral­
asien.42

Internationale Organisationen können 
inmitten von vielen anderen Institutio­
nen überleben und gedeihen, indem sie 
eine Nischenfunktion übernehmen und 
Werkzeuge anbieten, die keine andere 
Organisation hat. Oder sie übernehmen 
eine koordinierende Rolle und berufen 

Treffen ein und bauen Brücken zwischen 
internationalen Organisationen – oder 
zwischen internationalen und nationalen 
Institutionen. Die OSZE ist zu beidem 
in der Lage. Die Bekämpfung des gewalt­
tätigen Extremismus zum Beispiel ist ein 
Bereich, in dem die OSZE über ihre eige­
nen und im Vergleich zu anderen inter­
nationalen Organisationen einzigartigen 
Mittel verfügt. Angesichts ihrer jahrzehn­
telangen Erfahrungen mit Feldoperatio­
nen ist die OSZE oft besser als die NATO 
oder die EU in der Lage, örtliche NGOs 
oder regionale und lokale Verwaltungen 
zu erreichen. Im Vergleich zur NATO 
und EU dürfte die OSZE auch eher als 
neutraler Vermittler oder Beobachter vor 
Ort akzeptiert werden. Zudem konzen­
triert sich die OSZE „auf die Förderung 
eines umfassenden Ansatzes bei der Cy­
bersicherheit, vor allem in Zentralasien, 
wo die NATO und EU nur begrenzt ver­
treten sind.“43 Die OSZE-Teilnehmerstaa­
ten sind oft zugleich auch Mitglied in 
der NATO, in der EU, in der Shanghai­
er Organisation für Zusammenarbeit und 
in der Organisation des Vertrags über 
kollektive Sicherheit. Daher verfügt die 
OSZE über gute Möglichkeiten, Treffen 
einzuberufen und als Koordinator zwi­
schen den Organisationen zu wirken.

Fazit und Empfehlungen

Will man aus den 1930er-Jahren Lehren 
für die Gegenwart ziehen, so ist Vor­
sicht geboten. Gleiches gilt für den Ver­
gleich zwischen internationalen Organi­
sationen mit mehreren Aufgaben wie 
dem Völkerbund und der OSZE. Den­
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noch weisen beide Organisationen star­
ke Ähnlichkeiten auf – vor allem durch 
ihren Ansatz kooperativer Sicherheit und 
wegen der sehr unterschiedlichen Teil­
nehmerstaaten. Zudem erinnern die ak­
tuellen Herausforderungen der OSZE an 
die Zeit vor dem Ende des Völkerbun­
des. Ähnlich wie der Völkerbund in 
den 1920er- und 1930er-Jahren operiert 
auch die OSZE in einer Zeit wirtschaftli­
cher Instabilität und staatlicher Sparmaß­
nahmen. Beide Organisationen wurden 
bzw. werden durch politische Konflikte 
erschüttert. So wie Italien, Japan und 
Deutschland gegen die in den Statuten 
des Völkerbunds festgelegte gemeinsame 
Sicherheit verstoßen hatten, wurden auch 
die Prinzipien der OSZE verletzt. Dies 
war erstmals bei der Bombardierung Ju­
goslawiens durch die NATO 1999 der 
Fall, gefolgt von Putins Krieg in Tsche­
tschenien im selben Jahr, Russlands Krieg 
gegen Georgien 2008, der Annexion der 
Krim 2014 und den militärischen Aggres­
sionen gegen die Ukraine 2014 und 2022.

Angesichts der Größe dieser Heraus­
forderungen benötigt die OSZE eine 
Überlebensstrategie, um sowohl die di­
rekte, durch den Ukrainekrieg ausgelös­
te Krise als auch die Angriffe auf ihre 
Autorität und die Aushöhlung ihrer Res­
sourcen zu überstehen. Was kann also ge­
tan werden? Dem Völkerbund wurde in 
den 1930er-Jahren von vielen Seiten vor­
geworfen, nicht genug getan zu haben, 
damit die Bestimmungen zur kollektiven 
Sicherheit eingehalten werden. Diese Be­
stimmungen sahen automatische Sanktio­
nen und eine bewaffnete Verteidigung 
des territorialen Status quo vor.44 Auf 
ähnliche Weise wurde im aktuellen Kon­

flikt von einigen Seiten zu härteren di­
plomatischen Sanktionen gegen Russland 
aufgerufen. Die Ukraine hat verlangt, 
Russland solle aus der OSZE ausgeschlos­
sen werden.45 Dies ist jedoch eine sehr 
riskante Strategie. Als andere Mitglieds­
staaten Deutschland mit wirtschaftlichen 
und militärischen Sanktionen drohten, 
zog es sich rasch aus dem Völkerbund 
zurück und verkündete seine vollständi­
ge Wiederbewaffnung. Falls Russland zu 
sehr in die Ecke gedrängt wird, könnte 
es einfach aus der OSZE austreten – viel­
leicht gemeinsam mit anderen Staaten. 
Obwohl dies nicht notwendigerweise das 
Ende der OSZE bedeuten würde, ginge 
doch ein wesentlicher Teil ihrer Existenz­
berechtigung verloren.

Weiterhin gab es Vorschläge für eine 
institutionelle Reform, um die Autono­
mie des OSZE-Generalsekretärs zu stär­
ken und zudem den Ein-Jahres-Haus­
haltszyklus zu verlängern. Dies soll zer­
strittene Regierungen davon abhalten, 
den Haushalt in „Geiselhaft“ zu neh­
men.46 Doch obwohl derartige Reformen 
für die OSZE langfristig positiv wären, 
würden sie kurzfristig wenig bringen, da 
sie den politischen Charakter der gegen­
wärtigen Krise ignorieren. Byron Hunt 
schrieb in seiner Studie zum Krieg zwi­
schen Italien und Äthiopien, dass inter­
nationale Organisationen „ebenso sehr 
von einem gemeinsamen Willen abhän­
gig sind, die eigene Existenz zu wahren, 
als auch von ihrer fortwährenden Auto­
rität. Wenn der Völkerbund gescheitert 
ist, die Vereinten Nationen jedoch nicht, 
dann lag das an dem mangelnden Wil­
len des Völkerbunds und nicht daran, 
dass die Vereinten Nationen eine besser 
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aufgestellte Organisation sind.“47 Ebenso 
ist die aktuelle Krise der OSZE nicht in 
ihrer „Aufstellung“ begründet, sondern 
eindeutig politisch. Institutionelle Refor­
men werden daran nichts ändern.

Wenn weder der Ausschluss von nicht 
kooperationsbereiten Staaten noch insti­
tutionelle Reformen eine geeignete Über­
lebensstrategie darstellen – wie können 
die Teilnehmerstaaten die Resilienz der 
OSZE dann erhöhen? Meine Analyse legt 
fünf Strategien nahe, um die institutio­
nellen Stärken der OSZE zu nutzen:
(1) Zurückhalten und breiter fächern. Eine 

konsensbasierte Organisation wie die 
OSZE (oder der Völkerbund) kann 
viel mehr sein als die Summe 
des Willens ihrer Teilnehmerstaaten. 
Deswegen besteht der größte Vorzug 
der OSZE vielleicht in ihrem brei­
ten Mandat. Es gibt ihr die Flexibi­
lität, sich auf Aufgaben zu konzen­
trieren, für die sich eine gewisse Ei­
nigkeit finden lässt. Die OSZE sollte 
ihr flexibles Mandat nutzen, um – zu­
mindest vorübergehend – einen zu­
rückhaltenden Ansatz zu verfolgen, 
wenn es um höchst kontroverse The­
men wie Menschenrechte und Rüs­
tungskontrolle geht. Stattdessen soll­
te sie sich auf weniger strittige The­
men wie die Bekämpfung von Radi­
kalisierung, Terrorismus, Menschen­
handel und organisierter Kriminali­
tät konzentrieren. Die OSZE sollte 
zudem die Zusammenarbeit bei „we­
niger politischen Themen“ fördern, 
wie etwa die wirtschaftliche Vernet­
zung, Wasserdiplomatie und die Aus­
wirkungen des Klimawandels auf die 

Sicherheit. So könnten Spannungen 
abgebaut werden. Die OSZE sollte 
betonen, dass die Sammlung von 
einvernehmlichen und faktenbasier­
ten Kenntnissen über solche Themen 
zu ihren Kernkompetenzen gehört. 
Dies bedeutet nicht, dass das eigent­
liche Mandat der OSZE aufgegeben 
wird. Vielmehr sollte sie ihre Akti­
vitäten in diesen Bereichen darauf 
beschränken, einen informellen Dia­
log zu fördern und einen Konsens 
innerhalb kleinerer Gruppen herzu­
stellen, die außerbudgetäre Mittel 
für spezielle Initiativen zur Verfü­
gung stellen könnten. Solche Aktivi­
täten müssen natürlich behutsam ge­
staltet werden, um die Staaten, die 
nicht daran teilnehmen, nicht vor 
den Kopf zu stoßen. Feldaktivitäten 
außerhalb Europas, in Zentralasien 
oder mit einem Schwerpunkt auf 
eher unstrittige Themen wie grenz­
überschreitende Verbrechen könnten 
erfolgversprechend sein.

(2) Ausweitung der politischen Unterstüt­
zung. Die Geschichte lehrt uns, dass 
internationale Organisationen davon 
profitieren, wenn sie sich um eine 
breite politische Unterstützung be­
mühen. Die große Bandbreite an 
OSZE-Teilnehmerstaaten ist in dieser 
Hinsicht ein klarer Vorteil. Zwar 
kann dies auch zu Pattsituationen 
und Einigungen allein auf den ge­
ringsten gemeinsamen Nenner füh­
ren. Aber eine internationale Organi­
sation kann durchaus die Unterstüt­
zung und das Interesse einiger Staa­
ten verlieren, während andere Staa­
ten sie nach wie vor für relevant und 
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erhaltenswert befinden. Historisch 
gesehen spricht eine große und ge­
mischte Mitgliedschaft für das Über­
leben einer internationalen Organisa­
tion.48 Die OSZE sollte sich deswe­
gen darauf konzentrieren, alle Mit­
glieder einzubinden, beispielsweise 
durch eine stärkere Konzentration 
auf Zentralasien.

(3) Breitere Basis für Schirmherrschaften 
und Sponsorship. Die meisten interna­
tionalen Organisationen profitieren 
von Sponsoren. Da sich der OSZE-
Haushalt weiterhin effektiv verrin­
gert, sollte sich die OSZE um stärke­
re Bündnisse mit transnationalen Ak­
teuren bemühen, die ähnliche Ziele 
verfolgen und über ergänzende finan­
zielle und fachliche Ressourcen ver­
fügen.

(4) Vorausplanung. Die OSZE verfügt 
nicht über die politische oder techni­
sche Kapazität, sich an einer militäri­
schen Konfliktlösung zu beteiligen. 
Bis auf Weiteres muss sie sich darauf 
beschränken, „die Krise zu überste­
hen“, indem sie sich aus politisch 
heiklen Bereichen – wie der Förde­
rung von Menschenrechten, der Rüs­
tungskontrolle und der Beobachtung 
von unsicheren Waffenstillständen 
– zurückzieht. Stattdessen sollte sie 
Staaten, die die OSZE schätzen, ande­
re Vorteile bieten. Das soll nicht hei­
ßen, die OSZE solle ihre Augen vor 
dem Ukrainekonflikt verschließen. 
Vielmehr sollten die OSZE-Mitarbei­
ter*innen – gemeinsam mit gleichge­
sinnten Staaten – einen Plan bereit­
halten, falls – und wenn – ein Waf­
fenstillstand vereinbart wird. Dies ist 

vor allem deswegen wichtig, weil die 
OSZE von „konkurrierenden“ Insti­
tutionen umgeben ist, wie etwa der 
EU, der UN und der NATO, die über 
höhere Budgets verfügen und bereit 
sind, sich zu engagieren. Deswegen 
muss die OSZE darauf vorbereitet 
sein und dann ihre besondere Fähig­
keit nutzen, Treffen einzuberufen. 
Als größte kooperative Sicherheitsor­
ganisation der Welt könnte sie die 
Anstrengungen anderer internationa­
ler Organisationen koordinieren.

(5) Plan B. Die OSZE-Leitung sollte sich 
darauf konzentrieren, einen Plan B 
zu formulieren, falls es zu keiner 
Lösung des gegenwärtigen Konflikts 
kommen sollte. Eine wichtige Lehre 
aus der Geschichte lautet, dass die 
Flexibilität einer Organisation für ihr 
Überleben unentbehrlich ist. Unter­
stützer*innen der OSZE sollten sich 
fragen: Falls Russland aus der OSZE 
ausscheiden würde, was würde das 
für die Organisation bedeuten? Ver­
fügt sie über genügend Vorzüge, um 
für die verbleibenden Teilnehmer at­
traktiv zu bleiben und ihre Existenz­
berechtigung zu behalten? In einer 
solchen Situation wäre das beste Ar­
gument für die Aufrechterhaltung 
der OSZE: eine dauerhafte Plattform 
für den Dialog zwischen Europa und 
(einigen) eurasischen Staaten zu bie­
ten und die Tür für Russlands Rück­
kehr offenzulassen.
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Minimales Engagement: Die OSZE und Turkmenistan 

Luca Anceschi* 

Zusammenfassung

Im Jahr 2022 wurde das 30-jährige Bestehen der Beziehung zwischen der OSZE und Turkmenis­
tan begangen. Der Beitrag untersucht, wie sich die Zusammenarbeit der OSZE mit diesem 
autoritär regierten Teilnehmerstaat entwickelt hat. Das Engagement der OSZE beschränkt 
sich seit vielen Jahren auf ein Minimum, und Themen wie Menschenrechte und gute Regie­
rungsführung werden bewusst ausgeklammert. Eine autoritäre Politik ist aber eine Quelle von 
Unsicherheit und gefährdet die eigene Bevölkerung. Dieser Beitrag zeigt, wie die menschliche 
Dimension stärker in die Zusammenarbeit mit Turkmenistan integriert werden kann.

Schlagworte
Turkmenistan, OSZE, Autoritarismus, Förderung von guter Regierungsführung

Bitte zitieren als: Luca Anceschi, „Minimales Engagement: Die OSZE und Turkmenistan“, 
in OSCE Insights, Hrsg. Cornelius Friesendorf und Argyro Kartsonaki (Baden-Baden: Nomos, 
2023), https://doi.org/10.5771/9783748933632-04

Einleitung

Am 7. Juli 2022 richtete das OSZE-Zen­
trum in Aschgabat gemeinsam mit dem 
turkmenischen Außenministerium eine 
halbtägige Veranstaltung aus. Anlass war 
das 30-jährige Bestehen der Beziehung 
zwischen der OSZE und Turkmenistan. 
Bei der Veranstaltung sprach auch der 
langjährige Außenminister Turkmenis­
tans Rashid Meredow. Er betonte die Ver­
pflichtung seines Landes auf eine „frucht­
bare Zusammenarbeit mit der Organisati­

* Luca Anceschi
Central & East European Studies, 
The University of Glasgow
luca.anceschi@glasgow.ac.uk

on für Sicherheit und Zusammenarbeit 
in Europa zur Stärkung der Sicherheit in 
der OSZE-Region“1. Botschafter John 
MacGregor, Leiter des OSZE-Zentrums 
in Aschgabat, verwies in seiner Rede da­
rauf, dass sich die Zusammenarbeit ver­
tieft habe. Er nannte eine Reihe von Poli­
tikbereichen, in denen die Partnerschaft 
zu wichtigen Ergebnissen geführt hat.2

Diese Aussagen klangen positiv. Aber 
ein genauerer Blick auf das Verhältnis 
zwischen Turkmenistan und der OSZE 
in der postsowjetischen Ära legt anderes 
nahe. Die Beziehung ist – 30 Jahre nach 
ihrem Beginn – von einem Minimum 
an Engagement gekennzeichnet. Hinzu 
kommt, dass heikle Themen wie Men­
schenrechte und die Förderung guter Re­
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gierungsführung vermieden wurden. Das 
ergaben Interviews mit OSZE-Mitarbei­
ter*innen sowie eine Analyse der offizi­
ellen von der OSZE und der turkmeni­
schen Regierung herausgegebenen Doku­
mente.

Die hier vertretene These ist, dass die­
ses minimale Engagement sowohl von 
Turkmenistan als auch der OSZE als ide­
al betrachtet wird, um die Zusammenar­
beit aufrechtzuerhalten. Damit will der 
Beitrag zu Diskussionen über die Unzu­
länglichkeit der aktuellen internationalen 
Ordnung und zur Zukunft der OSZE bei­
tragen, die sich auf ihr 50-jähriges Jubilä­
um vorbereitet.3

Regeln der Zusammenarbeit: Die Ära 
Nyyazow

Nach dem Ende der Sowjetunion verfolg­
ten sämtliche turkmenische Regierungen 
eine isolationistische Außenpolitik. Ein 
Austausch mit anderen Staaten wurde 
nur gepflegt, wenn er dem Machterhalt 
im Inneren diente. Das galt auch für 
die Teilnahme an regionalen oder inter­
nationalen Foren wie der OSZE. Die Be­
ziehung zwischen Turkmenistan und der 
OSZE sollte daher immer unter diesem 
Blickwinkel betrachtet werden.

Im Juli 1992 stellte die Anerkennung 
der Schlussakte von Helsinki eine außen­
politische Standardoption für das neuer­
dings unabhängige Turkmenistan dar. 
Die Teilnahme an der OSZE war gewis­
sermaßen eine zufällige Entwicklung und 
entstammte keiner „Zukunftsvision“ (die 
eines der letzten Strategiepapiere der Ny­
yazow-Ära verkündet hatte).4 Während 

Saparmurat Nyyazows langer und lau­
nenhafter Amtszeit (1992–2006) bildeten 
sich bestimmte Formen der Zusammen­
arbeit zwischen Turkmenistan und der 
OSZE heraus, bei denen es vor allem um 
Wirtschafts- und Umweltthemen ging. 
Bei der menschlichen Dimension gab es 
so gut wie keine Fortschritte.

Zwei zentrale Ereignisse prägten die 
Beziehung zwischen der OSZE und Turk­
menistan während der Nyyazow-Ära:
1. Am 23. Juli 1998 wurde durch einen 

Beschluss des Ständigen Rats der 
OSZE ein OSZE-Zentrum in Aschga­
bat gegründet. Damit war das Mandat 
für eine Feldpräsenz verbunden, de­
ren Relevanz und Aufgaben sich pa­
rallel zu der Beziehung zwischen der 
OSZE und Turkmenistan ent­
wickelten (siehe unten).5 Bess Brown 
merkte 2001 an, dass die Vertreter 
Turkmenistans überrascht waren, dass 
sich das OSZE-Zentrum in der 
menschlichen Dimension engagierte. 
Die Bemühungen des Zentrums, eine 
Zivilgesellschaft in Turkmenistan auf­
zubauen, missfielen ihnen.6 Laut die­
ser Schilderung hat das OSZE-Zen­
trum – zumindest am Anfang – gro­
ßen Wert auf Aktivitäten in der 
menschlichen Dimension gelegt. Heu­
te scheinen diese Aktivitäten jeglichen 
Schwung verloren zu haben.

2. Das zweite Ereignis war die Aktivie­
rung des Moskauer Mechanismus, 
um eine brutale Unterdrückungswelle 
nach einem angeblichen Staatsstreich 
im November 2002 zu untersuchen. 
Die von Emmanuel Decaux geleite­
te OSZE-Untersuchung schloss mit 
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einem Bericht, der 16 Empfehlungen 
zur Verbesserung der Regierungsfüh­
rung in Turkmenistan enthielt.7 Der 
Bericht stellt bis heute die schärfste 
Kritik an der Menschenrechtslage in 
Turkmenistan dar. Er sollte die Art 
von Druck ausüben, die eine Politik 
der „positiven Neutralität“ entfaltet.8 

Das Regime ignorierte die Empfeh­
lungen des Berichts. Turkmenistan er­
wies sich als ein unnachgiebiger Part­
ner.

So entstand eine Form der Zusammenar­
beit zwischen dem Regime in Aschgabat, 
den OSZE-Institutionen und den Feld­
missionen, bei der die menschliche Di­
mension eine nachrangige Rolle spielte. 
In dem Bericht vermerkte Decaux, dass 
„Turkmenistan kein ‚schwarzes Loch‘ in­
nerhalb der OSZE darstellen darf“, was 
den Schutz der Menschenrechte und die 
Wahrung des Rechtsstaates betreffe.9

Die Worte von Decaux sollten sich als 
prophetisch erweisen: Fast 20 Jahre nach 
der Veröffentlichung des Berichts und 
trotz drei Jahrzehnten der Zusammenar­
beit mit der OSZE ist die Regierungsfüh­
rung in Turkmenistan eine der schlech­
testen im ganzen OSZE-Gebiet. Mehr 
noch: Die Regierungsführung ist nicht 
einmal mehr Teil der OSZE-Agenda im 
Umgang mit Turkmenistan.

Zusammenarbeit in der menschlichen 
Dimension als Pflichtübung

Während der langen Präsidentschaft von 
Gurbanguly Berdimuhamedow (2007–
2022) blieb Turkmenistan der autoritärs­

te unter allen OSZE-Teilnehmerstaaten. 
Trotzdem nahm die Zusammenarbeit des 
Landes mit der OSZE – zumindest vor­
dergründig – nicht ab. Auch Serdar Ber­
dimuhamedows Aufstieg zum Präsiden­
ten Anfang 2022 wird aller Voraussicht 
nach nichts an dem Verhalten Turkme­
nistans gegenüber der OSZE oder an der 
Qualität der Regierungsführung ändern.

An der Wahlbeobachtungsmission in 
Turkmenistan lassen sich die Proble­
me bei der Zusammenarbeit in der 
menschlichen Dimension, wie sie in der 
Berdimuhamedow-Ära entstanden sind, 
verdeutlichen. Einerseits hat Turkmenis­
tan nie gezögert, die OSZE bzw. das 
OSZE-Büro für demokratische Institutio­
nen und Menschenrechte zur Wahlbeob­
achtung einzuladen. Im Online-Archiv 
des OSZE-Menschenrechtsbüros ist doku­
mentiert, dass nach jeder Wahl in Turk­
menistan ein Bericht angefertigt wur­
de.10 Andererseits haben Mitarbeiter*in­
nen der Wahlbeobachtungen berichtet, 
dass ihre Arbeit eher kosmetischer Natur 
war. Obwohl sie offiziell von der turk­
menischen Regierung zur Wahlbeobach­
tung eingeladen wurden, waren die Mit­
glieder der Bedarfsermittlungsmissionen 
(Needs Assessment Missions) und Wahl­
beobachtungsmissionen (Election Assess­
ment Missions), sobald sie sich im Land 
aufhielten, „eingeschränkten Formen der 
Beobachtung“ unterworfen.11 Insbeson­
dere wurde ihnen der unbeschränkte 
und unbewachte Zugang zu Kandidaten, 
Medienvertretern und Wahlverantwortli­
chen untersagt. Auch andere unabhän­
gige Wahlbeobachtungsaktivitäten konn­
ten sie nicht durchführen.12
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Bei der Präsidentschaftswahl 2022 nah­
men die Hindernisse noch zu. Die turk­
menische Regierung lud das OSZE-Men­
schenrechtsbüro erst sehr spät ein, was 
dessen Möglichkeiten, eine Beobachter­
mission zu organisieren und entsenden, 
stark eingeschränkte.13 Deswegen konn­
te die Stimmabgabe, die zu Serdar Ber­
dimuhamedows Wahl führte, nicht vom 
OSZE-Menschenrechtsbüro beobachtet 
werden. Die Aktivitäten des OSZE-Büros 
beschränkten sich auf eine kleine Bedarfs­
ermittlungsmission, die aus der Ferne ge­
leitet wurde.14

Das mangelnde Verständnis der Regie­
rung für den Ablauf einer Wahlbeobach­
tung zeigte sich 2022 auch in anderer 
Hinsicht. Mitarbeiter*innen des OSZE-
Menschenrechtsbüros wurden bei der Be­
darfsermittlungsmission mehrmals um 
Hilfe bei der Wahltechnik und beim Zu­
gang zur Wahl für Menschen mit Behin­
derungen gebeten.15 In früheren Berich­
ten des OSZE-Menschenrechtsbüros war 
bereits darauf hingewiesen worden, dass 
der Wahlvorgang für Menschen mit Be­
hinderungen in Turkmenistan verbessert 
werden müsse. Doch bis zwei Wochen 
vor der Wahl 2022 ignorierte die Regie­
rung in Aschgabat diese Empfehlungen. 
Daran zeigte sich das mangelnde Interes­
se an der menschlichen Dimension des 
OSZE-Mandats.16

Dieses Beispiel verdeutlicht die Defi­
zite in der Zusammenarbeit zwischen 
der OSZE und Turkmenistan in der 
menschlichen Dimension. In Berichten 
des OSZE-Menschenrechtsbüros wurde 
immer wieder darauf hingewiesen, wie 
mangelhaft die Wahlpraxis in Turkmenis­
tan ist. Die Berichte enthielten Empfeh­

lungen und boten Unterstützung an. Das 
Berdimuhamedow-Regime folgte aber 
dem in der Nyyazow-Ära eingeschlage­
nen Pfad und ignorierte diese Empfeh­
lungen. Weiterhin wurden im Grunde 
undemokratische Wahlen abgehalten, die 
ein rein formalistisches Verständnis des 
Wahlvorgangs und des Instruments der 
Wahlbeobachtung offenbarten.

Da Turkmenistan bislang keine der 
Empfehlungen der Wahlbeobachtungs­
missionen umgesetzt hat, stellt sich die 
Frage, warum das OSZE-Menschenrechts­
büro diese Partnerschaft nicht beendet 
hat. Viele der Mitarbeiter*innen des 
OSZE-Büros, die ich für diesen Beitrag 
interviewt habe, meinten, dass die Ent­
sendung der Beobachtermissionen zwar 
folgenlos blieb. Aber sie sei das ein­
zig verbliebene Instrument, um den Dia­
log mit Turkmenistan über Wahlen auf­
rechtzuerhalten, vor allem, weil dieses 
Thema nicht zum Aufgabenbereich des 
OSZE-Zentrums in Aschgabat gehört. In 
den 2010er-Jahren endete also das Zu­
sammenwirken der turkmenischen Re­
gierung und der OSZE-Institutionen im 
Bereich Wahlen. Die menschliche Di­
mension rückte so noch weiter in den 
Hintergrund.

Die Grenzen des Feld-Engagements: 
Das OSZE-Zentrum in Aschgabat

Ende 2021 arbeiteten im OSZE-Zentrum 
in Aschgabat – also der Feldmission, 
die die OSZE-Agenda in Turkmenistan 
voranbringt – sechs internationale Mitar­
beiter*innen und 23 turkmenische Ange­
stellte. Der Personalbestand ist seit 2014 
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gleichgeblieben.17 Ähnlich stabil ist auch 
die Finanzierung der Aktivitäten des Zen­
trums: Die jährlichen Beiträge aus dem 
Gesamthaushaltsplan der OSZE blieben 
zwischen 2015 und 2021 im Bereich von 

1,5 bis 1,6 Millionen Euro und beliefen 
sich 2021 auf 1.661.200 Euro. Hinzu 
kommen außerbudgetäre Mittel einzel­
ner Teilnehmerstaaten (siehe Abbildung).

OSZE-Zentrum in Aschgabat: außerbudgetäre Ausgaben (in Euro, 2015–2021)

Die außerbudgetären Ausgaben des Zen­
trums in Aschgabat entsprachen im Jahr 
2021 denen von 2015.18 Die Covid-19-
Pandemie hat den Abwärtstrend nach 
2017 mit Sicherheit beschleunigt, aber 
die Daten für 2019 zeigen, dass die Aus­
gaben in diesem Jahr (527.633 Euro) etwa 
die Hälfte von denen aus dem Jahr 2017 
betrugen.

Die Liste der Projekte, die in einem 
bestimmten Jahr durchgeführt wurden 
(und die von dem Zentrum nicht ver­
öffentlicht wird), ist das Ergebnis eines 
komplexen Verhandlungsprozesses.19 In 
diesem Prozess gibt es viele Akteure:

• Leitung des Zentrums: Sie legt die 
operativen Prioritäten fest, welche gu­
te Chancen haben, von den OSZE-
Teilnehmerstaaten finanziell unter­
stützt zu werden.

• einzelne Teilnehmerstaaten (oder 
Staatengruppen): Sie unterstützen 
eventuell spezielle Projekte in einzel­
nen Politikbereichen.

• Gastgeberland: Seine Präferenzen be­
stimmen, welche Projekte möglich 
sind.

Mitarbeiter*innen des OSZE-Zentrums 
in Aschgabat haben bestätigt, dass die­
ser Prozess schwierig und heikel ist. Die 
Projekte des Zentrums müssten verschie­
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dene Agenden miteinander in Einklang 
bringen, um finanziert zu werden.20 Pro­
jekte, die in letzter Zeit finanziert wur­
den, mussten zum Beispiel das Thema 
Grenzsicherheit (ein Schwerpunkt des 
Zentrums, vor allem, was die Grenze mit 
Afghanistan betrifft) mit der OSZE-Agen­
da zur Stärkung der Rolle von Frauen 
zusammenbringen. Die Projektwahl wird 
auch dadurch eingeschränkt, dass das 
turkmenische Regime Maßnahmen, die 
auf eine politische Liberalisierung und 
die Förderung von Rechtsstaatlichkeit ab­
zielen, abblockt. Um eine gute Beziehung 
zu den Behörden im Land aufrechtzuer­
halten, war es bislang erforderlich, ein 
klares Vorgehen in der menschlichen 
Dimension zu vermeiden. Projekte, die 
durch außerbudgetäre Mittel finanziert 
werden, bilden dabei keine Ausnahme.

Als die Pandemie nachließ, stieg die 
Zahl der vom OSZE-Zentrum in Aschga­
bat umgesetzten Projekte. Doch aus prag­
matischen Gründen hat das Zentrum sei­
nen Schwerpunkt auf andere Bereiche 
als die menschliche Dimension gelegt.21 

Dies wird in den jährlichen Mitteilun­
gen des Missionsleiters zu den Aktivitä­
ten des Zentrums an den Ständigen Rat 
der OSZE eher heruntergespielt.22 Die­
se Dokumente sind nicht öffentlich zu­
gänglich. An den oft positiven Bewertun­
gen der Zusammenarbeit in der mensch­
lichen Dimension, die in den offiziel­
len Reaktionen anderer Teilnehmerstaa­
ten auf den Bericht des Leiters geäußert 
werden, lässt sich dieses Herunterspielen 
aber ablesen.23

Dass die menschliche Dimension 
für das OSZE-Zentrum immer weniger 
wichtig wird, zeigt sich auch daran, 

dass in den OSZE-Jahresberichten 2020 
und 2021 keine Angaben zum Angebot 
juristischer Unterstützung für turkmeni­
sche Bürger*innen mehr gemacht wer­
den. Aus den Jahren 2012 und 2013 ist 
hingegen bekannt, dass das OSZE-Zen­
trum in Aschgabat 142 bzw. 137 turk­
menischen Bürger*innen bei Menschen­
rechtsfällen geholfen hat.24 Die Zusam­
menarbeit in der menschlichen Dimen­
sion war ein wesentliches Anliegen des 
Zentrums in frühen Jahren.25 Jetzt hinge­
gen spielt sie bei den öffentlichen Aufga­
ben des Zentrums scheinbar keine Rolle 
mehr und wird in den Bereichen, die 
der Öffentlichkeit normalerweise nicht 
präsentiert werden, wahrscheinlich nur 
am Rande berücksichtigt.

So wie die Aufgaben des OSZE-Men­
schenrechtsbüros im Zusammenhang mit 
den Wahlen in Turkmenistan wurden 
auch die Aktivitäten des OSZE-Zentrums 
in Aschgabat von etwas beeinflusst, 
das als „Tyrannei des Engagements“ be­
zeichnet werden könnte. Angesichts des 
Drahtseilakts, den das Zentrum vollfüh­
ren musste, war es möglicherweise ge­
zwungen, sich auf Maßnahmen zu be­
schränken, die auf dem kleinsten ge­
meinsamen Nenner beruhen. Vielleicht 
war dies angesichts von Haushaltsein­
schränkungen der OSZE und Turkmenis­
tans Weigerung, rechtsstaatliche Refor­
men anzugehen, nicht anders möglich. 
OSZE-Vertreter*innen haben geäußert, 
dass auch eine scheinbar wirkungslose 
Feldpräsenz immer noch besser ist als gar 
keine Präsenz in dem Land. Ein/-e Ver­
treter*in sagte dazu, dass es „ohne eine 
Feldpräsenz keine Veränderungen in der 
Zukunft geben wird“.26 Veränderungen 
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kann die OSZE aber nur in den (wenig 
kontroversen) Politikbereichen unterstüt­
zen, auf die sich die OSZE-Feldarbeit 
konzentriert.

So befasste sich die OSZE viel mit 
der durchlässigen und instabilen Grenze 
Turkmenistans zu Afghanistan.27 Initiati­
ven wie ein Ausbildungskurs für 18 Per­
sonen der Grenzpolizei Turkmenistans 
im Jahr 2015 sowie ein gemeinsamer 
Workshop für leitende Grenzbeamt*in­
nen aus Turkmenistan und Afghanistan 
zeigen, dass dieser Bereich schon in den 
Jahren vor der Pandemie berücksichtigt 
wurde.28 Die Absicherung der Grenze 
zwischen Turkmenistan und Afghanistan 
könnte in Zukunft einen ökologischen 
Aspekt dazugewinnen. Die Environment 
and Security Initiative – deren wichtiger 
Partner die OSZE ist – hat beobachtet, 
dass der Klimawandel die Sicherheit in 
der Grenzregion weiter verschlechtern 
könnte.29 Im persönlichen Austausch 
haben die entsprechenden OSZE-Vertre­
ter*innen bestätigt, dass ökologische As­
pekte für die OSZE in Turkmenistan 
in Zukunft wahrscheinlich wichtig sein 
werden.30

Eine weitere Priorität der OSZE ist 
die verstärkte Konnektivität zwischen 
Turkmenistan und anderen Staaten. Al­
lerdings spielt Turkmenistan in aktuel­
len Studien zur Wirtschaftsdiplomatie 
im OSZE-Raum keine bedeutende Rol­
le.31 Außerdem bestätigen Medienberich­
te über die Lage in Turkmenistan, dass 
das Regime in Aschgabat seine eigenwilli­
ge Haltung gegenüber Konnektivität und 
regionaler Integration beibehalten hat. 
Daran hat auch die Pandemie nichts ge­
ändert.32

Autoritäre Politik ist eine Quelle der 
Unsicherheit

Dieser Beitrag unterstreicht Erkenntnis­
se anderer Arbeiten zur Rolle interna­
tionaler Akteure in Zentralasien, etwa 
Marie Debres Aussage zur Institutionali­
sierung „nicht-interventionistischer Nor­
men, mit denen Regime vor einer uner­
wünschten Einflussnahme auf innenpoli­
tisch heikle Bereiche von außen geschützt 
werden“.33 Auch Alexander Warkotsch 
hat auf die Duldung dieses „bereinig­
ten“ Modells der Interaktion hingewie­
sen. Er merkt an, dass der Mangel an 
Anreizen, Reformen in der menschlichen 
Dimension umzusetzen, dazu geführt ha­
be, dass autoritäre Anführer im ganzen 
OSZE-Raum – einschließlich Turkmenis­
tan – von der OSZE finanzierte Liberali­
sierungsmaßnahmen als Bedrohung der 
autoritären Stabilität auffassen.34

Meiner Ansicht nach war es ein Feh­
ler, autoritäre Politik nicht als Quelle 
der Unsicherheit zu betrachten. Obwohl 
die OSZE auf diese Weise ein minimales 
Engagement in Turkmenistan aufrechter­
hält, wird dieser Ansatz die Organisation 
auf ihrem „Weg in die Irrelevanz“ wohl 
weiter vorantreiben, wie Karolina Kluc­
zewska es genannt hat.35 Turkmenistans 
Potenzial für Instabilität ist nach wie vor 
hoch. Der Zusammenhang zwischen Le­
bensmittelversorgung und Energiepolitik 
ist ein Beispiel dafür, wie autoritäre Ab­
schottung die Sicherheit der Bevölkerung 
gefährdet. Der kleptokratische Umgang 
mit den Gewinnen aus Turkmenistans 
Gas hat im ganzen Land zu mehr Lebens­
mittelunsicherheit geführt.36
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William Hill hat betont, dass eine Zu­
sammenarbeit, bei der die menschliche 
Dimension ignoriert wird, die Relevanz 
des OSZE-Acquis sowie die grundlegen­
den normativen Dokumente der Organi­
sation untergräbt.37 Die beschriebenen 
Formen des Engagements schaden nicht 
nur der Sicherheit Turkmenistans, son­
dern schränken auch die Rolle der OSZE 
in einer Weltgemeinschaft weiter ein, die 
sich zunehmend weniger demokratisch 
entwickelt.

Empfehlungen

Die hier vorgelegte Analyse legt drei po­
litische Leitlinien nahe, die ein Teil der 
OSZE-Agenda in Turkmenistan werden 
könnten:
1. Die Menschenrechtsbilanz des turk­

menischen Regimes sollte weiterhin 
geprüft werden. Das OSZE-Zentrum 
in Aschgabat könnte beispielsweise 
darin bestärkt werden, turkmenische 
Bürger*innen, die von dem Regime 
verfolgt werden, mehr und sichtbarer 
zu unterstützen.

2. Die OSZE sollte sich einer Beteili­
gung an einer Wahlbeobachtung ver­
weigern, die nur Augenwischerei ist. 
Beispielsweise sollte sie verlangen, 
dass Beobachtermissionen rechtzeitig 
über anstehende Wahlen benachrich­
tigt werden, und dass sie einen ange­
messenen, uneingeschränkten Zugang 
zum Wahlablauf erhalten.

3. Die OSZE sollte die Menschenrechte 
– ein zentrales Element ihres Sicher­
heitsrahmens – fördern, zum Beispiel 

durch Verhandlungen, um Projekte 
aus der menschlichen Dimension in 
die Liste außerbudgetärer Aktivitäten 
des OSZE-Zentrums in Aschgabat auf­
zunehmen.
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Eine Drei-Jahres-Strategie für die OSZE

Wolfgang Zellner*

Zusammenfassung

Die russische Aggression gegen die Ukraine stellt das genaue Gegenteil dessen dar, wofür die 
OSZE steht: eine regelbasierte Ordnung, kooperative Sicherheit, Achtung der staatlichen Souve­
ränität und der Unverletzbarkeit von Grenzen. Die Frage ist, ob die OSZE in einem politischen 
Umfeld bestehen und funktionieren kann, das ihrer Raison d’Être widerspricht. Ohne eine 
Strategie ist das nicht möglich. Der Beitrag schlägt vor, dass die OSZE vorübergehend informel­
le Verfahren nutzt, um arbeitsfähig zu bleiben. Diese könnten formelle Beschlussfassungen 
ersetzen.
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OSZE, Strategie, Ukraine, Krieg
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Hrsg. Cornelius Friesendorf und Argyro Kartsonaki (Baden-Baden: Nomos, 2023), https://doi.or
g/10.5771/9783748933632-05

Einleitung

Zu den Grundprinzipien der OSZE gehö­
ren eine regelbasierte Ordnung, koopera­
tive Sicherheit, Achtung der staatlichen 
Souveränität und der Unverletzbarkeit 
von Grenzen. Russlands Einmarsch in die 
Ukraine hat gegen all diese Verpflichtun­
gen verstoßen. Deswegen hat eine gro­
ße Mehrheit der OSZE-Teilnehmerstaa­
ten die Zusammenarbeit mit der Russi­
schen Föderation eingestellt. Nun stellt 
sich die Frage, ob auch die gemeinsame 

* Wolfgang Zellner
Institut für Friedensforschung und Sicher­
heitspolitik an der Universität Hamburg
zellner@ifsh.de

Beschlussfassung in der OSZE beendet 
werden sollte.

Die OSZE befindet sich in einer exis­
tenziellen Krise. Die Frage ist, ob sie 
in einem politischen Umfeld bestehen 
und funktionieren kann, das ihrer Raison 
d’Être widerspricht. Als Antwort stellt 
dieser Beitrag eine Strategie für die OSZE 
vor – etwas, das die Organisation noch 
nie besaß.1 Denn das von der Organisati­
on oft bemühte „Abwarten und Teetrin­
ken“ oder „Durchwursteln“ ist in dieser 
Situation unangebracht. Damit die OSZE 
arbeitsfähig bleibt, sollte sie vorüberge­
hend informelle Methoden nutzen. Die­
se könnten, wo nötig, formelle Beschluss­
fassungen ersetzen. Dadurch kann die 
OSZE der „Konsensfalle“2 entkommen.
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Drei Faktoren, die die Zukunft der OSZE 
bestimmen

Die Zukunft der OSZE als konsensba­
sierte Organisation wird wahrscheinlich 
von folgenden drei Faktoren abhängen: 
der Dauer und dem Ergebnis des Ukrai­
nekriegs, Russlands verminderter Stärke 
und geringerem Einfluss sowie dem Tem­
po und Ergebnis des EU-Beitrittsprozes­
ses der Westbalkanstaaten und der Ukrai­
ne.

Der Ausgang des Kriegs in Europa 
wird den Spielraum der OSZE bestim­
men. Wie lange der Krieg in der Ukrai­
ne noch dauern wird, ist unklar. Ex­
pert*innen sind ganz unterschiedlicher 
Meinung, was seinen wahrscheinlichen 
Ausgang betrifft.3 Ebenso unklar ist, wel­
che Art von Waffenstillstands- oder Frie­
densabkommen letztlich unterzeichnet 
werden wird, um den Krieg zu beenden. 
Kommt es zu einem unsicheren Waffen­
stillstandsabkommen, das nur in einer 
Übergangsphase Bestand haben würde, 
ehe der Krieg fortgesetzt werden wür­
de? Oder wird es ein stabiles Friedens­
abkommen einschließlich eines Waffen­
stillstands, einer territorialen Einigung 
sowie verschiedener Garantien geben? Je 
nachdem könnte sich der politische Spiel­
raum der OSZE verändern. Im Falle ei­
nes instabilen Waffenstillstands wird er 
wohl kleiner werden und größer, falls ein 
umfassenderes Friedensabkommen und 
eine kooperativere Umgebung erreicht 
werden können. Die Konfrontation zwi­
schen Russland und dem Westen wird in 
jedem Fall bestehen bleiben, bis es in der 
Russischen Föderation zu einem Regime­

wechsel kommt. Ein solcher ist jedoch 
nicht absehbar.

Die Aggression gegen die Ukraine hat 
Russland in jeder Hinsicht geschwächt: 
politisch, wirtschaftlich, militärisch – 
und auch in Bezug auf seine Fähigkeit, 
sein „nahes Ausland“ zu kontrollieren. 
Das „nahe Ausland“ sind institutionell 
gesehen die Mitglieder der Organisati­
on des Vertrags über kollektive Sicher­
heit. Die jüngsten Entwicklungen haben 
Russlands Schwäche gezeigt: Im Septem­
ber 2022 sind armenische und aserbai­
dschanische Streitkräfte aneinandergera­
ten, rund 200 Soldaten kamen ums Le­
ben. Kurz danach kam es zu Kämpfen 
zwischen kirgisischen und tadschikischen 
Streitkräften mit Dutzenden von Toten. 
Die von Russland geleitete Organisation 
des Vertrags über kollektive Sicherheit 
hatte außer einer Beobachtermission und 
einem Aufruf zum Frieden nichts zu bie­
ten. Russlands abnehmender Einfluss im 
Südkaukasus und Zentralasien eröffnet 
der OSZE kooperative Optionen, falls 
diese Staaten an mehr OSZE-Aktivitäten 
interessiert sind. Gleichzeitig könnten in 
diesen Regionen Konfliktpotenziale, die 
bislang von der Russischen Föderation 
unterdrückt wurden, aufbrechen. Deswe­
gen braucht es neue Initiativen, um Kon­
flikte zu verhindern und zu managen. 
Die Frage ist nun, ob die OSZE diese 
Aufgaben übernehmen kann.

Einige der verbleibenden Nicht-EU-
Balkanstaaten und die Ukraine könnten 
sich der EU früher annähern und bei­
treten als erwartet. Damit würden diese 
Staaten in den Kompetenzbereich der 
EU fallen. Dies würde den Bedarf an 
OSZE-Aktivitäten reduzieren. Russlands 

Wolfgang Zellner

68

https://doi.org/10.5771/9783748933632 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748933632
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


schrumpfender Einflussbereich und eine 
EU-Erweiterung werden zu einer noch 
deutlicheren bipolaren Struktur in Euro­
pa führen – mit schärferen Trennlinien 
und weniger Staaten zwischen Russland 
und der EU. Für die OSZE würde dies 
bedeuten, dass ihr politischer Spielraum 
abnimmt.

Die „Konsensfalle“ überwinden

Fred Tanner meint, eine der Schwächen 
der OSZE sei die von ihm so bezeichnete 
„Konsensfalle“: „Russland, aber auch an­
dere Länder […] haben die Verweigerung 
eines Konsenses als Veto gegen das Fest­
legen einer Agenda, den Haushalt, Re­
formbemühungen und Krisenbeschlüsse 
genutzt, und dies oft als Druckmittel in 
Streitigkeiten, die gar nichts mit dem be­
treffenden Thema zu tun haben.“4 Über 
die Jahre war es zwar schwierig, mit 
dieser Falle umzugehen, aber immerhin 
möglich – wenn dabei auch die politische 
Kohärenz und Effizienz litten. Seit dem 
russischen Überfall auf die Ukraine ist es 
jedoch unmöglich, einen Konsens zu er­
zielen. Es gibt zwei Wege aus dieser Sack­
gasse:
1. Entweder wird Russland auf Grundla­

ge der Konsens-minus-eins-Regel aus 
der OSZE ausgeschlossen.

2. Oder Russlands Vetomacht wird um­
gangen, indem die politischen Abläu­
fe der OSZE informell vor sich gehen 
– geleitet vom Vorsitz und der Troika.

Die Konsens-minus-eins-Regel wurde in 
den Schlussfolgerungen des Prager Tref­
fens des Ministerrats 1992 formuliert:

„Zur Weiterentwicklung der Fähig­
keit der KSZE, Menschenrechte, De­
mokratie und Rechtstaatlichkeit mit 
friedlichen Mitteln zu schützen, be­
schloß der Rat, daß in Fällen von 
eindeutigen, groben und nicht be­
hobenen Verletzungen einschlägiger 
KSZE-Verpflichtungen angemessene 
Maßnahmen durch den Rat bzw. den 
Ausschuß Hoher Beamter getroffen 
werden können, erforderlichenfalls 
auch ohne Zustimmung des betroffe­
nen Staates.“5

Diese Bestimmung wurde bisher erst ein­
mal angewendet, und zwar am 8. Juli 
1992, als das 13. Treffen des Ausschusses 
Hoher Beamter Serbien und Montenegro 
von der Teilnahme am Helsinki-Gipfel 
1992 ausschloss.6 Dieser Ausschluss blieb 
bis zum Wiedereintritt der ehemaligen 
Republik Jugoslawien am 7. November 
2000 in Kraft. Könnte die OSZE jetzt den 
gleichen Ansatz gegenüber Russland ver­
folgen? Eine Teilnahmeverweigerung wä­
re in jedem Fall gerechtfertigt. Russlands 
Aggression gegen die Ukraine stellt zwei­
fellos eine „eindeutige, grobe und nicht 
behobene“ Verletzung der OSZE-Ver­
pflichtungen dar. Politisch gesehen stellt 
sich die Lage jedoch anders dar. Es ist 
zweifelhaft, ob ein Konsens-minus-eins-
Beschluss über einen Ausschluss Russ­
lands jemals erreicht werden könnte. 
Denn dies würde die Zustimmung von 
Belarus und anderen Mitgliedern der von 
Russland angeführten Organisation des 
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Vertrags über kollektive Sicherheit erfor­
dern.

Sollten die Versuche, einen Konsens 
mit Russland zu erzielen, scheitern, be­
stünde die andere Möglichkeit darin, die 
OSZE auf einer informelleren Grundla­
ge arbeiten zu lassen. Dazu müsste eine 
informelle Konsens-minus-eins-Regel an­
gewendet werden. Dies wäre durchaus 
möglich, da die OSZE in ihrem Alltags­
betrieb schon immer ein sehr informel­
les Kommunikationsnetzwerk war. Ein 
solcher Ansatz würde etliche Beratungen 
und viel Disziplin von den Teilnehmer­
staaten erfordern sowie eine starke Füh­
rung durch den Vorsitz und die Troika. 
Ein solches Regelungssystem würde Ei­
nigkeit in den Fragen des Haushalts, ei­
nes Generalsekretärs sowie der Leiter*in­
nen der Institutionen, der Weiterführung 
zumindest einiger Feldoperationen sowie 
– was am schwierigsten sein dürfte – ei­
nes Vorsitzes erfordern.

Fangen wir mit dem Haushalt an. In 
den letzten Jahren wurde der Gesamt­
haushalt meist nicht vor dem Sommer 
verabschiedet. Insofern ist die OSZE be­
reits daran gewöhnt, mit provisorischen 
Haushalten zu arbeiten. Der Nachteil ei­
nes provisorischen Haushalts ist, dass das 
Geld nur für bereits bestehende Program­
me und Projekte ausgegeben werden 
kann. Neue Projekte müssen durch frei­
willige Beiträge finanziert werden. Soll­
te die provisorische Haushaltsführung en­
den, würde dies auch für den gesamten 
Haushalt gelten. Sämtliche Finanzierun­
gen müssten dann durch freiwillige Bei­
träge erfolgen. Dies würde Russland und 
anderen Staaten zeigen, dass Haushalts­
blockaden nicht mehr die scharfe Waffe 

sind, die sie einst waren. Aber noch ein­
mal: Ein solcher Ansatz setzt eine hohe 
Disziplin voraus, vor allem unter den 
größeren westlichen Teilnehmerstaaten. 
Wenn sie die erforderlichen Geldmittel 
nicht zur Verfügung stellen, wird der An­
satz schnell scheitern.

Die OSZE-Institutionen – das Büro für 
demokratische Institutionen und Men­
schenrechte, der Hohe Kommissar für na­
tionale Minderheiten und der Beauftrag­
te für Medienfreiheit – sollten auf jeden 
Fall ihre Arbeit fortsetzen, ebenso wie 
die Feldoperationen, falls das Gastland 
einverstanden ist. Jos Boonstra hat vorge­
schlagen, ein „Weg, um dies umzusetzen, 
besteht in der Loslösung der beschlussfas­
senden Organe der OSZE […] von den 
restlichen Strukturen, Missionen und Or­
ganen“.7 Die Institutionen würden dann 
als Projekte des Vorsitzes auf der Grund­
lage freiwilliger Beiträge geleitet. Dies 
würde auch für die Feldoperationen gel­
ten. Die Mandate der Feldoperationen, 
außer denen, die sich auf die Ukraine 
beziehen, wurden schließlich Ende 2022 
verlängert. Weil jedoch unklar ist, ob 
dies 2023 wiederholt werden kann, soll­
te man andere, informellere Optionen 
in Erwägung ziehen. Zum Beispiel hat 
Ian Kelly – der frühere Leiter der US-
amerikanischen OSZE-Delegation – vor­
geschlagen: „Wenn die Mandate der Feld­
missionen dieses Jahr nicht verlängert 
werden, so wie es viele befürchten, kann 
der Vorsitz […] auch seine Autorität nut­
zen, um eine Art Feldmission (beispiels­
weise als Büro des/der Sonderbeauftrag­
ten des/der Amtierenden Vorsitzenden) 
in Ländern beizubehalten, die eine solche 
Fortsetzung unterstützen. Finanziert wer­
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den können sie von ähnlich gesinnten 
OSZE-Staaten.“8

Die OSZE bewegt sich bereits in die­
se Richtung. Im August 2022 verkünde­
ten der Vorsitz und die Generalsekretä­
rin ein Unterstützungsprogramm für die 
Ukraine. Damit wurde der OSZE-Projekt­
koordinator in der Ukraine ersetzt, des­
sen Mandat aufgrund von Russlands Veto 
nicht verlängert worden war.9

Die Missionsleitung wird vom Vor­
sitz ernannt, aber die Ernennung der 
Institutionsleiter*innen ist komplizierter, 
da diese durch Ministerratsbeschlüsse er­
folgt. Die Amtszeit von Generalsekretärin 
Helga Schmid, dem Hohen Kommissar 
für nationale Minderheiten, dem Leiter 
des Büros für demokratische Institutio­
nen und Menschenrechte und der Beauf­
tragten für Medienfreiheit läuft im De­
zember 2023 aus. Ab dann werden – 
ähnlich wie zwischen Juli und Dezember 
2020, als alle vier Posten vakant waren 
– ihre formellen und informellen Stell­
vertreter*innen ihre Aufgaben kommissa­
risch übernehmen. Eine solche Lösung ist 
zeitlich nicht begrenzt.

Die einzige große Schwierigkeit be­
steht darin, die nächsten Vorsitze sicher­
zustellen. Im Jahr 2023 übernimmt Nord­
mazedonien das Amt des Vorsitzenden, 
gefolgt von Finnland im Jahr 2025 – 
50 Jahre nach der Schlussakte von Hel­
sinki. Der Vorsitz für 2024 wurde noch 
nicht gewählt. Um diese Lücke zu über­
brücken, braucht es diplomatisches Ge­
schick. Eine Teillösung könnte sein, 
Nordmazedoniens Vorsitz zu verlängern 
und die Rolle der Troika zu stärken.

Es stellt sich die Frage, ob ein sol­
cher informellerer Ansatz zur Leitung 

der OSZE legitim und machbar wäre. 
Er wäre zugegebenermaßen ein enormer 
Affront gegenüber der Russischen Föde­
ration und unter „normalen“ Umständen 
undenkbar. Mit seiner Aggression gegen 
die Ukraine hat Russland jedoch jedes 
Recht verspielt, „normal“ behandelt zu 
werden. Die OSZE darf es nicht zulas­
sen, dass sie von einem Teilnehmerstaat 
zugrunde gerichtet wird, der die zivi­
le Infrastruktur eines Nachbarlandes zer­
stört – was laut der Genfer Konvention 
ein schweres Kriegsverbrechen darstellt. 
Wenn Russland nicht auf diese Weise 
von der OSZE behandelt werden möch­
te, steht es ihm frei, die Organisation zu 
verlassen. Diesen Schritt wird Russland 
allerdings eher vermeiden, da die meisten 
seiner Verbündeten im Rahmen der Or­
ganisation des Vertrags über kollektive Si­
cherheit es ihm nicht gleichtun würden. 
Dies würde Russlands Isolation offenba­
ren.

Der Übergang von einem formellen 
Konsens zu einer informelleren Form 
der Leitung muss ernstgenommen wer­
den. Nur dann kann das informelle Mo­
dell erfolgreich umgesetzt werden. Da­
für braucht es eine enge Abstimmung 
zu zahlreichen Themen, selbst mit den 
kleinsten Staaten. Ein sorgfältiges Vorge­
hen dieser Art kann der Organisation je­
doch nur nutzen! Der hier für eine Über­
gangszeit vorgeschlagene informelle An­
satz würde sehr viel politischen Willen 
und Disziplin erfordern – und hätte inso­
fern nichts mit der üblichen Strategie des 
Durchwurstelns zu tun.
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OSZE-Agenda für die nächsten drei 
Jahre – Vorschläge

Als Nächstes werde ich Vorschläge für 
ein dreijähriges OSZE-Arbeitsprogramm 
machen, das sich auf die wichtigsten po­
litischen Themen konzentriert und da­
rauf abzielt, der OSZE so viele Optionen 
wie möglich zu lassen. Nichts hält die 
OSZE-Teilnehmerstaaten davon ab, eine 
solche Agenda zu entwickeln. Walter 
Kemp schreibt: „Um einen solchen Pro­
zess anzustoßen, ist kein konsensbasierter 
Beschluss nötig.“10 Der Prozess könnte, 
von Vorsitz und Troika geleitet, auf infor­
melle Weise beginnen – mit oder ohne 
Beteiligung Russlands. Die Agenda sollte 
folgende Punkte beinhalten:

Inklusiver Dialog mit oder ohne Russ­
land. Die KSZE/OSZE hat schon immer 
einen Dialog über jedes relevante euro­
päische Sicherheitsthema geführt, und 
zwar ohne Bedingungen. Russland sollte 
von einem solchen Dialog nicht grund­
sätzlich ausgeschlossen werden. Ziel des 
Dialogs sollte vielmehr sein, dass Russ­
land immer wieder gezwungen wird, sein 
Verhalten zu erklären. Auch dem franzö­
sischen Präsidenten Emmanuel Macron 
und dem deutschen Bundeskanzler Olaf 
Scholz ist es wichtig, mit Präsident Wla­
dimir Putin im Gespräch zu bleiben. 
Ebenso gilt es, die russische OSZE-Dele­
gation in Diskussionen einzubeziehen. 
Eine komplette Verweigerung, wie sie in 
den ersten Monaten der russischen Ag­
gression gegen die Ukraine vorkam, ist 
unproduktiv. Der Sicherheitsdialog sollte 
sich auf zwei Bereiche konzentrieren:

• die Frage, wie die russische Aggres­
sion gestoppt und gleichzeitig die 
Grundlage für eine kooperativere eu­
ropäische Ordnung geschaffen wer­
den kann

• regionale Sicherheitsthemen in den 
Gebieten, in denen Russlands Ein­
fluss abnimmt und dadurch ein Si­
cherheitsvakuum entstanden ist

Umsetzung von OSZE-Normen. Für eine 
auf Normen beruhende Organisation wie 
die OSZE ist es zwingend erforderlich, 
dass sie weiterhin die Umsetzung ihrer 
Verpflichtungen beobachtet und disku­
tiert. In erster Linie bedeutet dies, die Ar­
beit des Büros für demokratische Institu­
tionen und Menschenrechte, des Hohen 
Kommissars für nationale Minderheiten 
und der Beauftragten für Medienfreiheit 
fortzuführen. Wenn Russland oder Bela­
rus die Haushalte dieser Institutionen 
blockieren, sollten sie als Projekte des 
Vorsitzes weitergeführt und durch frei­
willige Beiträge finanziert werden. Das­
selbe gilt für das Implementierungstref­
fen zur menschlichen Dimension, das 
2020 aufgrund von Covid-19 und 2021 
mangels eines Konsenses nicht stattfand. 
Der polnische Vorsitz organisierte im 
September und Oktober 2022 eine „Kon­
ferenz zur menschlichen Dimension“ – 
ein Format, das dem Implementierungs­
treffen zur menschlichen Dimension äh­
nelte.11 In diesem Rahmen sollten die 
anhaltenden schweren Menschenrechts­
verletzungen der Russischen Föderation 
regelmäßig thematisiert werden. Neben 
diesen drei Institutionen sollte der Stän­
dige Rat die zentrale Plattform sein, um 
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die Umsetzung von OSZE-Normen und 
-Verpflichtungen zu diskutieren.

Stärkeres Engagement im Südkaukasus 
und in Zentralasien. Die Hand in Rich­
tung Südkaukasus und Zentralasien aus­
zustrecken, ist wichtiger als je zuvor. Ers­
tens könnte Russlands abnehmender Ein­
fluss dazu führen, dass zuvor unterdrück­
te Konflikte ausbrechen. Deswegen ist es 
wichtig, dass die OSZE ihre Bemühun­
gen zur Konfliktverhütung in diesen Re­
gionen verstärkt. Zweitens ist China be­
reits der wichtigste Handelspartner der 
zentralasiatischen Staaten und letztlich 
der Garant ihrer Sicherheit bei einem 
möglichen Angriff Russlands. Drittens 
steht Zentralasien nicht im Fokus der 
wichtigsten westlichen Organisationen. 
Deswegen könnte die OSZE hier eine 
führende Rolle übernehmen. Ob die Teil­
nehmerstaaten eine solche Rolle befür­
worten und ob die Organisation sie an­
gemessen erfüllen könnte, müsste sich je­
doch erst noch zeigen.

Umsetzung eines zukünftigen Waffenstill­
standsabkommens zwischen Russland und 
der Ukraine. Die OSZE ist für die Rol­
le eines Vermittlers im Krieg zwischen 
Russland und der Ukraine nicht beson­
ders gut geeignet. William H. Hill hat 
dazu angemerkt: „Die OSZE ist zu groß, 
schwerfällig und vielfältig, um als direk­
ter Vermittler in dem Konflikt zu fungie­
ren.“12 Der OSZE ist es schließlich kaum 
gelungen, viel kleinere Konflikte zu lö­
sen, etwa den um Bergkarabach. Hier hat 
die sogenannte Minsk-Gruppe der OSZE 
unter dem Ko-Vorsitz von Frankreich, 
Russland und den Vereinigten Staaten 
keinen Einfluss mehr. Jedoch sollte die 
OSZE versuchen, Aufgaben bei der Um­

setzung eines zukünftigen Waffenstill­
standsabkommens zu übernehmen, wie 
sie das von 2014 bis 2022 mit der Son­
derbeobachtermission in der Ukraine ge­
tan hat. Zwei Aspekte sind in dieser 
Hinsicht wichtig: Erstens wäre es ange­
sichts der Schwere und globalen Bedeu­
tung des Konflikts besser, eine UN-Mis­
sion auf Grundlage eines Mandats des 
UN-Sicherheitsrats zu haben. Gleichzei­
tig würde dies auch bedeuten, dass Russ­
land das Mandat akzeptiert. Zweitens 
sollte nicht vergessen werden, dass we­
der die Ukraine noch Russland die Son­
derbeobachtermission und die Rolle der 
OSZE in der Ukraine begrüßt haben, 
wenn auch aus unterschiedlichen Grün­
den. Dennoch sollte die OSZE versuchen, 
ihre langjährige Erfahrung in die Umset­
zung eines zukünftigen Waffenstillstands­
abkommens zwischen Russland und der 
Ukraine einzubringen.

Rüstungskontrolle. Unter den aktuellen 
Umständen mag es überraschend klin­
gen, aber Alexander Mattelaer hat zu 
Recht angemerkt: „Langfristig wird das 
Ende von Russlands Krieg gegen die 
Ukraine neue Anforderungen an eine 
Rüstungskontrolle mit sich bringen.“13 

Das ist aus mehreren Gründen richtig. 
Erstens wird jedes dauerhafte Waffen­
stillstands- oder Friedensabkommen Ele­
mente einer Rüstungskontrolle enthalten 
(Obergrenzen in gewissen Gegenden, In­
formationsaustausch, Verifikation). Zwei­
tens wird ein Friedensabkommen wahr­
scheinlich territoriale Bestimmungen ent­
halten, mit denen weder die Ukraine 
noch Russland zufrieden sind. Deswegen 
„braucht die Ukraine Garantien, dass 
Russland nicht versuchen wird, in Zu­
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kunft erneut gewaltsam die Grenzen zu 
verschieben, während Russland Garanti­
en braucht, dass die Ukraine nicht in 
den Krieg ziehen wird, um die Gebiets­
frage zu klären – unabhängig davon, wer 
in Kiew an der Macht ist.“14 Dies wird 
sicherlich teilweise durch Rüstungskon­
trollbestimmungen festgelegt werden. 
Drittens wird es nötig sein, subregiona­
le Rüstungskontrollen für Regionen wie 
den Südkaukasus und Teile Zentralasiens 
einzurichten. Aufgrund dieser möglichen 
Agenda ist es ratsam, das Forum für Si­
cherheitskooperation am Laufen zu hal­
ten.

Diskussion über die Zukunft der Orga­
nisation. Das 50-jährige Jubiläum der 
Schlussakte von Helsinki bietet die Ge­
legenheit, einen informellen Ministerrat 
oder ein Gipfeltreffen in Helsinki einzu­
berufen. Dabei sollte über den Stand der 
Dinge und über Strategien für die Ge­
staltung einer besseren Zukunft gespro­
chen werden. Die drei Jahre bis 2025 
ließen sich dafür nutzen, einen breiten 
Diskussionsprozess zu organisieren, an 
dem die Teilnehmerstaaten, andere inter­
nationale Organisationen, Mitglieder des 
Parlaments, führende Personen aus der 
Zivilgesellschaft und der Wissenschaft be­
teiligt sind. Wenn jemand einen solchen 
Prozess koordinieren kann, dann ist das 
Finnland.

Alle Elemente einer solchen Agenda 
wird die OSZE wohl nicht umsetzen 
können. Schließlich entscheiden die Teil­
nehmerstaaten über die zukünftigen Auf­
gaben der Organisation und ihre Rolle. 
Dennoch lohnt sich der Versuch, eine 
solch umfassende Agenda aufzustellen, 

mit der politische Optionen offengehal­
ten werden.
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Die KSZE: Lehren aus der Vergangenheit

Andrei Zagorski*

Zusammenfassung

In den 1980er-Jahren durchlebte der Helsinki-Prozess einige Krisen. Als Reaktion darauf hielten 
Staaten unter anderem die Agenda flexibel und erweiterten sie. Die Unterschiede zwischen den 
Interessen der Teilnehmerstaaten wurden genutzt, und das Konzept des parallelen Fortschritts 
in allen drei KSZE-Dimensionen wurde eingeführt. Die wichtigsten Akteure hatten dadurch 
den Eindruck, für den Prozess mitverantwortlich zu sein – obwohl es sowohl im Westen als 
auch im Osten Stimmen gab, die den Helsinki-Prozess infrage stellten. Der Beitrag erörtert, ob 
und in welchem Maße die damaligen Strategien der OSZE helfen könnten, ihre aktuelle Krise 
zu überwinden.

Schlagworte
Europäische Sicherheit, KSZE, Helsinki-Prozess, Menschenrechte

Bitte zitieren als: Andrei Zagorski, „Die KSZE: Lehren aus der Vergangenheit“, in OSCE In­
sights, Hrsg. Cornelius Friesendorf und Argyro Kartsonaki (Baden-Baden: Nomos, 2023), https://
doi.org/10.5771/9783748933632-06

Einleitung

Die Krise, der die OSZE gegenübersteht, 
ist nicht die erste ihrer Geschichte – und 
nicht einmal die erste existenzielle Krise, 
auch wenn es sich vielleicht um die bis­
her schwerste handelt. Schon im Februar 
1974, nur wenige Monate nach Beginn 
der zweiten Phase der Konferenz über 
Sicherheit und Zusammenarbeit in Euro­

* Andrei Zagorski
Primakow Nationales Forschungsinstitut für 
Weltwirtschaft und internationale Beziehun­
gen, Russische Akademie der Wissenschaf­
ten, Moskau
zagorskiandrei@gmail.com

pa (KSZE) und nach der Verhaftung von 
Alexander Solschenizyn, „hielt die Konfe­
renz den Atem an“.1 Denn ihr Schicksal 
hing davon ab, wie Solschenizyn in Mos­
kau behandelt werden würde. Ein paar 
Jahre später führte die Diskussion über 
Menschenrechte beinahe zum Abbruch 
des ersten Folgetreffens in Belgrad (1977–
1978). Die Eröffnung des zweiten Folge­
treffens in Madrid (1980–1983) wurde 
vom sowjetischen Einmarsch in Afgha­
nistan überschattet. Anfang 1982 wurde 
das Treffen nach Einführung des Kriegs­
rechts in Polen im Dezember 1981 meh­
rere Monate lang ausgesetzt. Die Fort­
führung des Helsinki-Prozesses war also 
keine Selbstverständlichkeit. Die Sowjet­

77

https://doi.org/10.5771/9783748933632 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748933632-06
https://doi.org/10.5771/9783748933632-06
https://doi.org/10.5771/9783748933632
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/
https://doi.org/10.5771/9783748933632-06
https://doi.org/10.5771/9783748933632-06


union und die Vereinigten Staaten waren 
darüber frustriert, dass die nachfolgenden 
Treffen von gegenseitigen Schuldzuwei­
sungen geprägt waren, anstatt ernsthafte 
Diskussionen inmitten der neu entfach­
ten Konfrontation zu ermöglichen. Beide 
erwogen mehrfach, sich aus der KSZE zu­
rückzuziehen.

Bei dem Treffen in Belgrad wurde öf­
fentlich über die Menschenrechtssituati­
on in der Sowjetunion diskutiert. Das 
stärkte die Stimmen derjenigen in Mos­
kau, die gegen den Helsinki-Prozess wa­
ren. Bei der Vorbereitung auf das Treffen 
in Madrid stellte die Sowjetunion den 
Wert des weiteren KSZE-Prozesses infra­
ge, falls der Westen eine Polemik im Bel­
grader Stil beibehalten würde.2 Die Dele­
gationen in Madrid „fragten sich, ob die 
Sowjets nach Madrid gekommen waren, 
um die diplomatischen Bemühungen zu 
beenden, die ihnen nicht mehr nutzten 
und nur Enttäuschungen gebracht hat­
ten.“3

Während seines Präsidentschaftswahl­
kampfs 1980 fragte Ronald Reagan, war­
um US-Diplomat*innen nach Madrid 
reisen sollten, während amerikanische 
Sportler*innen die Olympischen Spiele 
in Moskau boykottierten. Mehrere west­
liche Staaten – vor allem die Vereinig­
ten Staaten, Frankreich und Dänemark 
– schlugen vor, das Treffen zu verschie­
ben.4 Nach der Einführung des Kriegs­
rechts in Polen im Dezember 1981 be­
standen die Vereinigten Staaten darauf, 
dass das Treffen nach der Winterpause 
nicht fortgesetzt werden sollte.5 Dies hät­
te das Ende des KSZE-Prozesses bedeutet.

In den 1980er-Jahren nahmen die 
Spannungen zwischen Ost und West zu. 

Auch die westliche Kritik an der KSZE 
wuchs. Bei dem Ministertreffen 1985 in 
Helsinki, bei dem eigentlich das zehn­
jährige Jubiläum der Schlussakte gefei­
ert werden sollte, herrschte eine düste­
re Stimmung. Der Frust angesichts man­
gelnder Fortschritte in der menschlichen 
Dimension stärkte die Stimmen im Wes­
ten, die behaupteten, die Entspannungs­
politik und die ursprünglichen Helsin­
ki-Kompromisse beruhten auf falschen 
Annahmen über das Denken der sowje­
tischen Führung. Im Jahr 1986 zog die 
US-Regierung in Erwägung, das Helsinki-
Abkommen zu kündigen, und suchte da­
für nach Umsetzungsmöglichkeiten.6

Dennoch überlebte die KSZE. Die 
Gründe sind vielfältig. Einige Teilneh­
merstaaten traten weiterhin für die KSZE 
ein. Als Reaktion auf die Kritik an den 
Helsinki-Abmachungen betonten sie de­
ren langfristige Wirkung. Eine Gruppe 
neutraler und blockfreier Staaten vermit­
telte. Außerdem entwickelten die Teil­
nehmerstaaten Strategien, dank derer die 
KSZE weiterarbeiten konnte:
• Ein asymmetrisches Verhandeln (asym­

metric bargaining) ermöglichte, die 
unterschiedlichen Interessen der Teil­
nehmerstaaten zu nutzen.

• Die KSZE wurde als Prozess betrach­
tet, der auf der Verständigung auf 
einen Modus Vivendi beruhte und 
künftigen Wandel nicht ausschließen 
würde.

• Die breite und flexible Agenda der 
KSZE wurde genutzt, um einen paral­
lelen Fortschritt (balanced progress) in 
allen „Körben“ (Dimensionen) zu ge­
währleisten. Dabei wurden die unglei­

Andrei Zagorski

78

https://doi.org/10.5771/9783748933632 https://www.inlibra.com/de/agb - Open Access - 

https://doi.org/10.5771/9783748933632
https://www.inlibra.com/de/agb
https://creativecommons.org/licenses/by/4.0/


chen Interessen der Teilnehmerstaa­
ten berücksichtigt.

• Die umstrittensten Helsinki-Abma­
chungen wurden genauer ausgearbeitet, 
um Unklarheiten zu reduzieren.

Dieser Beitrag beschreibt die Anwendung 
dieser Strategien bis zum Ende des Kalten 
Krieges. Anschließend wird diskutiert, ob 
– und in welchem Ausmaß – diese Strate­
gien der OSZE helfen könnten, ihre aktu­
elle Krise zu überwinden.

Asymmetrisches Verhandeln

Die umfassende Agenda der KSZE stand 
nicht von Anfang an fest. Sie war viel­
mehr das Ergebnis harter Verhandlungen 
über den möglichen Ausgang der Konfe­
renz, bei der der Osten und der Westen 
unterschiedliche Ziele verfolgten.7

Die Sowjetunion wollte den territoria­
len und politischen Status quo in Europa 
bestätigen, der sich nach dem Zweiten 
Weltkrieg herausgebildet hatte. Ihr ging 
es um eine paneuropäische Konferenz, 
bei der die endgültige Regelung in Bezug 
auf Deutschland ersetzt werden sollte, 
und um eine Konsolidierung ihres Ein­
flussbereichs gemäß den Vereinbarungen 
der Konferenz von Jalta. Deswegen war es 
für Moskau am wichtigsten, dass Prinzi­
pien für zwischenstaatliche Beziehungen 
vereinbart wurden. Betont wurde die Un­
verletzbarkeit von Grenzen; auch eine 
wirtschaftliche und ökologische Zusam­
menarbeit war Teil des ursprünglichen 
Agenda-Vorschlags des Ostblocks.

Vor allem die Vereinigten Staaten be­
trachteten diesen Ansatz als „vereinbar 

mit den Grundannahmen der Nixon-Kis­
singer-Außenpolitik“, die darauf beruh­
ten, dass der Status quo „die einzige rea­
listische Politik darstellte, die mit ameri­
kanischen Interessen kompatibel war“.8 

In den NATO-Debatten zwischen 1969 
und 1971 stellte sich heraus, dass die 
westeuropäischen Regierungen zwar be­
reit waren, über Prinzipien zu diskutie­
ren. Allerdings wollten sie die Agenda 
so erweitern, dass auch Themen wie 
mehr Freizügigkeit für Menschen, der 
Austausch von Ideen oder (militärisch re­
levante) vertrauensbildende Maßnahmen 
dazugehörten. Westliche Regierungen 
versuchten auch, praktische humanitäre 
Probleme zu lösen und die Achtung der 
Menschenrechte und Grundfreiheiten in 
den Prinzipienkatalog aufzunehmen. Die 
Bundesrepublik Deutschland hatte das 
Prinzip der Unverletzbarkeit von Gren­
zen in den Verträgen mit Moskau und 
Warschau 1970 akzeptiert und versuch­
te, die Tür für eine Wiedervereinigung 
Deutschlands offen zu halten. Daher be­
tonte sie die Möglichkeit einer friedli­
chen Veränderung von Grenzen.9

Nach mehrmonatigem Widerstand ak­
zeptierte die Sowjetunion bei den KSZE-
Vorgesprächen 1972–1973 die Auswei­
tung der Agenda.10 Dies führte zur Bil­
dung der drei „Körbe“ der KSZE: si­
cherheitsbezogene Themen (Prinzipien 
und vertrauensbildende Maßnahmen), 
wirtschaftliche und ökologische Zusam­
menarbeit sowie humanitäre Zusammen­
arbeit, einschließlich persönlicher Kon­
takte und Informationsaustausch.

Die Schlussakte von Helsinki aus dem 
Jahr 1975 war das Ergebnis langwieriger 
Verhandlungen und beruhte auf unzähli­
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gen Kompromissen innerhalb der einzel­
nen „Körbe“ sowie zwischen den „Kör­
ben“. Zu den schwierigsten Themen ge­
hörte, ein Gleichgewicht zwischen dem 
Prinzip der Unverletzbarkeit von Gren­
zen und der Klausel über eine friedliche 
Veränderung von Grenzen zu finden, die 
in den Text über die souveräne Gleich­
heit aufgenommen wurde. Ebenfalls strit­
tig waren die Aufnahme des Menschen­
rechtsprinzips in den Helsinki-Dekalog 
sowie Bestimmungen zu persönlichen 
Kontakten und zum Austausch von Infor­
mationen. Diese Kompromisse machten 
die Helsinki-Abmachungen so ausgewo­
gen, dass alle Beteiligten das Ergebnis der 
Verhandlungen akzeptierten.

Die Konferenz profitierte von den un­
gleichen Interessen der Teilnehmerstaa­
ten, denn dadurch war die Einigung 
für jeden Staat ein wichtiges Anliegen. 
Die Unterschiede zwischen den Staaten 
waren allerdings nicht aus der Welt ge­
schafft. Dies zeigte sich an den abwei­
chenden Bewertungen der KSZE-Ergeb­
nisse. Die Sowjetunion und ihre Verbün­
deten betonten die Unverletzbarkeit der 
Grenzen (und verschwiegen die Bestim­
mung über friedliche Grenzveränderun­
gen) und später auch die Nichteinmi­
schung in innenpolitische Angelegenhei­
ten. Die Sowjetunion und ihre Verbün­
deten nahmen an, dass diese Prinzipien 
den territorialen und politischen Status 
quo in Europa gefestigt hatten. Der Wes­
ten dagegen hob die „dynamischen“ Be­
stimmungen der Schlussakte hervor, vor 
allem jene aus dem humanitären „dritten 
Korb“ (sowie die Klausel zur friedlichen 
Grenzveränderung). Später kam das Men­
schenrechtsprinzip dazu. Die Helsinki-

Kompromisse wurden als eine Einigung 
auf einen Modus Vivendi betrachtet, der 
künftigen Wandel offenließ. Sowohl der 
Osten als auch der Westen glaubten, dass 
ihnen die Zeit in die Hände spielen wür­
de.

Die Offenheit des Helsinki-Prozesses 
sowie die damit verbundenen Ungewiss­
heiten befeuerten letzten Endes jedoch 
die Kritik – sowohl im Westen als auch 
im Osten. Bei den Folgetreffen standen 
die unterschiedlichen Interessen im Zen­
trum der Streitigkeiten zwischen Ost und 
West. Sie bezogen sich auf die Umset­
zung der Helsinki-Bestimmungen und 
die Frage, welche nächsten Schritte ver­
einbart werden sollten.

Der KSZE-Prozess

Westliche Kritiker der Schlussakte mein­
ten, dass die Verpflichtungen, auf die 
sich der Osten und Westen geeinigt hat­
ten, unausgeglichen waren. Sie behaupte­
ten, von der Schlussakte profitiere vor 
allem der Ostblock, und wiesen auf Un­
terschiede zwischen den umkehrbaren 
und den unumstößlichen Verpflichtun­
gen hin, die beide Seiten unterschrieben 
hatten. Vor allem betonten sie, dass der 
Ostblock mit der Unverletzbarkeit der 
Grenzen als unumstößlicher Verpflich­
tung sein Hauptziel erreicht habe. Be­
stimmungen zu einem Austausch von 
Menschen und Ideen über die Ost-West-
Grenze hinweg müssten hingegen erst 
noch umgesetzt werden. Dies mache den 
Westen vom guten Willen des Ostens ab­
hängig, wodurch die Verpflichtung um­
kehrbar werde. Die Hoffnung war, dass 
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diese Probleme gelöst werden könnten, 
indem die KSZE als Prozess angesehen 
wurde – und nicht als einmalige Veran­
staltung. Dafür sollte eine Reihe von Fol­
getreffen vereinbart werden, bei denen 
unter anderem die Umsetzung der Hel­
sinki-Beschlüsse diskutiert werden würde.

Wie nicht anders zu erwarten, wa­
ren Ost und West hier unterschiedli­
cher Auffassung. Zu Beginn der Konfe­
renz in Helsinki schlug die Sowjetunion 
vor, die KSZE zu institutionalisieren. 
Sie ließ diesen Vorschlag allerdings fal­
len, als die Bestimmungen des „dritten 
Korbes“ der Schlussakte Gestalt annah­
men. Am Ende der Verhandlungen woll­
te Moskau die Konferenz auf das Un­
terzeichnen der Schlussakte begrenzen. 
Der Westen hingegen, der anfangs bei 
der Frage nach einer Institutionalisierung 
der KSZE zögerte, war zunehmend an 
einem Nachfolgeprozess interessiert, mit 
dem die „dynamischen“ KSZE-Verpflich­
tungen bekräftigt, umgesetzt und verbes­
sert werden könnten. Die entsprechen­
den Bestimmungen in der Schlussakte 
legten nur fest, dass das erste Folgetreffen 
1977 in Belgrad stattfinden würde. Den­
noch spielten die Folgetreffen eine ent­
scheidende Rolle für den weiteren Ver­
lauf des Helsinki-Prozesses. Sie dienten 
vor allem drei Zwecken: Die Fortsetzung 
des KSZE-Prozesses sollte sichergestellt 
werden, die Teilnehmerstaaten sollten für 
die Umsetzung der KSZE-Verpflichtun­
gen verantwortlich sein, und Vorschläge 
für die Weiterentwicklung der KSZE-Ver­
pflichtungen sollten diskutiert werden.

Bei dem Treffen in Belgrad gelang 
es nicht, diese Ziele zu erreichen. Nach­
dem Jimmy Carter zum US-Präsidenten 

gewählt worden war, betonten die Verei­
nigten Staaten die Menschenrechte und 
drängten auf eine Umsetzung der ent­
sprechenden Bestimmungen der Schluss­
akte. Anstatt mit stiller Diplomatie fort­
zufahren, ging die neue Regierung dabei 
höchst öffentlich vor. Die Sowjetunion 
kam mit einer großangelegten und größ­
tenteils deklarativen Abrüstungsagenda 
sowie mit Vorschlägen für ehrgeizige 
paneuropäische Wirtschaftsprojekte nach 
Belgrad. Die USA zeigten sich an einer 
Abrüstungsdiskussion aber wenig interes­
siert. Sie befürchteten, dass eine entspre­
chende Ausweitung der KSZE-Agenda 
vom Thema Menschenrechte ablenken 
würde. Die Sowjetunion lehnte den US-
Ansatz als „Gewichtsverschiebung“ inner­
halb des Helsinki-Prozesses ab. Sie zeigte 
offen ihren Widerwillen, neue Verpflich­
tungen im „dritten Korb“ einzugehen, 
wollte sich den Diskussionen über die 
Menschenrechtslage im Land entziehen 
und betonte das Prinzip der Nichtein­
mischung in innerstaatliche Angelegen­
heiten. Mehrere europäische Teilnehmer­
staaten versuchten, einen gemeinsamen 
Nenner zu finden, indem sie ihr Inter­
esse an Gesprächen über die von Mos­
kau vorgeschlagenen Wirtschaftsprojekte 
bekundeten. Im Gegenzug hofften sie auf 
Verbesserungen in der menschlichen Di­
mension. Doch der Versuch schlug letzt­
lich fehl; das Treffen in Belgrad führte 
zu keinem nennenswerten Ergebnis. Je­
doch stellte es die Fortsetzung des KSZE-
Prozesses sicher: Die Teilnehmerstaaten 
einigten sich auf ein zweites Folgetreffen, 
das 1980 in Madrid beginnen sollte.
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Flexible Agenda und paralleler 
Fortschritt

Das Belgrader Treffen hatte gezeigt, wie 
schwierig es war, die ungleichen Interes­
sen der wichtigsten Akteure miteinander 
zu vereinbaren. Dies galt etwa für die 
Diskussion über die Umsetzung bereits 
getroffener Vereinbarungen, die von den 
Teilnehmerstaaten unterschiedlich inter­
pretiert wurden. Ein erneuter Interessens­
ausgleich in jeder Stufe des Prozesses 
konnte aber auch die Umsetzung frühe­
rer Bestimmungen als Teil neuer Kom­
promisse ermöglichen.

Dies führte zu der Einsicht, dass in 
den verschiedenen „Körben“ der Schluss­
akte parallel Fortschritte erzielt werden 
mussten. Vor allem musste sichergestellt 
werden, dass Fortschritte in der mensch­
lichen Dimension mit denen im Sicher­
heitsbereich – und umgekehrt – Schritt 
hielten. In den 1980er-Jahren begünstig­
ten drei Umstände diesen Ansatz.

Erstens war die Agenda der Konferenz 
nie starr. Obwohl sich die Teilnehmer­
staaten auf eine genaue Liste an The­
men geeinigt hatten, die bei der Aus­
handlung der Schlussakte berücksichtigt 
werden sollten, hielten sie die Verfah­
rensregeln nicht davon ab, die Agenda 
nach 1975 per Konsens zu erweitern. Das 
hieß natürlich nicht, dass die KSZE sich 
mit allen möglichen Themen beschäfti­
gen würde, die Teilnehmerstaaten gerne 
auf die Agenda setzen wollten. Während 
der Vorbereitungsgespräche 1972–1973 
waren alle Teilnehmer der Ansicht, dass 
sich die KSZE auf Themen konzentrieren 
würde, die für die Ost-West-Beziehungen 
relevant waren. Die Teilnehmer sprachen 

sich dagegen aus, den Nahostkonflikt auf 
die Agenda zu setzen, obwohl der öster­
reichische Bundeskanzler Bruno Kreisky 
nachdrücklich dafür plädierte. Einzige 
Ausnahme war die Aufnahme einer über­
schaubaren Mittelmeer-Dimension in die 
KSZE. Dies geschah auf Druck des Pre­
mierministers von Malta Dom Mintoff.

Zweitens wurde nach dem Belgrader 
Treffen erneut über die US-Strategie 
nachgedacht – mit dem Ergebnis, dass 
der Streit über die Menschenrechte mehr 
schadete als nützte und die Umsetzung 
der Helsinki-Beschlüsse nicht erleichter­
te. Und in der Tat verschärfte die Sow­
jetunion nach einer gewissen Liberalisie­
rung Mitte der 1970er-Jahre wieder ihre 
Politik hinsichtlich menschlicher Kon­
takte und der Verbreitung von Informa­
tionen.11

Drittens schlugen Frankreich (1978) 
und der Ostblock (1979) parallel vor, eine 
Europäische Abrüstungskonferenz einzu­
berufen. Ihre Vorstellungen von einer 
solchen Konferenz näherten sich zwar 
an, aber beide gingen ihren Vorschlägen 
schließlich außerhalb der KSZE nach, als 
ein eigenständiges Projekt.

Die Haltung der USA gegenüber einer 
Abrüstungskonferenz war, gelinde gesagt, 
ambivalent. Da unter den europäischen 
Verbündeten aber die Unterstützung für 
die französische Initiative wuchs, neig­
te Washington dazu, durch eine Erwei­
terung der KSZE-Sicherheitsagenda die 
Initiative im Rahmen des Helsinki-Pro­
zesses einzubetten: Voraussetzung war, 
dass auf diese Weise Fortschritte in der 
menschlichen KSZE-Dimension erzielt 
werden konnten. Dies wurde für die 
USA dadurch erleichtert, dass der franzö­
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sische (und später auch der sowjetische) 
Vorschlag vorsah, die Europäische Abrüs­
tungskonferenz in zwei Phasen abzuhal­
ten. In der ersten Phase sollten weite­
re vertrauensbildende Maßnahmen disku­
tiert werden. Die Erörterung von Abrüs­
tungsmaßnahmen könnte dann auf die 
zweite Phase verschoben werden, falls es 
zu einer entsprechenden Übereinkunft 
kam. Bei Diskussionen innerhalb der 
NATO ermutigten die USA Frankreich, 
den Vorschlag beim KSZE-Treffen in Ma­
drid vorzulegen, anstatt ihn als eigenstän­
diges Projekt zu verfolgen. Obwohl die 
Sowjetunion die direkte Verknüpfung 
von Sicherheits- und Menschenrechtsthe­
men ablehnte, hatte sie sich im Vorfeld 
des Madrider Treffens dazu durchgerun­
gen, das Prinzip eines „ausgewogenen, 
parallelen Fortschritts in allen Bereichen 
der Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa“ zu akzeptieren.12

Seit dem Treffen in Madrid 1980 be­
ruhte die Entwicklung der KSZE auf 
einem Ausgleich zwischen den im Si­
cherheitsbereich erzielten Fortschritten 
und denen in der menschlichen Dimen­
sion. Obwohl die Ost-West-Beziehungen 
in den frühen 1980er-Jahren äußerst an­
gespannt waren, verabschiedete das Ma­
drider Treffen das Mandat für die KSZE-
Konferenz über Sicherheits- und Vertrau­
ensbildende Maßnahmen und Abrüstung 
in Europa, die 1984 in Stockholm be­
ginnen sollte. Dieser Beschluss wurde 
durch eine Reihe neuer Verpflichtungen 
in der menschlichen Dimension sowie 
den Beschluss aufgewogen, zwei Exper­
tentreffen einzuberufen: eines zum The­
ma Menschenrechte (Ottawa, 1985) und 
eines zu den menschlichen Kontakten 

(Bern, 1986). Die Fortschritte in beiden 
Dimensionen – also Sicherheit und Men­
schenrechte – sollten bei einem dritten 
Folgetreffen in Wien 1986 bewertet wer­
den. Die westlichen Staaten machten den 
Übergang zu Phase zwei der Abrüstungs­
konferenz von deutlichen Fortschritten 
in der menschlichen Dimension abhän­
gig.13 Obwohl es bei den weiteren Ver­
handlungen über Sicherheitsthemen in­
ner- und außerhalb der KSZE nach dem 
Wiener Folgetreffen um viele komple­
xe Themen ging, achteten die USA da­
rauf, einen „Sicherheitshebel“ im Helsin­
ki-Prozess beizubehalten. Andernfalls wä­
re eine Zusammenarbeit mit der Sowjet­
union unwahrscheinlich gewesen.14

Konkretisierung der Verpflichtungen

Aufgrund zahlreicher Kompromisse wa­
ren viele der Verpflichtungen aus der 
Schlussakte von Helsinki eher allgemein 
oder mehrdeutig formuliert. So konnten 
manche Formulierungen unterschiedlich 
interpretiert werden, vor allem im „drit­
ten Korb“. Dies führte bei den Folgetref­
fen zu Kontroversen über die Interpre­
tation und Umsetzung einzelner Bestim­
mungen. Viele der Vorschläge bei diesen 
Treffen zielten deswegen darauf ab, die 
allgemein verfassten Helsinki-Verpflich­
tungen genauer auszubuchstabieren, um 
den Interpretationsspielraum zu verklei­
nern. Die Umsetzung der Verpflichtun­
gen sollte dadurch überprüfbar werden.

Zum Beispiel rief die Schlussakte von 
Helsinki die Teilnehmerstaaten dazu auf, 
„Gesuche auf Reisen wohlwollend [zu] 
prüfen“, um menschliche Kontakte zu er­
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möglichen.15 Bei den nächsten Folgetref­
fen verkündeten die Sowjetunion und 
andere Ostblockstaaten, die privaten Rei­
sebeschränkungen ins Ausland etwas er­
leichtert zu haben. Dies wurde im Wes­
ten zum Teil als ungenügend kritisiert. 
Beim Treffen in Madrid wurde über 
die Umsetzung dieser Verpflichtung dis­
kutiert, und neue Vorschläge wurden 
eingereicht. Und so hieß es in dem 
Abschließenden Dokument dieses Tref­
fens, eine „wohlwollende Prüfung“ be­
deute, dass Anträge auf Familienzusam­
menführung oder Eheschließungen zwi­
schen Bürger*innen verschiedener Staa­
ten „im Normalfall innerhalb von sechs 
Monaten“ entschieden werden sollten.16 

Im Abschließenden Dokument des Wie­
ner Treffens 1989 wurde schließlich fest­
gelegt, dass Anträge auf Familienbegeg­
nungen „im Normalfall“ innerhalb eines 
Monats entschieden werden sollten und 
Anträge auf Eheschließungen innerhalb 
von drei Monaten.17

Natürlich waren dies nicht gerade 
schnelle Bearbeitungszeiten – aber auch 
der Helsinki-Prozess insgesamt erforderte 
viel Geduld. Indem die Verpflichtungen 
des KSZE-Dokuments klarer formuliert 
wurden, konnte ihre Einhaltung nun 
auch überprüft werden. Das Wiener Fol­
getreffen – das 14 Jahre nach Unterzeich­
nung der Schlussakte von Helsinki ende­
te – beendete die Kontroversen um die 
Umsetzung der humanitären Bestimmun­
gen der Schlussakte.

Fazit und Empfehlungen

Wenn wir uns die Erfahrungen im Zu­
sammenhang mit der KSZE ansehen: 
Wie viel davon ist Geschichte, und was 
bleibt für die heutige OSZE relevant? 
Nach den jüngsten Diskussionen inner­
halb der Organisation müssten KSZE-Ve­
teran*innen ein Déjà-vu erleben. Die Kri­
tik aus Russland und anderen Teilneh­
merstaaten, es gebe ein thematisches Un­
gleichgewicht bei den OSZE-Aktivitäten 
– sie seien zu sehr auf die menschliche 
Dimension konzentriert, auf Kosten der 
Sicherheitsthemen18 – zeigt, dass die In­
teressen ähnlich wie zuvor in der KSZE 
unterschiedlich gelagert sind. Daher sind 
Verhandlungen mit ungleichen Schwer­
punkten zu erwarten, wenn (und falls) 
die Teilnehmerstaaten den Dialog über 
die Wiederherstellung der europäischen 
Sicherheitsordnung fortsetzen.

Vor dem Krieg in der Ukraine hät­
te ein neuer Kompromiss auf einem 
Ausgleich zwischen Russlands Beharren 
auf der Unteilbarkeit der Sicherheit und 
dem Prinzip der Bündnisfreiheit beruhen 
können. Es wäre nicht mehr um eine 
Versöhnung zwischen der Unverletzbar­
keit von Grenzen und der Betonung 
des Westens, dass Grenzen friedlich geän­
dert werden können, gegangen.19 Nach 
dem Krieg wird dies sicherlich anders 
sein. Die Agenda wird größtenteils vom 
noch unbekannten Ausgang des Krieges 
abhängen. Dennoch wird das Thema 
der Grenzen in Europa bis auf Weiteres 
wichtig bleiben. Solange keine langfris­
tige Beilegung des aktuellen Konflikts 
zu erwarten ist, wird ein Kompromiss 
sicherlich darin bestehen müssen, dass 
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sich die Parteien zunächst auf Umgangs­
regeln einigen, anstatt dass ein neuer Sta­
tus quo etabliert wird. Diese Umgangs­
regeln können nicht einfach die norma­
tiven Grundlagen der OSZE bestätigen. 
Aber sie könnten darauf aufbauen, wäh­
rend gleichzeitig Änderungen vorgenom­
men werden, beispielsweise indem das 
Prinzip der Nichteinmischung in inne­
re Angelegenheiten oder die Bestimmun­
gen zur Medienfreiheit und freien In­
formationsverbreitung genauer definiert 
werden. Damit könnte der Interpretati­
onsspielraum verringert werden. Diese 
Anpassungen müssten von den Teilneh­
merstaaten verhandelt werden, und die 
OSZE-Strukturen könnten diesen Prozess 
unterstützen.

Wenn die OSZE in Folge der aktuel­
len Krise zu ihren Wurzeln zurückkehren 
und auf einen Ort für den politischen 
Dialog reduziert werden sollte,20 könnte 
das Konzept eines parallelen Fortschritts 
in den verschiedenen Dimensionen wie­
der relevanter werden. Wenn (und falls) 
ein Dialog über die Zukunft der europä­
ischen Sicherheitsordnung fortgesetzt 
wird, könnte die OSZE angesichts ihres 
umfassenden Teilnehmerkreises dafür die 
naheliegende Plattform sein. Der Dialog 
würde von den permanenten Strukturen 
und Institutionen der OSZE profitieren. 
Dies würde einen plötzlichen Abbruch 
der Gespräche verhindern, falls sich die 
Teilnehmerstaaten nicht auf das nächste 
Folgetreffen einigen können.

Die Rolle der OSZE als Plattform für 
den Dialog sollte jedoch nicht als selbst­
verständlich betrachtet werden. Die Sow­
jetunion war ein „Demandeur“, der be­
reit war, im Rahmen des Helsinki-Prozes­

ses und der Verhandlungen Zugeständ­
nisse zu machen. Russland will keine ver­
gleichbare Position einnehmen. In den 
letzten 15 Jahren hat es Russland expli­
zit abgelehnt, die OSZE als Ort für Ge­
spräche zu nutzen, um nach einer Eini­
gung mit dem Westen zu suchen. Der 
Vorschlag des damaligen russischen Präsi­
denten Dmitri Medwedew aus dem Jahr 
2008, einen europäischen Sicherheitsver­
trag zu schließen, wurde von Moskau 
außerhalb der OSZE vorangetrieben. An­
fang 2022 wollte Moskau die kurze Dis­
kussion über russische Sicherheitsgaranti­
en eindeutig lieber mit den USA und 
der NATO führen als in der OSZE.21 Da 
ein Dialog über die europäische Sicher­
heit nicht auf die OSZE beschränkt wer­
den kann und in verschiedenen Rahmen 
stattfinden würde, könnten die zukünfti­
ge Rolle, Form und die Aktivitäten der 
OSZE auch Gegenstand eines breiteren 
Kompromisses sein.
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Warum die Forums-Funktion der OSZE wichtig ist

Jelena Cupać*

Zusammenfassung

Die OSZE bietet einen Ort für multilateralen Austausch, und angesichts des Ukrainekriegs ist 
diese Forumsfunktion der Organisation wichtig. Im Laufe der Geschichte strebten Teilnehmer­
staaten aber unterschiedliche Arten von Frieden an. In der KSZE bemühten sie sich um einen 
pluralen Frieden, der normative Unterschiede und geopolitische Realitäten akzeptierte. Nach 
dem Ende des Kalten Krieges änderte sich das Leitbild der OSZE. Nun ging es um einen libera­
len Frieden, der auf der Zusammenarbeit von Staaten beruht, die sich liberalen demokratischen 
Werten verschrieben haben. Durch dieses Verständnis von Frieden fühlen sich Russland und 
andere autoritäre Staaten immer stärker an den Rand gedrängt. Der Beitrag gibt Empfehlungen, 
wie Russland von seiner Überzeugung abgebracht werden könnte, dass es seine Ziele gewaltsam 
erreichen kann – und wie gleichzeitig ein Anreiz für Russland geschaffen werden könnte, sich 
weiterhin in der OSZE zu engagieren.

Schlagworte
Internationales Forum, OSZE, Ukraine, Russland, Krieg

Bitte zitieren als: Jelena Cupać, „Warum die Forums-Funktion der OSZE wichtig ist“ in OSCE 
Insights, Hrsg. Cornelius Friesendorf und Argyro Kartsonaki (Baden-Baden: Nomos, 2023), 
https://doi.org/10.5771/9783748933632-07

Einleitung

Russlands Überfall auf die Ukraine im 
Februar 2022 hat die OSZE in eine exis­
tenzielle Krise gestürzt. Die Organisati­
on hat kein Instrument, um Russland 
für seinen Verstoß gegen grundlegende 
OSZE-Prinzipien zu sanktionieren. Au­
ßerdem hat der Krieg bestehende Proble­
me vergrößert, wie etwa die Schwierig­

* Jelena Cupać
WZB Berlin Social Science Center
jelena.cupac@wzb.eu

keiten, sich auf einen OSZE-Haushalt zu 
einigen. Kann die Organisation diesem 
Druck standhalten – und wie? Eine Op­
tion wäre, die OSZE auf ihre Funktion 
als Forum zu reduzieren. Manche Beob­
achter*innen hoffen, dass dies die Zusam­
menarbeit und den Dialog zwischen den 
Staaten fördern würde.1 Ob die OSZE 
sich in diese Richtung entwickeln oder 
ob es ihr gelingen wird, auch andere 
Zwecke und Aufgaben beizubehalten, 
ist bislang völlig offen. Eines ist jedoch 
wahrscheinlich: Wenn sie überlebt, wird 
die OSZE als Forum wichtiger sein als 
je zuvor, da die Teilnehmerstaaten die 
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Situation in der Ukraine bewältigen müs­
sen.

Internationale Organisationen als Foren

Internationale Organisationen dienen in 
erster Linie als Forum. Dort treffen sich 
Staaten, um ihre Interessen zu äußern 
und über Themen von gemeinsamem 
Interesse zu entscheiden.2 Internationa­
le Sicherheitsorganisationen treffen ihre 
Beschlüsse zumeist im Konsens.3 Daher 
spiegeln die Beschlüsse oft den kleinsten 
gemeinsamen Nenner wider. In interna­
tionalen Organisationen können Staaten 
Kontakte pflegen, Konflikte entschärfen 
und Vertrauen aufbauen.

Sowohl formelle Organisationen als 
auch informelle Zusammenschlüsse kön­
nen als Forum dienen. Informelle Zu­
sammenschlüsse wie etwa die Gruppe 
der führenden Industrie- und Schwellen­
länder G20 oder die Gruppe der großen 
Schwellenländer BRICS sind faktisch nur 
Foren. Sie haben keinen Hauptsitz, keine 
eigene Verwaltung, und die Staaten arbei­
ten auf einer unverbindlichen Basis zu­
sammen. Auch die Organe formeller in­
ternationaler Organisationen können als 
Foren bezeichnet werden. Die Mitglied­
schaft in einigen dieser Organe ist jedoch 
beschränkt, und auch in der Beschlussfas­
sung sind nicht alle Teilnehmer gleich­
berechtigt. Daher können in formellen 
internationalen Organisationen zumeist 
die Plenarsitzungen (wie etwa die Gene­
ralversammlung der Vereinten Nationen) 
als Forum bezeichnet werden.

Staaten nutzen Foren, um bestimm­
te Ziele zu erreichen. Diese Ziele unter­

scheiden sich je nach dem Betätigungs­
feld der internationalen Organisation – 
ein Wirtschaftsforum hat einen anderen 
Zweck als ein Gesundheitsforum. Bei Si­
cherheitsorganisationen wie der OSZE 
verfolgen Staaten vor allem ein Ziel: Frie­
den. Wie könnten die Teilnehmerstaaten 
nun die OSZE inmitten des Krieges ge­
gen die Ukraine konstruktiv als Forum 
nutzen? Dafür lohnt ein Blick in die Ge­
schichte der OSZE.

Der Zweck der OSZE wandelte sich: Vom 
pluralen zum liberalen Frieden

Der Vorläufer der OSZE, die Konferenz 
über Sicherheit und Zusammenarbeit in 
Europa (KSZE), ist ein Paradebeispiel für 
ein Staaten-Forum. Sie entstand vor dem 
Hintergrund des Kalten Krieges: Im An­
schluss an die Kubakrise von 1962 einig­
ten sich die Vereinigten Staaten und die 
UdSSR darauf, Kommunikationskanäle 
zu öffnen, um Frieden und Stabilität zu 
gewährleisten. Dies ebnete den Weg für 
die Entspannung zwischen den USA und 
der UdSSR im folgenden Jahrzehnt. Da­
zu gehörte auch, die Anzahl an strategi­
schen Atomwaffen auf beiden Seiten zu 
begrenzen. Gleichzeitig versuchte West­
deutschland durch seine Ostpolitik, die 
Beziehungen zu Osteuropa und vor allem 
zu Ostdeutschland zu normalisieren. Die 
Schlussakte von Helsinki war das Ergeb­
nis dieser Entwicklung.4

Die Schlussakte kam zustande, weil 
die Supermächte zu Verhandlungen be­
reit waren und – was noch wichtiger 
war – weil sie verstanden hatten, dass 
zum damaligen Zeitpunkt Frieden nur 
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durch eine Anerkennung des Status quo 
erreicht werden konnte. Die Schlussak­
te von Helsinki war somit das Ergebnis 
des Bemühens um einen „pluralen Frie­
den“: ein Friede zwischen Staaten, die 
die normativen Unterschiede untereinan­
der sowie die geostrategische Realität an­
erkennen, zu der diese Unterschiede ge­
führt haben.5 Dies wurde auch als Sieg 
für die Sowjetunion angesehen. Mit der 
Schlussakte konnte sie ihr seit Langem 
verfolgtes Ziel erreichen: Der Westen er­
kannte die Sowjetunion als Hegemonial­
macht in Mittel- und Osteuropa und da­
mit die Nachkriegsordnung in Europa 
an. Die Schlussakte war aber auch für den 
Westen nützlich: Nun konnte er den Ost­
block für seine Menschenrechtsverletzun­
gen kritisieren. Auf diese Weise erreich­
ten die Teilnehmerstaaten einen Modus 
Vivendi, der die Türen für zukünftige 
Veränderungen offenhielt.

Nach dem Ende des Kalten Krieges 
verwandelte sich die KSZE in eine inter­
nationale Organisation, wenn auch oh­
ne einen völkerrechtlichen Gründungs­
vertrag. Sie wurde sehr schnell institu­
tionalisiert, und ihre Funktion als Fo­
rum wurde auf Organe übertragen, in 
denen die Teilnehmerstaaten vertreten 
sind: den Ständigen Rat, das Forum für 
Sicherheitskooperation, die Parlamentari­
sche Versammlung, den Ministerrat und 
die Gipfeltreffen. Der Zweck dieser Fo­
ren hat sich nach dem Ende des Kalten 
Krieges jedoch erheblich verändert. Die 
Teilnehmerstaaten nutzen sie nicht mehr, 
um einen pluralen Frieden zu erreichen. 
Stattdessen konzentrieren sie sich auf den 
Aufbau eines „liberalen Friedens“: eines 
Friedens, der auf der Zusammenarbeit 

von Staaten beruht, die sich liberalen 
demokratischen Werten verschrieben ha­
ben. In mehreren Dokumenten hielten 
sie Anfang der 1990er Jahre fest, dass 
Menschenrechte nur in pluralistischen 
Demokratien geachtet werden können6, 
dass nur von demokratischen Staaten ent­
worfene Ordnungen friedlich sein kön­
nen7, dass Verstöße gegen die Menschen­
rechte allen Teilnehmerstaaten ein legiti­
mes Anliegen sein sollten8 und dass sol­
che Verstöße die Wurzel von Konflikten 
darstellen.9 Auf dieser Grundlage richtete 
die OSZE spezielle Institutionen ein und 
entsendete Feldoperationen, um den De­
mokratisierungsprozess im früheren Ost­
block zu unterstützen.

Die liberale Friedensphase der OSZE 
dauerte nicht lange. Kurz nachdem die 
NATO 1994 verkündet hatte, dass sie eine 
Erweiterung begrüßen würde10, wurden 
die Dialogforen der OSZE zu Orten der 
Auseinandersetzung. Der Westen dräng­
te weiterhin auf einen liberalen Frieden 
und beharrte darauf, dass die meisten 
Verstöße im OSZE-Gebiet in der mensch­
lichen Dimension stattfanden. Die Teil­
nehmerstaaten hätten das Recht, ihre Si­
cherheitsarrangements selbst zu wählen 
bzw. zu ändern – auch Verträge und 
Bündnisse. Im Gegensatz dazu bestand 
Russland darauf, dass die NATO-Erweite­
rung vor allem gegen das Prinzip der un­
teilbaren Sicherheit verstoße. Gleichzeitig 
begann Russland, Einwände gegen die 
demokratiefördernden Institutionen der 
OSZE zu erheben und sie so darzustel­
len, als ob sie sich – zugunsten westli­
cher geostrategischer Ziele – in innere 
Angelegenheiten einmischten. Deswegen 
dümpelte die OSZE fast drei Jahrzehnte 
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lang zumeist als konfrontatives Forum 
vor sich hin. Ihre Feldoperationen, demo­
kratiefördernden Institutionen und po­
litisch-militärischen Instrumente verfehl­
ten regelmäßig ihre erklärten Ziele.

Mit den Veränderungen der europä­
ischen Sicherheitsordnung veränderte 
sich also auch die Funktion der KSZE/
OSZE als Forum. Zunächst sollte ein 
friedliches Zusammenleben von Staa­
tenblöcken mit unterschiedlichen Regie­
rungsformen ermöglicht werden. Später 
ging es um die Schaffung eines liberalen 
demokratischen Friedens.

Empfehlungen: Wie die OSZE als Forum 
genutzt werden kann

Die OSZE ist ein Forum, in dem 
westliche Staaten gegenüber Russland 
klare Grenzen in der politisch-militäri­
schen Dimension kommunizieren kön­
nen. Gleichzeitig ist ein pragmatischer 
Umgang mit der menschlichen Dimensi­
on nötig.

Klare normative Botschaften gegenüber 
Russland

Die Teilnehmerstaaten werden sich wahr­
scheinlich auch in den kommenden Jah­
ren auf die Prinzipien und Verpflichtun­
gen der OSZE berufen, um auf die Ver­
stöße der jeweils anderen Seite hinzuwei­
sen und ihr eigenes Handeln zu rechtfer­
tigen. Sie werden die OSZE weiterhin als 
Forum nutzen, um auf die Grenzen einer 
für sie akzeptablen Sicherheitsarchitektur 

in Europa aufmerksam zu machen. Ange­
sichts des Krieges in der Ukraine haben 
die westlichen Staaten jedoch noch eine 
weitere Möglichkeit. Neben den Wirt­
schaftssanktionen und der militärischen 
Unterstützung für die Ukraine könnten 
sie Russland zusätzlich durch eine „nor­
mative Abschreckung“ unter Druck set­
zen: Sie sollten Russland die klare Bot­
schaft senden, dass sie bei den OSZE-
Prinzipien zu keinerlei Kompromissen 
bereit sind. Es muss klar sein, dass sich 
der Westen nicht auf Verhandlungen 
über Einflussbereiche einlassen oder die 
Rückschritte in der europäischen Sicher­
heit dauerhaft akzeptieren wird – selbst 
wenn es Russland gelingen sollte, Teile 
der Ukraine weiterhin besetzt zu halten.

Die OSZE könnte genutzt werden, um 
Russland immer wieder daran zu erin­
nern, dass die Prinzipien der Schlussakte 
von Helsinki – einschließlich der Unver­
letzbarkeit von Grenzen und der territo­
rialen Integrität von Staaten – nicht ver­
handelbar sind. Das Hauptziel der „nor­
mativen Abschreckung“ wäre es, Russ­
land von der Überzeugung abzubringen, 
dass es seine Ziele gewaltsam erreichen 
kann, damit ein solches Vorgehen nicht 
zu einem Präzedenzfall wird.

Russland weiterhin einbinden

Die westlichen Staaten sollten innerhalb 
der OSZE eine punktuelle Kooperation 
mit Russland nicht ausschließen und das 
Land nicht vollständig an den Rand drän­
gen. Russland hat den Eindruck, durch 
die EU- und NATO-Osterweiterung mar­
ginalisiert worden zu sein. Dies könn­
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te ein Grund für die Entscheidung des 
Kremls gewesen sein, gewaltsam gegen 
die Ukraine vorzugehen. Deswegen soll­
ten die westlichen Staaten im Rahmen 
der OSZE das Land weiterhin einbinden 
– mit dem Ziel, Feindseligkeiten abzu­
bauen.

Die westlichen Staaten könnten Russ­
land zum Beispiel signalisieren, dass sie 
der menschlichen Dimension nicht län­
ger eine so zentrale Bedeutung einräu­
men. Die russische Führung sieht die 
in der menschlichen Dimension veran­
kerten liberalen Normen schon seit Lan­
gem als Bedrohung. Den Einsatz der 
OSZE-Institutionen für Demokratie und 
Menschenrechte hat Russland oft als Teil 
einer westlichen Strategie dargestellt, sich 
in die inneren Angelegenheiten der Teil­
nehmerstaaten einzumischen – manch­
mal sogar mit dem Ziel eines Regime­
wechsels. Eine OSZE mit deutlich libera­
ler Zielsetzung wird deswegen beim Pu­
tin-Regime eher Kritik und Ablehnung 
hervorrufen und es nicht zum Mitma­
chen ermuntern.

Daher sollten die westlichen Staaten 
ihre Rhetorik bei Menschenrechten und 
Demokratie vorerst abmildern. Das be­
deutet nicht, dass sie ihre liberalen Nor­
men aufgeben; diese sind ein wesentli­
cher Bestandteil des normativen Reper­
toires der OSZE. Aber die westlichen 
Staaten wären gut beraten, wenn sie diese 
Normen nicht länger nutzten, um mit 
dem Finger auf Russland und andere 
autoritäre Teilnehmerstaaten zu zeigen. 
Das hat schon öfters in diesen Staaten 
die Furcht vor einem geplanten Regime­
wechsel geweckt.

Mit dieser Herangehensweise würde 
Russlands autoritäres Regime nicht als 
gleichwertiger und legitimer Gesprächs­
partner bei Fragen der europäischen Si­
cherheit anerkannt werden (ein Status, 
der der Sowjetunion im Zuge des Helsin­
ki-Prozesses gewährt wurde). Dieser An­
satz würde auch nicht das Prinzip der 
Unantastbarkeit der inneren politischen 
Ordnung einführen. Denn ein solcher 
Schritt würde Russland im Ukrainekrieg 
eher Mut machen, anstatt es zu entmuti­
gen.11 Und doch wäre das vorgeschlage­
ne Vorgehen wichtig, um eine weitere 
Entfremdung Russlands zu verhindern. 
Er würde das Unbehagen Russlands, die 
OSZE könne ein Werkzeug des Westens 
für einen Regimewechsel sein, zumin­
dest teilweise auflösen. Wenn Russland 
auf diese Weise weiterhin eingebunden 
bleibt, können die Teilnehmerstaaten in 
Bereichen von gemeinsamem Interesse 
eine Zusammenarbeit suchen.

Die Zukunft planen

Die westlichen Staaten sollten das Fo­
rum, das die OSZE bietet, auch nutzen, 
um sich auf die Zukunft vorzubereiten. 
Dies könnte durch mehr Einbindung 
von Teilnehmerstaaten geschehen, die 
weder EU- noch NATO-Mitglied sind. 
Die meisten dieser Staaten sind schon 
durch verschiedene Programme mit die­
sen beiden internationalen Organisatio­
nen verbunden (wie etwa EU-Beitrittsver­
handlungen, die Östliche Partnerschaft 
der EU oder die Partnerschaft für den 
Frieden der NATO). Doch die OSZE ist 
nach wie vor das einzige multilaterale Si­
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cherheitsarrangement, das diese Staaten 
und den Westen unter einem Dach ver­
eint.

Die meisten OSZE-Teilnehmerstaaten, 
die nicht EU- oder NATO-Mitglied sind, 
liegen im Westbalkan, im Südkaukasus 
oder in Zentralasien – Regionen, die tra­
ditionell anfällig für den Einfluss Russ­
lands sind. Viele sind von Energieliefe­
rungen aus Russland abhängig und auch 
in anderen Bereichen eng mit Russland 
verbunden. Daher zögern einige, Russ­
lands Überfall auf die Ukraine zu ver­
urteilen. Die westlichen Staaten sollten 
deswegen die OSZE als Forum nutzen, 
um die Sicherheitsbeziehungen mit die­
sen Regionen zu vertiefen und sie trotz 
unterschiedlicher Interessen einladen, ge­
meinsam die europäische Sicherheit zu 
gestalten.
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